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Vorwort der Bundesregierung 

Das Bundesgesetz über Berichte der Bundesregierung betreffend den Abbau von Benachteili­
gung von Frauen (BGB!. 837/1992) sieht vor, "den Nationalrat in die Lage zu versetzen, den 
jeweiligen Stand der Verwirklichung des Abbaus von Benachteiligung von Frauen festzustellen". 

Die Bundesregierung hat demnach jedes zweite Kalenderjahr, jeweils bis zum 30. Juni,  dem 
Nationalrat über die im Berichtszeitraum gesetzten Maßnahmen zum Abbau von bestehenden 
gesellschaftlichen, familiären und wirtschaftlichen Benachteiligungen von Frauen zu berichten. 

Der erste Zweijahresbericht (über den Zeitraum 1993 und 1994) wurde im Herbst 1996 vorge­

legt, der zweite Zweijahresbericht über den Zeitraum 1995 und 1996 im Jahr 1998, der dritte 
Zweijahresbericht über den Zeitraum 1997 und 1998 im Jahr 2000 und der vierte Zweijahresbe­

richt (1999 - 2000) im Jahr 2002. 

Um diesen Bericht der Bundesregierung von anderen Gleichbehandlungsberichten abzuheben 

und ihm damit ein eigenständiges Profil zu geben, wurde für den zweiten Zweijahresbericht ein 
Kriterienkatalog ausgearbeitet. Damit wurde die Möglichkeit geschaffen, sowohl innerhalb der 

Berichtszeiten und zwischen den berichtlegenden Stellen als auch zwischen den nach dem 
BGB!. 837/1992 zu legenden Zweijahresberichten Vergleiche zu ziehen. 

Für den gegenständlichen Bericht wurden nur jene Maßnahmen der Ressorts erhoben, die nach 
außen wirken ('externe' Maßnahmen). Demgegenüber ISt der Stand der Verwirklichung der 

Gleichbehandlung und Frauenförderung im Bundesdienst Gegenstand des alle zwei Jahre von 
der Bundesregierung zu legenden "Gleichbehandlungsberichts". Dessen gesetzliche Basis bildet 
der § 50 Abs. 4 des Bundesgleichbehandlungsgesetzes (BGB!. Nr.100/1993 idF 16/1994, 
43/1995,  522/1995 und 375/1996) sowie die Verordnung der Bundesministerin für Frauenange­

legenheiten (BGB!. Nr.774/1993). 

Zu den im folgenden näher dargestellten Maßnahmen weist die Bundesregierung darauf hin, 

dass diese nicht isoliert zu betrachten sind, sondern im Berichtszeitraum 2001 - 2002 regie­

rungspolitische Schwerpunkte gesetzt wurden, die wesentlich zur Verbesserung der sozialen 

sowie ökonomischen Lage von Frauen beitragen. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Einführung des Kinderbetreuungsgeldes sowie der erweiterte Empfängerl­
innenkreis, das Väter-Karenzgesetz (ldFd Nov. BGB!. I Nr 103/2001), der aus diesen und in die 
selbe RIchtung gehenden Maßnahmen resultierende deutliche Anstieg der Frauenerwerbsquote, 

verstarkte Angebote für Wiedereinsteiger/-Innen sowie Bildungsprogramme für Mädchen und 
Frauen im Hinblick auf deren Berufsorientierung zu Gunsten "nlchHradltioneller" Berufsfelder. 
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1 Aufbau des Berichtes 

Auf Basis des .Bundesgesetzes über Berichte der Bundesreg ierung betreffend den Abbau von 
Benachteiligung von Frauen" (BGBI. 837/1992) hat die österreichische Bundesregierung jedes 

zweite Kalenderjahr dem Nationalrat über entsprechende Maßnahmen und Aktivitäten zu berich­
ten. L & R Sozialforschung wurde von der Sektion für Frauenangelegenheiten des Bundesminis­

teriums für soziale Sicherheit und Generationen damit beauftragt, den diesjährigen .Bundesbe­

richt der Bundesregierung betreffend den Abbau von Benachteiligungen von Frauen für den Be­

richtszeitraum 2001 - 2002" zu erstellen. Im Rahmen dieser Erhebung wurden alle Bundesminis­
terien, Staatssekretariate und das Bundeskanzleramt angeschrieben, um ihre jeweiligen Aktivitä­
ten zum Abbau von gesellschaftlichen, familiären und wirtschaftlichen Benachteiligungen von 

Frauen darzustellen. Für die Bundesministerien besteht in diesem Zusammenhang Berichts­
pflicht. In den aktuellen Bericht wurden im Gegensatz zu den vorhergehenden Berichten keine 

Aktivitäten der Länder und Städte erhoben, da diese nicht Gegenstand der Berichtspflicht der 

Bundesregierung sind. 

Der Bericht soll nach dem Gesetz (§ 2 Abs.2) folgende externe Maßnahmen beschreiben: 

• Maßnahmen zur Schaffung von Einrichtungen, die es Männern und Frauen ermöglichen, 
ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Berufstätigkeit zu vereinbaren; 

• Sozialpolitische Maßnahmen, die Benachteiligungen von Frauen in Hinblick auf den Um­
stand, dass sie Mütter sind oder sein können, abbauen; 

• Aktive Frauenförderungsmaßnahmen in allen gesellschaftl ichen Bereichen ( insbesondere in 

den Bereichen Arbeitsmarkt, Wissenschaft, Kunst und Kunstförderung sowie im öffentlichen 
Dienst); 

• Allgemeine Maßnahmen zur Existenzsicherung, vor allem für die Fälle des Alters. der Invali-

dität und der Arbeitslosigkeit; 

• Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung im Arbeitsleben. 

Der Kriterienkatalog zur Erhebung der Maßnahmen wurde anhand dieser Maßnahmenbeschrei­

bung adaptiert. 

Ergänzt wurde der aktuelle Bericht außerdem um ein einleitendes Kapitel (Kapitel 2). in dem 

anhand ausgewählter Kennzahlen wie Einkommen und Pensionen die Entwicklungen hinsicht­
lich des Abbaus der Benachteiligungen von Frauen im Zeitvergleich dokumentiert werden. 

In Kapitel 4 werden die Maßnahmen der Bundesministerien und des Bundeskanzleramtes be­

schrieben. welche in Kapitel 5 mit den im Jahresbericht 1 999/2000 dokumentierten Maßnahmen 

verglichen werden.  

Kapitel 6 bietet eine zusammenfassende Darstellung des gegenständlichen Berichtes. 
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2 Ausgewählte Kennzahlen zur Entwicklung 

der Gleichstellung zwischen Frauen und 

Männern 

Um einen ersten Überblick über die tatsächliche Entwicklung der Gleichstellung von Frauen und 

Männer zu erlangen, wird der Zweijahresbericht 2001/2002 um ein einleitendes Kapitel ergänzt, 
in welchem an hand ausgewählter Kennzahlen wie Einkommen und Pension die Entwicklungen 

hinsichtlich des Abbaus der Benachteiligungen von Frauen im Zeitvergleich dokumentiert wer­

den. 

Die Auswahl der Kennzahlen erfolgte vor dem Hintergrund des Bundesgesetzes zum Abbau der 
Benachteiligungen von Frauen (BGB!. Nr. 837/ 1992). Durch dieses Gesetz bekennt sich der 
Bund zum umfassenden Abbau bestehender gesellschaftlicher, familiärer und wirtschaftlicher 

Benachteiligungen. Dieses Bundesgesetz ist in Zusammenhang mit dem Bundesverfassungs­
gesetz über das unterschiedliche Pensionsantrittsalter von Frauen und Männern zu sehen. 

Soweit Zahlen verfügbar sind und eine Darstellung Sinn macht, werden sowohl die Anteile der 
Frauen an den jeweiligen Daten, wie auch die .Gender Gaps" - die Unterschiede zwischen 

Frauen und Männern - als aussagekräftige Indikatoren ausgewiesen. 

Da entsprechende Berichte über die Maßnahmen der Ministerien seit 1 993 vorliegen, wurde 

dieses Jahr - soweit vergleichbare Zahlen vorhanden sind - als Basisjahr für die Darstellung der 
Indikatoren ausgewählt. Je nach Verfügbarkeit der Daten wurden noch zwei weitere Zeitpunkte 
gewähll: im Regelfall sind dies die Jahre 1 997 und 2001 . Falls für diese Jahre keine vergleichba­
ren Daten vorhanden waren, wurden andere Jahre gewählt, immer aber drei unterschiedliche 
Zeitpunkte, um so Entwicklungstendenzen ablesen zu können. 

Die ausgewiesenen Zahlen sollen sichtbar machen, inwiefern sich die Gleichstellung von Frauen 
und Männern hinsichtlich der Frage der Ermöglichung einer eigenständigen finanziellen Absi­

cherung und der damit In Zusammenhang stehenden Frage der Integration in das Erwerbsleben 

entwickelt hat. 

Einkommen aus Beschäftigung und Transfereinkommen 

Einen zentralen Indikator stellt die Hohe des Erwerbseinkommens und damit zusammenhän­
gend die Einkommensunterschiede ZWischen Frauen und Mannern dar. Zur Berechnung dieser 
können unterschiedliche Datenbasen heranzogen werden (Lohnsteuerstatistik. Verdienststatistik 

etc.). Aufgrund der Vergleichbarkeit der Daten wurden die Jahre 1 997. 1 999 und 2001 ausge­

wählt, da ab 1 997 die Berechnung auf einer modifizierten BasIs erfolgt, die eine direkte Ver­
gleichbarkeit mit den Jahren zuvor erschwert. Zu benicksichtigen ist, dass die unterschiedlichen 
Erfassungsmethoden mitunter leicht abweichende Ergebnisse mit sich führen, allerdings weisen 
alle Statistiken tendenZiell in die selbe Richtung. 
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Tabelle 1 :  

Gesamt 

Frauen 

Männer 

Mittlere Bruttojahreseinkommen der unselbstständig Beschäftigten (ohne 

Lehrlinge) 

1�97 1999 2001 

19.808 € 20.436 € 2 1  1 20 € 

14.522 € 14.773 € 15.304 € 

23.542 € 24.6 14 € 25.592 € 

Einkommensunterschied 38% 40% 40% 

Quelle Slallstlk Auslna 2003, Anmen.;ungen le'Netls Median des Brulloelnkommens. BrulloJahresbezuge gemäß § 25 ESIG 

Tabelle 2: 

Gesamt 

Frauen 

Männer 

Mittlere Nettojahreseinkommen der unselbstständig Beschäftigten (ohne 

Lehrlinge) 

1997 1999 2001 

1 5.579 € 1 4.929 € 1 5.533 € 

11.281 € 11.417€ 1 1.964 € 

16 899 € 1 7  492 € 1 8 258 € 

Einkommensunterschied 33% 35% 35% 

Quelle Statistik Auslna 2003. Anmerttungen Jeweils Median des Bruttoeinkommens. BruttoJahresbezuge gemaß § 25 EslG 
abzughch der Sozialversdlerungsbellrage und lohnsteuer 

Die Daten zeigen, dass die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern sehr hoch 
sind und im Betrachtungszeitraum sogar leicht angestiegen sind, nämlich beim mittleren Netto­

jahreseinkommen von 33% im Jahr 1 997 auf 35% im Jahr 2001. 

Da die meisten anderen Transfersysteme (Arbeitslosigkeit, Pension etc.) von der Höhe des 

Einkommens abhängig sind bzw. von der Tatsache, ob es überhaupt ein eigenständiges Ein­

kommen gibt. Ziehen Einkommensunterschiede bzw. fehlende Einkommen auch weitreichende 

Konsequenzen hinsichtlich weiterer finanzieller Absicherungen nach sich . 

Bezüglich des Verhältnisses von Frauen und Männern an den Leistungsbezieherinnen des Ar­

beitslosengeldes zeigt sich für 2001, dass von den 118.000 Leistungsbezieherinnen insgesamt 

71.000 Männer waren und 47.000 Frauen. Von den 72.000 Notstandshllfebezieherlnnen waren 
Im Jahr 2001 39.000 Männer und 33.000 Frauen. 

Das durchschnittlich sehr niedrige Transfereinkommen von Frauen ist Im Hinblick auf die Ermög­
Ilchung einer eigenständigen EXistenz ein wichtiger Indikator fur eine gleichstellungsorientierte 

Politik Wie die nachstehenden Tabellen verdeutlichen. liegt der durchschnittliche monatliche 
Arbeitslosengeldbezug ebenso wie der Notstandhilfebezug von Frauen nach wie vor um 23% 
bzw. 24% niedriger als jener von Mannern 
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Tabelle 3: Durchschnittlicher monatlicher Arbeitslosengeldbezug 

1993 1997 2001 

Gesamt 654€ 656€ 675€ 

Frauen 553€ 550€ 572€ 

Männer 722€ 725€ 739 € 

Unterschied Frauen J 
Männer in % 

23% 24% 23% 

Quelle BMWA, "Economlc and Labour Information SyslemR (Elis) 2003. AMS 2003 

Tabelle 4: Durchschnittlicher monatlicher Notstandshilfebezug 

1993 1997 2001 

Gesamt 5 1 9  € 521€ 520€ 

Frauen 446€ 453 € 446 € 

Männer 585€ 585€ 586€ 

Unterschied Frauen J 
23% 

Männer in .,. 
24% 24% 

Quelle. BMWA, "EconomlC and Labour Information System- (ElIs) 2003. AMS 2003 

Pensionen 

Bezogen auf den Anteil der Frauen mit eigenständiger Alterspension zeigt sich einerseits, dass 
dieser noch immer viel geringer ist als jener der Männer, andererseits durch die steigende Er­

werbstätigkeit der Frauen dieser Anteil aber kontinuierlich zunimmt: So ist der Anteil der Alters­

pension für Frauen von 35% 1980 auf 49% im Jahr 2000 gestiegen, Noch Immer haben aber nur 
sechs von zehn Frauen im Alter eine eigene Pension und von jenen Frauen, die derzeit das 
Pensionsalter erreichen, haben etwa ein Drittel keinen eigenen Pensionsanspruch, 

Folgende Tabelle belegt, dass die Pensionen der Frauen wesentlich niedriger sind als jene der 

Manner. Der Gender Gap betrug Im Jahr 1993 43% und hat Sich Im Beobachtungszeitraum bis 
2001 - wo dieser noch immer bei 42% liegt - kaum verandert 
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Tabelle 5: Durchschnittliche Alterspension in den Jahren 1993, 1997 und 2001 üeweils 

i m  Dezember des Jahres): 

1993 1997 2001 

Gesamt 75H 816 € 897 € 

Frauen 543€ 621 € 68H 

Männer 956€ 1066 € 1 1 72 € 

Unterschied Frauen I 

Männer in % 
43% 42% 42% 

QueUe Hauplverband der osterrelch,scnen SOllalverstCherungsträger 1994, 1998. 2002. Anmerkung AlterspensIon 
Inklusive AusglelChszulage und KInderzuschuss 

Auch bei Invaliditätspensionen und vorzeitigen Alterspensionen liegt die Höhe der Frauenpensi­

onen weit unter jener der Männer. 

Integration in das Erwerbsleben 

Die Integration der Frauen in das Erwerbsleben gibt darüber Auskunft. inwiefern eine tatsächli­

che Ermöglichung der Chancengleichheit am Arbeitsmarkt gegeben ist. Da hier die Berechnun­

gen 1994 auf das Labour-Force-Konzept umgestellt wurden. wird dieses Jahr als Vergleichsba­

sis herangezogen. Im Beobachtungszeitraum ist eine leichte Erhöhung der Erwerbsquoten von 

Frauen zu beobachten; diese liegt im Jahr 2001 bei 62%. 

Tabelle 6: Erwerbsquoten von Frauen und Männern 

1994 1997 2001 

Frauen 59% 61.3% 62.3% 

Männer 80.2% 80.0% 79.0% 

Unterschied Frauen I 
21.2 18.7 16.7 

Männer in %-Punkte 

Quelle Statistik Auslna 2002. BMWA "Economlc and Labouf Information System" (Ehs), Anmerkung Erwerbslahge als 
Anteil an der 15-64-J<ihngen Bevölkerung basierend auf dem Labour-Forcc-Konzept 

Allerdings gibt der bloße Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen nicht über die tatsächliche 
Qualität der Beschäftigungsverhaltnisse oder den "Grad" der Integration In das Erwerbsleben 

Auskunft. Für vorliegenden Bericht Wird die Tellzeltquote Im Vergleich zur entsprechenden Quo­

te der Manner als zusatzlicher Indikator für den Integrationsgrad herangezogen Diese gibt ei­

nerseits daruber Auskunft. Inwiefern die steigende ErwerbsIntegration uber Teilzeitbeschäftigung 

erfolgt - und damit auch Nachteile bezüglich Einkommen. Pensionshöhe etc. nach sich zieht -. 
andererseits zeigt sich Im Verhaltnls des Frauen-/Männerantells inwiefern geschlechtsspezifi­
sche Teilungsprozesse am Arbeitsmarkt weiterhin bestehen bleiben oder sich auflösen. 
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Tabelle 7: Teilzeitquoten von F rauen und Männern 

1994 1997 2001 

Gesamt 10,1% 12,0% 14,4% 

Frauen 22.2% 26,1% 30,8% 

Männer 2,0% 2,5% 2,7% 

Unterschied 

Frauen I Männer 20,2% 23,6% 28,1% 

in 'la-Punkte 

Quelle Statistik Austna 2002, Mikrozensus. Anmerkung' Tellzcltbeschafllgtenanlel1 an den unselbständig Beschaftlglen. 
Definition von Teltze_1 , 2-35 Wochenstunden 

Der Anteil an den Arbeitsuchenden gibt ebenfalls Auskunft über die Beschäftigungschancen. 

Allerdings gehen die meisten Studien (z.B. Leitner I Wroblewski 2000) davon aus, dass die rea­
len Unterschiede in der Arbeitslosenquote von Frauen und Männer aufgrund des höheren An­

teils von Frauen an "versteckter Arbeitslosigkeit" etwas höher wären, als sie durch die offiziellen 

Statistiken wiedergegeben werden. Wenn es hierzu auch wenig an genauem Datenmaterial gibt, 

sollten diese Befunde trotzdem berücksichtigt werden. 

Tabelle 8:  Arbeitslosenquoten nach Geschlecht 

1993 1997 2001 

Gesamt 6,8% 7,1% 6,1%, 

Frauen 6,9% 7,4% 5,9% 

Männer 6,7% 6,9% 6,2%, 

Unterschied 

Frauen J Männer 0,2% 0.5% -0,3% 

in '/o·Punkte 

Quelle AMS. Arbe1lslosenquole nach nationaler Berechnung 

Anteil an Elternkarenzen 

Als ein weiterer Gleichstellungsindikator kann die Auftellung der Elternkarenz herangezogen 
werden. Hier zeigt sich, dass der Anteil der Manner an Karenzgeldbezleherlnnen nach wie vor 
sehr gering 1St. 
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Tabelle 9: Frauen- u n d  Männeranteile an den Elternkarenzen 

1990 1997 2000 

Gesamt 46327 112 237 77 759 

Frauen 46 .244 111.170 76 .339 

Männer 83 1.067 1.420 

Männeranteil in % 0,17% 0,9% 1,8% 

QueUe Slallsilk AU$lna 2002 

Wie die ausgewählten Kennzahlen zeigen, besteht weiterhin Handlungsbedarf, um tatsächlich 
von der Erreichung der Chancengleichheit zwischen Frauen und Männer sprechen zu können. 
Im betrachteten Zeitraum erfolgten für einige Bereiche relativ kleine Verbesserungen, im Bereich 
der Einkommen kam es hingegen sogar zu einer Vergrößerung der Ungleichheiten . Vor diesem 

Hintergrund sind weiterhin eine Vielzahl unterschiedlicher Maßnahmen empfehlenswert, um 

tatsächliche Wirkungen zur Chancengleichheit erzielen zu können. Die ausgewahlten Kennzah­

len stellen dabei eine erste grobe Einschätzung der Situation dar. Eine direkte Verbindung zwi­

schen der Durchführung einzelner frauen politischer Maßnahmen und der Änderung der Kenn­

zahlen kann noch nicht abgeleitet werden. Aber es zeigt sich der entsprechende Handlungsbe­
darf zur Weiterführung von Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern. 

Quellen: 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger: Handbuch der österreichischen 

Sozialversicherung. Wien 1 994, 1 998, 2002 

Leitner, Andrea I Wroblewski, Angela' Chancengleichheit und Gender Mainstreaming . Ergebnis­
se der begleitenden Evaluierung des österreich ischen NAP Wien 2000 

Statistik Austria: Geschlechtsspezifische Disparitäten. Wien 2002 

Statistik Austna: Statistisches Jahrbuch Österreichs 2003. Wien 2003 

Homepages: http://wwwbmwa.gv.at. http://www.ams.or.at 
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3 Die Erhebung 

Zur Erhebung der gesetzten Aktivitäten wurden von L&R SozIalforschung Erhebungsbögen an 

BundesministerIen. Staatssekretariate und Bundeskanzleramt gesandt. Dabei kam ein Erhe­
bungsbogen (siehe Anhang) zum Einsatz. der alle gesetzten externen Maßnahmen der entspre­

chenden Institutionen ermitteln sollte. 

Oie Maßnahmen sind entlang bestimmter Kategorien und Kriterien beschrieben. um so mög­

lichst umfassende und vergleichbare Informationen zu erhalten. Für den vorliegenden Bericht 

wurde der vorhandene Kriterienkatalog erneut adaptiert. wobei einerseits eine Vereinfachung 
der Erhebung durch Reduzierung einiger Kriterien und andererseits zusätzlicher Informations­

wert durch HInzunahme neuer Kriterien wie Angaben zum Budget. Art der Finanzierung und 
Angaben zur Durchführung erzielt werden sollten. Außerdem werden im Rahmen dieses Berich­

tes die einzelnen Maßnahmen erstmals ausführlicher beschrieben . um einen besseren Einblick 

In die thematische Schwerpunktsetzung der genannten Institutionen zu geWährleisten. 

Gegenstand dieses Berichts sind nur Jene Maßnahmen, die seitens der Ministerien und Staats­
sekretarIate Im Zeitraum 2001 und 2002 nach außen gesetzt wurden - sogenannte .externe· 

Maßnahmen" Maßnahmen zur internen Frauenförderung sind nicht Gegenstand des Berichtes. 
Außerdem wurden In den vorliegenden Bericht nur jene Maßnahmen aufgenommen, die wäh­

rend des Erhebungszeitraums initiiert oder weitergeführt wurden und die Sich explizit an Frauen 
richten 

Festgehalten werden muss an dieser Stelle. dass mit diesem Bericht keine Evaluierung oder 
Bewertung der Maßnahmen an Sich erfolgt, sondern eine Beschreibung und Kategorislerung der 
Maßnahmen auf Basis der Angaben der berichtenden Stellen vorgenommen wurde. 

4 Maßnahmen der Bundesministerien 

Nach einem Uberbllck uber die Anzahl der Maßnahmen der von Bundesmlnlstenen und Bun­
deskanzleramt gemeldeten Maßnahmen erfolgt eine Darstellung der Maßnahmen geordnet nach 

Institution Pro Institution werden zu Jeder Maßnahme der Titel und - soweit In der Erhebung 
vorhanden - Inhalte. Ziele. Zielgruppen. Ergebnisse und Budget zusammenfassend beschrie­
ben Danach folgt pro Institution ein Uberbllck uber Themenbereiche Art der Maßnahme und Art 
der Umsetzung Bel den Angaben zu Themenbereichen waren Mehrfachnennungen nur bel 
Maßnahmenbundein zulasslg. bel Art der Maßnahme waren Mehrfachantworten generell mög­
lich 
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Überblick 

Die Bundesministerien und das Bundeskanzleramt haben ,n unterschiedlicher Ausführlichkeit 
über ihre Maßnahmen zum Abbau der Benachteiligungen von Frauen berichtet und dazu die 

entsprechenden Erhebungsbogen ausgefüllt Nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über 
die Anzahl der Maßnahmen, die in den Bericht aufgenommen wurden ': 

Tabelle 10: Überblick über Anzahl der Maßnahmen' 

Bundesministerien 

Bundesmlnlstenum fur auswärtige Angelegenheiten (BMaA) 

Bundesmlnlstenum fur Bildung. Wissenschaft und Kultur (BMBWKI 

8undesmlnlstenum tur Finanzen (BMF) 

8undesmlnlstenum für Inneres (SMI) 

Bundesmlnlstenum für Justiz (BMJ) 

Bundesmlnlstenum für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und Wasserwlrtschaft ( BMLFUW) 

Bundesmlnlslenum fur Offentliche Leistung und Sport (BMöLS) 

Bundesmlnlstenum tur soziale Sicherheit und Generationen (BMSG) 

Bundesmlnlstenum fur Wirtschaft und Arbell (BMWA) 

Bundesmlnlstenum fur Verkehr, tnnovatlon und Technologie (BMVIT] 

Bundeskanzleramt (BKA) 

Gesamt 

Maßnahmen 

5 

16 

2 

2 

2 

3 

4 

27 

16 

5 

3 

85 

Insgesamt wurden von den Bundesministerien und dem Bundeskanzleramt 85 Maßnahmen ge­
nannt, die den Erhebungskriterien entsprechen. Die beschriebenen Maßnahmen sind sehr un­
terschiedlich. Sie umfassen beispielsweise die Finanzierung von Studien, Veranstaltung von 
Tagungen oder Beratungsangebote für Frauen am Arbeitsmarkt 

Bei jenen Maßnahmen, die im nachfolgenden Berichtsteil nicht berücksichtigt werden konnten, 

handelt es sich um ressortinterne Maßnahmen, die nicht Gegenstand des Berichtes sind oder 

um Maßnahmen, die nicht explizit Frauen als Zielgruppe haben. 

Bei der Darstellung der Ministerien findet sich Jeweils eine Auflistung der Maßnahmen mit Titel 
und Beschreibung (soweit vorhanden) zu Inhalten. Zielen, Zielgruppen. Ergebnissen und Bud­

get Im Anschluss an die Einzeldarstellung der MInisterien und des Bundeskanzleramtes erfol­
gen für einige Bereiche ressortübergreifende Auswertungen 

I Maßnahmen. die nicht den Erhebungskntenen entsprachen. wurden "Icht aufgenommen werden allerdings bei den 

Jeweiligen Institutionen als gemeldete Maßnahmen angefuhrt 

Vom Bundesmlnlstenum fur Landesvertetdlgung 'HUrde esne Leermeldung abgegeben 
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4.1 Maßnahmen des Bundesministeriums für auswärtige 

Angelegenheiten (BMaA) 

Vom Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten wurde ein Erhebungsbogen der exter­

nen Genderexpertin übermittelt. der die Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen Ebe­

nen und Arbeitsbereichen der Entwicklungszusammenarbeit darstellt. Außerdem wurden im Be­
richtszeitraum Projekte gefördert. deren Aktivitäten vorwiegend in Ländern Südost- und Osteu­

ropas angesiedelt waren (Stabilitätspakt für Ost- und SÜdosteuropa: Gender Task Force; Men­

schenhandel-Task Force). 

Die Projekte des BmaA hatten in entferntem Sinn Auswirkungen auf in Österreich lebende Frau­

en, was sich aus dem Aufgabengebiet dieses Ministeriums ergibt. Eine auch nur überblicksartige 

Darstellung der Frauenprojekte der Entwicklungszusammenarbeit und der Ostzusammenarbeit 

würde diesen Bericht sprengen. es wird daher weiterführend auf die Homepage des Außenmi­

nisteriums (www .bmaa.gv.atleza) verwiesen. Im Folgenden werden die vom BMaA gemeldeten 

Maßnahmen aufgelistet. 

Neues Bundesgesetz über die Entwicklungszusammenarbeit 2002 (Entwicklungs­

zusammenarbeitsgesetz, EZA-G) 

Inhalt 

Gesetzliche Verankerung des Prinzips der Gleichstellung von Frauen und Männern im Rahmen der EZA. 

Ziel 

Die bisherige PraxIs sollte gesetzlich verankert werden. 

Ergebnis 
Die horizontale Beachtung des PrinZIps der Gleichstellung von Frauen und Männern wurde bei den Pro­

Jekten der EntwIcklungszusammenarbeit und bei allen Politikbereichen des Bundes. welche die Entwlck­

lungslander beruhren konnen. gesetzlich vorgeschrieben 

Gleichstel lung von Frauen und Männern durch Anwendung des Gender­

Mai nstreaming Ansatzes auf al len Ebenen und Arbeitsbereichen 

der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 

Inhalte 

Frauen haben sich In der EZA als zentrale Mulllpilkatorengruppe Im Kampf gegen die Armut erwiesen. 

Projektbe,sp,ele, wie etwa KleInkreditprogramme beweisen Frauen konnen oft nachhaltiger wirtschaften 

und sind bel der Rückzahlung von Krediten verlassllcher Ziel der Maßnahme(n) ISt daher die laufende 

Verankerung sowie Umsetzung des PrinzIps der Gleichstellung von Frauen und Mannern, dessen An­

wendung Im EZA-Gesetz gefordert und festgeschrieben ISt Die Maßnahme setzt sich aus vielen EinzeI­

maßnahmen zusammen. die Im System der OEZA auf verschiedenen Ebenen angesiedelt sind. Diese 

EInzelrnaßnahmen decken ein Spektrum vom politischen, sOZialen und gesellschaftlichen Empowerment 

ab (besonderer Schwerpunkt sudllches Afrika) und gehen hin bis zu wirtschaftlichen Maßnahmen und 

Bildung Mitumfasst Sind auch Maßnahmen der Offentllchkeltsarbelt. 

Ziele 
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Auf der Internen Ebene setzt dieser Ansatz eine umfassende Umstrukturierung der Prozes­

se/Abläufe/Zugange voraus (Verankerung/Konkretlslerung In den Landes- und Landessektorprogrammen, 

Entwicklung von Gender-Strateglen und Beiträge zur Frauenfbrderung bzw Gender-Equallty, Einsatz von 

Gender-Expertlse und Aufbau eigener KapaZitäten vor Ort, Verankerung In den Abläufen der ÖEZA etc. ), 

Auf der externen Ebene geht es um konkrete Maßnahmen zur Frauenförderung und Gender Mainstrea­

ming im Kontext der geförderten Projekte, Die ÖEZA fördert auf drei Ebenen: Neben der Förderung von 

Frauenorganisationen und Maßnahmen, die Frauen direkt oder spezifische Anliegen von Frauen unter­

stützen, werden lokale Organisationen gefördert, die Seminare und Schulungen sowie gender-sensible 

Projektbegleitung und Beratung anbieten können, sowie Kooperationen und Einbeziehung von staatlichen 

Stellen, die für die Gleichstellung in den Schwerpunktländern der ÖEZA zuständig sind. 

Ergebnisse 

Durch die Auseinandersetzung mit und Anwendung von gender-sensiblen und -differenzierten Sichtwei­

sen sowie Zugängen werden bestehende Diskriminierungen thematisiert, In den _Mainstream- gebracht 

und verbesserte Lösungsansätze umgesetzt. 

Gleichstel lung von Frauen und Männern durch Anwendung des Gender­

Mainstreaming Ansatzes auf al len Ebenen und Arbeitsbereichen der Österreichi­

schen Ostzusammenarbeit (OZA) 

Wie in der EntwIcklungszusammenarbeit bilden Frauen Im Bereich der OZA einen besonderen Schwer­

punkt. Im Rahmen des Stabilitätspakt für Ost- und Südosteuropa finanziert das BMaA die Tätigkeit der 

Leiterin der Arbeitsgruppe zu Bekämpfung des Menschenhandels Bundesministenn a,d, Dr. Helga Kon­

rad, Der Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt dabei in der Bekämpfung des Frauen- und Kinderhandels, 

Projektbeispiel: Mazedonien 

Die Stabilitäts pakt Gender Task Force hat in den 3 Jahren Ihres Bestehens zu einer Steigerung des Frau­

enanteils In den Parlamenten der Stabilltatspakt-Empfangerlander von 7% auf 15% des Frauenanteils in 

den Parlamenten beigetragen, Das Projekt wurde gemeinsam mit der Union of Women's Organizations of 

the Repubhc of Mazedonia durchgeführt - Im Hinblick auf die Im September 2002 stattgefundenen Parla­

mentswahlen, Zielgruppe waren Frauen aus der lokalen Bevölkerung, und zwar Erstwählerinnen, Frauen 

als Minderheitenangehörige, Frauen aus Landbetrieben und beschäftigungslose Frauen, Ziel war es, zu 

einer verstarkten Bewusstseinsbildung bei den Wählennnen beizutragen, diese in ihren demokratischen 

Rechten zu schulen und Frauennetzwerke und lokale Frauengruppen in Mazedonlen durch gemeinsame 

öffentliche AktiVitäten zu stärken 

Frauenpolitik im Rahmen der VN 

Osterreich hat sich an den Diskussionen der 56 und 57 VN-Generalversammlung Insbesondere zu The­

men wie "Bekampfung von Verbrechen gegen Frauen, die Im Namen der Ehre begangen werden", "Frau­

en- und Madchenhandet", "Gewalt gegen ImmigrantInnen", "tradilionelle und kulturell verankerte Prakti­

ken, die die Gesundheit von Frauen und Madchen gefahrden" _Stellung von Frauen Im VN-System", so­

wie zum "Follow-up zur Vierten Weltfrauenkonferenz" und zur "Konvention uber die Beseitigung von jegli­

cher Dlsknmlnlerung gegen die Frau", aktiV beteiligt und fuhlt sich den daraus resultierenden Resolutionen 

als Mltelnbnnger besonders verbunden 

An der 46 und 47 Tagung der VN-Frauenstatuskommlsslon beteiligte sich Osterreich als aktiver Beob­

achter mit Delegationen, die Vertretennnen des BMAA und des BMSG sowie osterrelchlscher NGOs um-

14 

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 94

www.parlament.gv.at



fassten Die osterreichische Delegation war In die Konsensflndung zu Landennltlatlven wie "die Lage von 

Frauen und Madchen in Afghanistan" und Schwerpunktthemen wie "Frauen, Madchen und HIV-AIDS" 

oder "Frauen und neue Informatlonstechnologlen" Involviert 

Bei der 57 und 58 Tagung der VN-Menschenrechtskommlssion brachte sich Österreich Im Rahmen der 

EU aktiv in die Textverhandlungen zu den Resolutionen "Integration der MR von Frauen Im U N-System", 
"Frauen- und Mädchenhandel" sowie " Beseitigung von Gewalt gegen Frauen eon, Alle drei Texte, die 

letztendlich ohne Abstimmung angenommen werden konnten, wurden von Österreich durch Miteinbrin­

gung unterstutzt. Darüber hinaus bemühte sich Österreich, auch In anderen Resolutionen, insbesondere 

Länderresolutionen, die Notwendigkeit der Ratifizierung und Implementierung der Konvention zur Beseiti­

gung jeder Form von Diskriminoerung der Frau (CEDAW) zu verankern, eone verstärkte Einbindung von 

Frauen in Friedens- und nationale Versöhnungsprozesse zu fordern sowie besondere Problembereiche 

(Frauen als Vertnebene, Beschneidung von Frauen etc) anzusprechen, Österreich zählt zu den Geber­

staaten für VN-Fonds und VN-Programme, die sich der Förderung von Frauen und Mädchen sowie dem 

Schutz der Rechte von Frauen und Mädchen widmen, bzw elnschlagige Projekte anbieten: UNIFEM, 

UNFPA, UNICEF Unter anderem finanziert Österreich ein Projekt von UNIFEM, das die Reintegration und 

Rehabilitation von Frauen in der Demokratischen Republik Kongo unterstützt. 

Am Rande der VN-Generalversammlung trifft sich jährlich die Gruppe der Außenmonlsterinnen, in der die 

Bundesministenn tur auswartige Angelegenheiten ein aktives Mitglied ist. Über ihre Initiative hat sich diese 

Gruppe insbesondere zugunsten der on Nigeria zum Tode durch Steinigung verurteilten Frauen eingesetzt. 

Die Außenmlnosterinnen haben dazu eine Erklärung abgegeben, die Außenmonlstenn Benita Ferrero­

Waldner in einem Schreiben dem UN-GS mit dem Ersuchen um Unterstützung sowie dem nigerianoschen 

Außenminister zukommen hat lassen Diese Problematik wurde seitens der Bundesministerin für auswär­

tige Angelegenheiten auch in ihrer Rede vor der Generalversammlung der VN aufgezeigt. tm Falle von 

Frau Husseini haben diese Bemühungen, wie auch jene Vieler anderer, schließlich zur Begnadigung ge­

führt, Im Falle von Amina Laval ist eine positive Lösung noch ausständig, wobei es Signale gibt, dass 

auch Frau Laval dieses entsetzliche Schicksal erspart bleiben könnte, 

Frauenpolitik i m  Rahmen des Netzwerkes Menschlicher Sicherheit 

Als Vorsitz im Netzwerk Menschlicher Sicherheit legte Österreich besonderes Augenmerk aut die Situati­

on von Mädchen in bewaffneten Konflikten und gab an lässlich der Debatte des VN-Sicherheitsrates über 

"Frauen, Friede und Sicherheit" am 28, Oktober 2002 eine Erklärung ab, die die Schwerpunktsetzung des 

Netzwerkes zum Schutz von Frauen und Mädchen darlegte, In dieser Rede wurde die Notwend igkeit von 

Maßnahmen zur Unterbindung von Frauen- und Madchenhandel und der sexuellen Ausbeutung von 

Frauen und Madchen on bewaffneten Konflikten betont sowie Menschenrechtserzoehung tur Frauen und 

Madchen gefordert, 

Im Rahmen der ÖEZA-Projekte werden laut den Angaben des BmaA Frauentördermaßnahmen 

on Vielen der im Erhebungsbogen angefuhrten Kategorien gesetzt und gefordert, weshalb keine 
Auswertung nach Themenbereichen und Art der Maßnahme vorliegt . 

Das BmaA weist darauf hin, dass alle PrOjekte der EZNOZA auf Ihre Frauenrelevanz geprüft 
werden, 67 der 174 im Jahr 2002 neu begonnen PrOjekte wiesen eine Frauenkomponente auf, 
bei 9 Projekten standen Frauenfragen Im Mittelpunkt Die Maßnahmen im Bereich der EZNOZA 
decken durchwegs übergreifend die Kategorien "Beratungs- und QualIfizIerungsmaßnahme", 
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"Subvention. Preis. Stipendium" sowie "Wissenschaft. Forschung. Entwicklung" ab. Im Jahr 2002 

wurden 8 Projekte durchgeführt. die der Offentlichkeitsarbelt zugerechnet werden können. 

Tabelle 11: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auhragnehmerlnnen 

belde 

Nennungen 

3 
--

2 

Die durchgeführten Maßnahmen im Bereich der EZNOZA wurden zusammen mit einer externen 

Expertin umgesetzt. die übrigen Maßnahmen alleine vom Bundesministerium. 

4.2 Maßnahmen des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur (BMBWK) 

Vom Bundesministerium für Bildung. Wissenschaft und Kultur (im Folgenden: BMBWK) wurden 
insgesamt 16 externe Maßnahmen beschrieben. Diese betreffen vor allem die schulische und 

berufliche Bildung von Mädchen und Frauen sowie die Förderung von Frauen in der Wissen­
schaft. Im Folgenden werden die Titel sowie eine Beschreibung aller vom BMBWK gemeldeten 

Maßnahmen aufgelistet. 

Berufsorientierung von Mädchen 

Inhalte 
Förderung von Initiativen und Mädchenberatungsstellen. die Berufsberalung. spezielle Projekte oder 

Kurse (v.a. In den Bereichen Technik. Handwerk und Informatlonstechnologien) zur Berufsorientierung 

von Madchen anbieten. (2001/2002: insgesamt 19 FOrderungen) 

IT-Tag tür Mädchen ( in Wien): Berufsorientierungsangebot In den Bereichen EDV-Technlk. Programmie­

ren und Mulilmedia-Deslgn: Kennenlernen von Schulen. die Ausbildungen Im IT -Bereich anbieten. (Ab 

2001 lahrhch) 

Aktion "MiT - Mädchen in die Technik": Durch spezielle Kurse und Maßnahmen sollen Madchen an 

hoheren technischen Lehranstalten geslarkt werden. weiters soll durch verschiedene Aktionen (wie Tage 

der offenen Tur. P lakataktionen. Informationsveranstaltungen. Projekte usw ) der Anteil von Madchen und 

Frauen In lech nischen Ausbildungen erhöht werden (Seit 1998) 

Informationsmaterialien: MItherausgabe von 2 Foldern zur Berufsonentlerung von Madchen und Jungen 

Frauen sowie einer Broschure fur Mult iplikatoren/Multiphkatonnnen "Madchen konnen mehr" (Hrsg. v. 

BMSG. BMWA. AMS und BMBWK. 2002) 

Ziele 

• Erweiterung des Berufswahlspektrums von Madchen. 

• Motivation zu n icht-traditionellen. wenig uberJaufenen und zukunftstrachtlgen Ausbildungen und Beru­

fen. 
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• direktes Erproben von technisch-handwerklichen Tatlgkelten , 

• Abbau von Hemmschwellen gegenuber Technik, 

• Erhöhung des Mädchenantelts In technischen, naturwlssenschafthchen und handwerklichen Ausbil-

dungen, 

• Aufzeigen von erfolgreichen Frauenkarrieren In technischen Berufen; 

• Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit: 

• Sensibilislerung von Muliplikatoren/Multiplikatorinnen. 

Zielgruppen 
Schülennnen (Im Alter von 1 2  bis 1 8  Jahren; Schwerpunkt 1 2  bis 15 Jahre), daruber hinaus auch Leh­

rer/Innen und Eltern. 

Ergebnisse 
Dass ein Umdenken bezüglich der Mädchen in nicht-traditionellen Berufen eingesetzt hat, zeigt das stei­

gende Interesse der Mädchen an handwerklich-technischen Bildungsangeboten selbst sowie das Interes­

se von Lehrpersonen, im Rahmen der. Verbindlichen Ubung Berufsonentlerung auch Berufsonenlle­

rungsangebote In R ichtung nicht-traditionelle Berufe In den Unterricht zu integneren. Auch bei den Betne­

ben ist durch die Vermittlungstätigkeit von Mädchenberatungsstellen die Bereitschaft gestiegen, Mädchen 

in nicht-traditionellen Berufen aufzunehmen, 

Budget 
Im Projektzeltraum vom 1 1 .2001 bis 31 . 1 2.2002 wurden EUR 1 00. 300,-- für diese Maßnahme aufgewen­

det (zur Gänze aus Eigenmitteln). 

ESF-Projekt " FIT - Frauen in die Technik" 

Inhalte 
Dieses Projekt bietet Infonnations- und Schnuppertage zur gezlelten Berufsonentlerung von Schülennnen 

der 1 1 . bis 13 Schulstufe. Die Informationsveranstaltungen (Schulen haben die Möglichkeit, F IT­

Vertretennnen direkt an die Schule einzuladen) finden an zahlreichen höheren Schulen statt, die ein bis 

dreltägigen Schnuppertage werden an 6 Standorten durchgeführt - Technische Universität Graz und 

Wien; Universitäten Linz, Klagenfurt, Innsbruck und Salzburg. Die Veranstaltungen geben Einblick in 

technische und naturwissenschaftliche Studienrichtungen und ermöglichen das Kennenlernen von Institu­

ten, Fachhochschulen und Kollegs. 

Ziele 
Ziel von F IT  Ist es, Hemmschwellen vor einem technischen Studium abzubauen, durch weibliche Vorbilder 

neue Identifikationsmöglichkeiten zu schaffen, die RahmenbedIngungen fur eine bewusste re Entschei­

dung zu schaffen und damit das Ausbildungs- und Berufsspektrum von jungen Frauen zu erweitern. Durch 

breite I nformatlons- und Öffentlichkeitsarbeit soll F IT allgemein bewusstseinsbildend bel Eltern und Lehr­

personen wirken 

Z ie lgruppen 
Schulennnen hoherer Schulen Im Alter von 1 6  bis 19 Jahren Daruber hinaus auch Lehrennnen und Leh­

rer an höheren Schulen und Eltern 

Ergebnisse 
Eine starkere Senslbilisierung gegenliber dem Thema ,Frauen und Technik' konnte sowohl an den Schu­

len als auch In der weiteren Offenthchkelt erreicht werden Der Frauenanteil bei technisch­

naturwissenschaftlichen Studienrichtungen, die Im Rahmen von "FIT" vorgestellt wurden, hat sich (an 

manchen Fakultaten sogar sehr deutlich) erhoht; etliche junge Frauen. die am "FIT-Projekt" teilgenommen 
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haben, haben auch ein technisch-naturwissenschaftliches Studium begonnen. Das bedeutet In der Folge 

auch eine Verbesserung der beruflichen Chancen von Frauen Weiters konnte mit diesem Projekt auch 

der Bedarf an madchengerechter beruflicher Informalion gedeckt werden 

Budget 
Im Projektzeitraum von 1 . 1 .2001 bis 3 1 . 1 2. 2002 wurden EUR 1 59.880,- für diese Maßnahme aufgewen­

det , wobei eine Kofinanzierung durch EU-Mittel besteht. 

ESF-Projekt "READY" 

Inhalte 
Schulbezogene Madchen-Workshopangebote: (In den Bereichen Ökotechnik, Handwerk und Compu­

ter/IKT): Reflexion über die eigene Lebensplanung; Information über Ausbildungsmcigllchkeiten und neue 

Berufe, praktische Übungen und Gesprächsrunden mit Expertinnen. 

Begleitende Arbeit mit Lehrpersonen: Sensibillslerung und Weitergabe von Anregungen, wie Lehrperso­

nen selbst die Mädchen weiter unterstützen können. 

Das Projekt wird in Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich, Steiermark und Tirol von Mädchenbera­

tungsstellen durchgeführt. 

Ziele 
Erweiterung des Berufswahlspektrums von Mädchen; Erhöhung der Chancen der Mädchen auf dem Ar­

beitsmarkt; Sensibilisierung. 

Zielgruppen 
Mädchen der 3 u. 4. KI Hauptschule u. der Polytechnischen Schulen. Darüber hinaus LehrerfInnen und 

Eltern 

Ergebnisse 

Da fur jede Mädchengruppe Im folgenden Jahr (d.h. Im Jahr 2003) noch ein 2. Workshop-Durchgang ge­

plant ist, lassen sich noch keine abschließenden Ergebnisse formulieren. 

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, dass die Expertinnen aus dem Bereich Technik bei den 

Mädchen auf großes I nteresse gestoßen sind. Dies hat sich wiederum auf das Selbstbewusstsein positiv 

ausgewirkt Der I nformationsstand bezuglich nicht-traditioneller Berufe ist verbessert und die Offenheit für 

neue Berufsbilder verstärkt worden. Auch in Richtung Lehrpersonal und Eltern hat eine entsprechende 

Sensibi l isierung stattgefunden 

Budget 
Im ProJektzeltraum von 2001 bis Ende 2002 wurden EUR 1 27 904,-- fur diese Maßnahme aufgewendet, 

wobei eine Koflnanzlerung durch EU-Mittel besteht 

ESF-Projekt "MUT - Mädchen und Technik" (im Rahmen von FFORTE - Frauen i n  

Wissenschaft und Technologie) 

Inhalte 
Kurse, Workshops. BeratungseInheiten fur Madchen, Veranstaltungen f LehrerfInnen; Kooperation ZWI­

schen Landesfrauenbeauftragten und Zustandlgen ,m AMS, Offentllchkeltsarbelt, landerspezlfische Konfe­

renzen, Plakate, Folder 

Die Maßnahmen werden In Insgesamt 7 Bundeslandern (T, V, K. S, St., 00, NO) durchgefuhrt 
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Ziele 
Sieigerung des Frauenanteils in nicht-traditionellen Berufsfeldern; Verbesserung der Arbellsmarktchancen 

von Mädchen/Jungen Frauen; Erweiterung der Berufsperspektiven von Mädchen/Jungen Frauen In Rich­

tung zukunftsträchtige Bereiche (Technik/Neue Medien); Bekämpfung d geschlechtsspezifischen Segre­

gation am Arbeitsmarkt; Entwicklung Innovativer Modelle zur Technikmotivation und -<;!rprobung; Stärkung 

d. Selbstbewusstseins v. Mädchen/jungen Frauen; Förderung der Chancengleichheit von Frauen; Aufbau 

von Kooperationen mit regionalen Meinungsbildner/innen, mit Betrieben und wichtigen Funktionsträ­

gern/innen; Know-How-Transfer in die LehrerIinnenfortbildung und in die Schulen; Bewusstseinsbildung 

von M ultiplikator/innen. 

Zielgruppen 
In erster Linie Mädchen der 3, u, 4, KI. HS u, der Polytechnischen Schulen; weiterbildungsinteressierte 

Schulabgängerinnen, Weiters Lehrer/innen, Eltern, Berufsberater/innen, Bildungsberater/innen, An­

sprechpersonen in den Gemeinden und in Betrieben. 

Ergebnisse 
Ergebnisse liegen derzeit noch nicht vor, Einen ersten Zwischen bericht wird es im Herbst 2003 geben; im 

Frühjahr 2004 sollen im Rahmen einer länderübergreifenden Abschlusskonferenz E rgebnisse und 

Schlussfolgerungen präsentiert und diskutiert werden, 

Budget 
Im Projektzeltraum von August 2002 bis Ende 2002 wurden EUR 345 800,-- für diese Maßnahme aufge­

wendet, wobei eine Kofinanzierung durch EU-Mittel und Länder und/oder Gemeinden besteht. 

ESF-Projekt: Gender-Sensitivity & Gender Mainstreaming in der 

Leh rer/in nen bildung 

Inhalte 
Seminare für Lehrerinnen und Lehrer unterschiedlicher Schultypen mit folgenden Inhalten: geschlechts­

spezifische Sozial isationsprozesse bzw, Mädchen- und Bubenarbeit: geschlechtsspezifische Berufsorien­

tierung und Lebensplanung; Hinterlragen von traditionellen Berufswahlprozessen; unterschiedliche Mög­

lichkeiten der Karriereplanung. 

Ziele 
Sensibilislerung von LehrerIinnen für Gender-Fragen mit dem Ziel, die Lebens- und Berufsperspektiven 

von Mädchen und Buben jenseits geschlechtsspezifischer Rollenbilder zu unterstützen; Stärkung von 

Frauen im Berufsfeld Schule 

Zie lgruppen 

Lehrerinnen und Lehrer 

Ergebn isse 
2001 -2002 wurden 1 0  Seminare durchgeführt, 

Budget 

Im Projektzeitraum von 25. 1 0  2001 biS 3 1 , 1 2.2002 wurden EUR 32,207,-- fur diese Maßnahme aufge­

wendet, wobei eine Kofinanzlerung durch EU-Mittel besteht. 
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Gender M a i nstre a m i n g  a n  Akadem i e n  

I n h a lte 

Z·.r U m setzu ng von (;ender M a l n s l rezmllrlg I m  Berer:h de:; Br.18VvK wu rd e n Pllotr1r0Jekte ausgewahlt 

eines davon I m  Bere ich der Akadenw?n Z rel lst es GM an diesen I n stitutionen zu Impiementleren 

Ziele 

• Alle Mitgl ieder der Akademien sollen Wissen uber "Gender Maln streamtng e rwerben u n d  befahlgt 

werden , aktiv zur Umsetzung des G M  In Ihrem eigenen Tatlgkeltsberelch beizutragen 

Gender Malnslreamln9 sol l  In <lllen Studien planen und Lehrver3nstaltungen Beruckslchtlgung finden 

An al len Akademien sollen Gender-Fachleute zur Verf u Q u n g  stehen 

for sch u ngsprojcktc zu Genderfragen so l len ebenso gefordert werden wie die Betei l igung von F rauen 

In der Forschung 

[3el d e i  ncset7lHl� von Gremien und der Vertei lung von Auf9abcn Ist auf ein ;1usgewogenes Ge­

�>r:lllechterverh3ItflIS zu achten 

Zielgruppen 

Koi ieglum u n d  Studierende der Akademien 

Ergebnisse 

I\u sgehend von einer AnalysE' wurden I n  einem ersten Schritt  Im Herbst 2001 die Bundes­

Leitungskonferenzen der P ad3gog lschen u n d  Berufspadagoglschen Akademien sowie die LeItungskonfe­

renz der katholischen u n d  evange lischen Rellglonspadagoglschen Akademien uber Gender Mamstrea­

mlng und die ZleivorgJben des Pi lotp rojek ts Informiert 

Im �3 l n n e  des Top- Down -Ansatzes wurden d lc Bundesleitungskonferenzen und die Direktionen der Aka­

d,_ :rnlf�n aufgerufen , Konzepte zur Um set7 lJ flg des Gender Malnstreammg z u  erstellen ( Umsetzung Im 

:'3 � u d l c n J 3 h r  2002/2003) Weiters wurden die Direktionen ersucht  (Jl'nderbeauftragte fur Ihre I n stitution zu 

'F'nncn Der7f> lt s ind 49 Personen a n  2 �) Institutionen nomm lert Das ß M BWK bietet diesem Personen­

k r e i s  Informationen,  Aus- und rortb l id u ng sowie Vernetz u n g  mittels einer e lektron ischen Projektplattform 

an Im Berichtszeitraum falld die 1 Tagung f u r  die Genderbeauftra;.;ten der Akademien statt 

Bu dget 

I ,n Proj0ktzcltrZlum von 200 1 biS 2002 ' ...... LHden E U R  9 608 -- fur diese Maßnahme aufgewendet (zur G a n ­

:. e  a u s  LlgenlTl I t te !rl  

P ro d u kte der Arbeitsg ru p pe Gender M a i nstrea m i n g  

I n h a l te u n d  Erge b n i ssg 

• I <:'rlor � �(' n rjpr �"tllnstrp,'lmrn9 - IJ'itb:-:'---' fl f l 1 '  f ) rnJ,_' � t  i': p")(F,'HTlrT1'.! (' � a ''ltwort i l c h c  ( H �sg B M BVVK 

1 . · 'n'" lf" -;:lfll n1 1 �  P:Ht n c r l nflen ,'l ',JS l _ i J Yl:-T-, � ; � J f r] ur'ci G0ICl ; ,�r', I f ll  P, 1 " r l 1 , " 1  d,.c::.s L E O N r�R DO-Projektes @ 

• I .  , I :>  ,[ '-; ,  , : , r �hh· ,  . h t  C'! 'J' : :  t'(; htt's f cr:�l l I l l t  ',C'[' �l .  . .  C':; I : J ! ld:-; [ I  11 : : :', 1'-' I' ' ' ;H;l''  'l l l(��er Gleich behJ:id lu n g  u n d  

, j , t_� ' � .J ' l �� I :�::,tf::' ll �)trat("�l ,('n (]l?scl' le :::: h: e r g d et'cte :1 l o m u li':" ! ' [ "  , f ; I �,r� ', (1'11 ß M B'v\/K 2 0 D 2 1  

• i :',L-':-'r11;l!n'l '::--;C: h u l u n g  fl; r PClsone'l (l ',J ßerha ltl r. e s  GM GV'�' K I L:-J!l:1 c s ·  I J �-,:1 8ez'rksschul lflspektorl n n e n  

AL:t,:;- ! l i J 'i'l';IC"lt+> ' l r.flt:"l � JncJ M ' ! :H be l te r l lln .:"n d0'  Pcl(1 :q:." y c, ' , r : . . --, I r lst i tuh:: Direktorinnen noherer SC'lU-
.'1' 1 
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• Veranstattungen bel den Landesschutratlnnen zum Thema .Schulquallt<it und Gender Malnstreamlng 

- Eine Herausforderung fur die Schule· In Zusammenarbeit mit dem BMBWK (Im Benchtszeltraum In 

2 Bundeslandern) 

• Präsentation der BM BWK-Aktlvltaten Im Internet htlp"l'www Imag-gendermalnstreamlng at und 

http'lIwww bmbwk gv.aVglelchstellung-schule 

Budget 
Im Projektzeitraum von 2001 biS 2002 wurden EUR 8.61 0,-- für diese Maßnahme aufgewendet (zur Gän­

ze aus Eigenmitteln). 

Bildungsrnaßnahmen für Migrantinnen 

I nha tte 
Deutsch- und Alphabetlsierungskurse, BIldungsmaßnahmen Im IT - Bereich und Schlusselquallfikallonen. 

Ziele 
Soziale Integration und leichterer Zugang zum Arbeitsmarkt von gering qualifizierten Mlgrantinnen 

Der Bereich Deutsch als Fremdsprache soll professionalisiert werden. 

Zielgruppen 
Migrantinnen mit geringem AusbildungsnIveau 

Ergebnisse 
Pro Jahr nehmen an den Basls- und Sprachkursen etwa 1 000 Frauen tell. Ein Tell der Frauen absolviert 

das Österreichische Sprachdiplom An den Bildungsmaßnahmen im IT-Berelch nehmen pro Jahr etwa 

200 Frauen tell 

Datenbank mit Lehr- und Lernmatenallen, Lernsoftware, best practice Beispielen 

Budget 

Im Projektzeitraum von 1 . 1 .2001 biS 31 1 2  2002 wurden EUR 306.325,- für diese Maßnahme aufgewen­

det, WObei eine Kofinanzierung durch EU-Mittel und Land und/oder Gemeinde besteht 

Förderung von IT -Qualifikationen für Frauen 

Inhalte 
Niederschweiliger Zugang zu Informatlons- und Kommunlkationstechnologlen für Frauen In landhchen 

Regionen. 

Ziele 

• Abbau von Hemmschwellen Im Umgang mit dem Computer. dem tnternet und neuen Lernmedien 

• Verbesserung der Berufschancen von Frauen 

• Verbesserung der Blldungsmoghchkellen In land lichen Regionen 

• Vermittlung fundierter Kenntnisse Im IT-Berelch 

• Vermittlung von Schlusselquallflkatlonen 

Zielgruppen 
Genng qualifiZierte Frauen, Wiedereinsleigennnen, Schulabbrechennnen, Ktndergeldbeziehennnen, von 

Arbeitslosigkeit bedrohte Personen 
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E rgebnisse 

Im Zeitraum von 1 1 2001 bis 31 1 2 2002 nahmen Insgesamt 2 486 Frauen bundesweit an den QualifizIe­

rungsmaßnahmen tell 

Es hat sich herausgestellt, dass In den ländlichen Regionen ein großer Bedart an Bildungsangeboten 

besteht, welche die Grundlage der EDV für Frauen vermitteln. 

Budget 

Im Projektzeltraum von 1 . 1 .2001 bis 3 1 . 1 2.2002 wurden EUR 535.500.-- für diese Maßnahme aufgewen­

det, wobei eine Koflnanzierung durch EU-Mittel und Land undloder Gemeinde besteht 

Verbesserung der Chancengleichheit im Bereich der Koordination von EU­

Forschungsagenden (EFRlRahmenprogramme) im BMBWK 

Inhalte 

a)  Durchführung durch die Fachabteilung des BMBWWK: 

• Vertragliche Vorgaben für die BetreuungseinrIchtungen zum 6 Rahmenprogramm, die auf samtliche 

Ebenen und In sämtlichen Stadien die Chancengleichheit von WissenschafterInnen und Wissenschaf­

tern fordern sollen 

• Richtlinien zur Berucksichhgung des Gender-Aspekts im Rahmen des Monllorlng der Betreuungsein­

richtungen 

• Durchfuhrung von Gender-Tralnlngs fur die nationalenireglonalen BetreuungseInrIchtungen der Rah­

menprogramme In Zusammenarbeit mit den zuständigen Expertinnen der EK (fur 2003 geplant) 

• EinbezIehung der Chancengleichheit in die Kriterien zu Auswahlvertahren fur Entsendungen oder 

Nominierungen In Gremien, die im Abteilungsbereich vorbereitet bzw koordiniert werden 

• Gender-Informatlonen fur Evaluator/lnnen: Erstellung eines Folders (wird derzeit erstellt) 

b) Durchführung durch die nationalenireglonalen BetreuungseInrIchtungen. 

• Organisation von spezifischen Coachlngs für WIssenschafterInnen, um den Zugang zur Antragstel­

lung bzw die Ertolgsrate bei der AntragsteIlung zu erhöhen 

• Erstellung von Expertlnnen-Pools aus dem Wissenschafterlnnen-Berelch für die verschiedenen Fach­

bereiche 

• Durchführung der Statistikerhebungen über die Antragstellungen und Teilnahmen am 6 Rahmenpro-

gramm nach EU-Standards. die Insbesondere dem Gender-Aspekt gerecht werden sollen 

Ziele 

• Forderung der Beteiligung von Frauen In den EU-Forschungsprogrammen auf allen Ebenen 

• Erreichen einer antellsmaß,g gerechten Reprasentanz von Frauen bel Enlsendungen oder Nominie­

rungen In Gremien, tur die die Auswahlverfahren Im Abteilungsbereich vorbereitet werden 

• Erreichen einer antellsmaßIg gerechten Reprasentanz von Frauen unter den ReferentiInnen und Mo­

deratorilnnen bel von der Abteilung organisierten Veranstaltungen Symposien etc 

Zielgruppen 

Forschennnen. WIssenschaftIerInnen. Beamtinnen (Delegierte) 

E rgebnisse 

• Neben den oben genannten Produkten ISt u a auf die vertraglichen Vorgaben fur die Betreuungseln­

richtungen zum 6 Rahmenprogramm und R,chllinlen zur Beruckslchllgung des Gender-Aspekts Im 

Rahmen des MonitorIng der Betreuungselnnchtungen (Janner 2003) zu VelWelsen 
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• Zudem hat die EInbezIehung der Chancengleichheit In die Kriterien zu Auswahlverfahren fur Entsen­

dungen oder Nominierungen In Gremien. die Im Abteilungsbereich vorbereitet bzw koordiniert werden 

eine Steigerung des Frauenanteils nach sich gezogen. bel den Delegierten zum 6 Rahmenprogramm 

betragt der Frauenanteil 40% (statt 16% Im 5.RP) 

"Frauen und Wissenschaft" - Teilmaßnahme zur Stärkung des Beschäftigungspo­

tenzials in  Forschung, Wissenschaft und Technologie, Schwerpunkt 3 im Rahmen 

von Ziel 3 - ESF (Europäischer Sozialfonds) 

Inhalte 

Im Rahmen dieser Maßnahme wird der Aufbau von frauenbezogenen ServicesteIlen an den Universitäten 

Salzburg und Klagenfurt ( Koordinationsstellen für Frauen- und Geschlechterforschung) ermöglicht. Bera­

tungs- und Qualifizierungsangebote an bereits bestehenden Koordinationsstellen der Universitäten Graz. 

Wien und Linz werden erweitert. um den Erfordernissen nach einer stärkeren Prasenz von Frauen im 

Wissenschaftsbetrieb gerecht zu werden Das Angebot umfasst ein Mentoring-Programm fur Dissertantin­

nen und HabilitandInnen (Wien), Coachlngprogramm für Dlssertantinnen und DIplomandinnen (Wien), 

Personalentwicklungsprogramm (Graz). Unterstützung von Absolventinnen bei der Konzeption von For­

schungsvorhaben. Seminare für Projektmanagement. Akquisition und Marketing (Graz, Wien) sowie Un­

terstützung bei Existenzgründungen für Absolventlnnen von Kunstuniversitäten (Unlversltat für angewand­

te Kunst). 

Ziele 

Ziel ist die Verbesserung der berufslaufbahnorIentierten Qualifizierung von Frauen innerhalb und außer­

halb des universitären WIssenschaftsbetriebes 

Zielgruppen 

Wissenschafterinnen. Studierende, Angehorlge der Universität 

E rgebnisse 

Die zwei neugegründeten Einrichtungen (Koordlnatiosstelle fur Frauen- und Geschlechterforschung an 

den Universitäten Klagenfurt und Salzburg) haben Im Jahr 2001 ihren Betrieb aufgenommen. Durch In­

formations- und Beratungsleistungen konnte vor allem im Studienangebot die Etablierung des Wahlfach­

studienganges .Gender Studies· erwirkt werden. Eine Reihe öffentlichkeitswirksamer Veranstaltungen 

wurden durchgeführt. 

Bis Ende 2002 sind Im Rahmen der Maßnahme .Frauen und Wissenschaft· insgesamt ca 4 000 Beratun­

gen und ca. 1 00 Qualifizierungen durchgeführt worden 

Die ersten Projekte (Personalentwlcklungsmaßnahme/Unlversltat Graz. Mentorlng Programml Universltat 

Wien) laufen Ende 2003 aus 

Budget 

I m  Projektzeitraum von 2000 biS 2002 wurden EUR 800.000.-- für diese Maßnahme aufgewendet. wobei 

eine Kofinanzierung durch EU-Mittel und Unlversltaten besteht 

23 

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)24 von 94

www.parlament.gv.at



" F ra u e n  u n d  Wissenschaft" :  M a ß n a hmen zur Verein barkeit von Beruf u n d  Priva­

tem ( F a m i l ie) - T e i l m a ß n a h m e  zur S tärkung des Besch äfti g u n gspotenzials  i n  For­

s c h u n g ,  Wissensch aft und Technologie, Schwerpunkt 3 i m  R a h men von Ziel  3 -

E S F  (Europäischer Sozialfo n d s )  

Inha lte 

Gefordert werden Maßnahmen zur Verernbarkelt von Beruf und Famlire a n  UnlverSI�aten In diesem Rah­

men werden an den Unlversltaten Graz, Lmz, Sa!zburg und Wien Anlaufsteilen fur KInderbetreuung einge­

richtet Diese bieten den Angehorlgen der Unrversltat Auskunfte und Unterstutzung zum Thema KInder­

betreu u n g ,  Studieren mit  Kind sowie Vereinbarkelt Familie/Beruf an 

Ziele 

Oie Verbesserung d e r  Vereinbarkelt von Beruf und Famil ie durch d ie E i nr ichtung einer AnlaufsteIle fur 

Krnderbetreuung an den U nlversltaten 

Zielgruppen 

Angehörige der Unlversltat mit EIternpflichten 

Ergebnisse 

Die AnlaufsteIlen fur Ktnderbetreuung a n  den Unlversltaten wurden I n  den J a h ren 2001 und 2002 an den 

Unlversllaten Graz. Salzburg. Llnz und Wien eingerichtet An al len genannten Unlversltaten wurden Be­

darierhebungen zur Kinderbetreuung unter den Angehangen der Unlversltat d u rchgefuhrt und das Infor­

matlons-. Beratungs-, Vermtttlungs- und Betreuungsangebot darauf abgestimmt Z u  dem Angebot zahlt 

auch das Angebot flexibler KInderbetreuung sowie ein webbaslertes Informatlonssyslem (WWN. u nlk ld.at) .  

das regionalspezifisch ausgerichtet Ist  

Budget 

Im Projektz8ttraum von 2000 biS 2002 wurden E U R  1 4G G76. - fur diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

e i n e  Kofinanzierung durch EU-Mittel und Unlversltalen besteht 

" F FORTE - Frauen i n  Fors c h u n g  u n d  Technol ogie" 

I n halte 

Auf Inttlatlve des Rates fur Forschung und Technologieentwicklung wurde das Progamm " F FORTE­

Frauen In Forschung und Technologie" Ins Leben gerufen F FORTE ISt  ein gemeinsames Programm des 

B M BWK und des BMVIT zur  Starkung von Frauen In Forschung und Technologie e inem Berufssegment. 

I n  dem Frauen nach wie vor deutl ich unterreprasentlert sind 

Das Programm forden Frauen I n  .1 : l c n  tlt"' fuf l lchen Q u a l lf lz lCHHlJSptlascn und vermindert Kamerehlnder­

nisse Maßnahmen auf allen Stufen c.1er Ausbildung ( SOwie L J n'Vt�rsltdt B p r u fs�If1St,eg. Wellerquallflzle­

r ', J n g J . I n  cer FmscflU ng und In Unt ':-T,c' r " " I" �l S i n d  V()��)':":"· . ..,·�r'tJ'l Uas Prowa:il:l1 .c;nt'l a :: "'lCItC:rs Tralnlngs­

u'ld Senslbli lslerungsmaßnahmen 

Zielgruppen 

(-;�ac�lene \'Vlssen schaftewmen n i e  " 1  l< e l ! 1em Dler1stv'.;rnal� ·' I:":'. :' 1 1 ,  l, h I V": ' :, l t C1 �  s�,:h(;f1 ( VI,' lssenschafterln-

rrenkol ieg J Scr, u l e r: ' lnen Studlena'ltar.qer lnrWr1 lHlC.J S:LJdt'nt l � 1"-2 r', i ! 1fcr:'"na: r)1' ·�·eOl n l s ::.h('r oder Informa· 

! I o n stechnologlscher Studlenfacher I. Sornmerakademlc � .  N a t u rNI:)serlsc:r'I :J·tc:r lrl rli�'l LJ nu Technikerinnen 

mit Doktorat I Dlsse;tat'onsprogi3��lrll : m'� Gleic h s t e l l u n g  u nd � f3uer�tOfde"u'lC; �t:':asstc Abtei lungen des 

BM B'NK. U n lversitaten Forschur, ';Jslnsl l lut lonen Pro�cktnt�r)rner" lf1rter '  

Erge bnisse 

Die einzelnen Maßr,ahmen wurde'! Ende �002 gcstartet 7 .... ' lsche.'l':O'fgetJrl lss� I I,:,g >::>') f lOC�l  keine vor 
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Budget 
I m  Projektzeitraum von 2001 bis 2002 wurden EUR 990.000.-- für diese Maßnahme aufgewendet. wobei 

eine Kofinanzlerung durch EU-Mittel besteht. 

Gabriele Possanner Staatspreis und Förderungspreis 2001 

Inhalte 

1 997 erfolgte die erstmalige Verleihung des .Gabriele Possanner Staatspreis" für wissenschaftliche Leis­

tungen, die der Geschlechterdemokratie förderlich sind sowie von zwei gleichnamigen Förderungspreisen. 

Der Staatspreis ist mit € 7.300.- dotiert. die Förderungspreis mit je € 1 .900.--. 

Die Vergabe findet alle 2 Jahre statt und würdigt Wissenschafterinnen. deren Forschungsarbeiten einen 

Beitrag zur Geschlechterdemokratie darstellen. 

Zielgruppen 
Wissenschafterinnen 

Ergebnisse 
Der Staatspreis sowie die zwei Förderungspreise werden alle zwei Jahre durch das BMBWK vergeben. 

Seit 1 997 wurden drei österreichische Wissenschafterinnen für ihr wissenschaftliches Lebenswerk ausge­

zeichnet und insgesamt 6 junge Wissenschafterinnen für wissenschaftliche Leistungen. die der Ge­

schlechterdemokratie förderlich sind. 

Budget 
Im Jahr 2001 wurden EUR 9.200 . . . für diese Maßnahme (zur Gänze aus Eigenmitteln) aufgewendet. 

Hertha Firnberg Programm 2001 und 2002 

I n halte 
Das Nachwuchsförderungsprogramm ist auf hervorragend qualifizierte Universitätsabsolventinnen aller 

Fachdisziplinen ausgerichtet. Besondere Berücksichtigung sollen jene Bereiche erfahren. in denen Frauen 

unterrepräsentiert sind, wie etwa technische oder naturwissenschaftliche Fächer. Die Wissenschafterin­

nen sollen am Beginn ihrer Berufslaufbahn stehen oder nach der Mutterschaftskarenz die größtmögliche 

U nterstützung zur Durchführung ihrer Forschungsarbeiten erhalten. Neben der vorrangigen Zielsetzung, 

die wissenschaftlichen Karrierechancen von Frauen zu erhöhen. steht das Mentoring um die Integration in 

den universitären Forschungsbetrieb sowie in die scientific community im Zentrum dieser Frauen- und 

Forsch u n gsförderu ngsma ßnahme. 

Zielgruppen 
Universitatsabsolventinnen 

Ergebnisse 
2001 und 2002 wurden je 9 Hertha Firnberg Stellen vergeben Insgesamt konnten Im Berichtszeitraum für 

18 weitere exzellente WIssenschafterinnen wissenschaftliche QualifizIerungssteIlen fur drei Jahre 

geschaffen werden. 

Budget 
2001 wurden EUR 672.224.-- und 2003 EUR 91 9.269.-- für diese Maßnahme (zur Gänze aus Eigenmit­

teln) aufgewendet 
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Materia l ien zur Fö rderu n g  von F ra u e n  i n  d e r  Wissenschaft 

I n ha lte 

fJubllkatlonsrelhe zur Veroffentllch ung genderbezogener Studien zur Situation von Frauen In Wissenschaft 

und Forschung Die wissenschaftliche Reihe wurde 1 993 Im BMBWK begrundei und hat bis Ende 2002 

Insgesamt 1 5  Bande herausgegeben 

Zielgruppen 

VVlssenschafterlnnen.  Studierende Pollt lkerlnnen, Presse 

Ergebnisse 

Die Bande 1 2  1 5  sind Veroffentl lchungen der Studien die Im Rahmen des Forschungsschwerpunktes 

Polit ikrelevante Hochschulforschung Frauen I n  Wissenscnaft und Forschuc,g" vom B M BWK In Auftrag 

';:Jegeben wurden Die Themen befassen Sich m it " U n lversltaren Berufskameren ' "Außeruniversltaren 

Forschungselnnchtungen� , "Mobilitat In wissenschaftlichen Berufsfeldern" und ,.Frauenspezlflscher Lehre 

cln den U n iversltaten' 

Band 1 1  legt Lehr- und Forschungsm3tenallen zur frauenbezogcnenJfemlnlstlschen DOkumentation u n d  

Informationsarbeit In Oslerrelch vor 

Budget 

2001  und 2002 wurden jeweils E U R  25 000 -- fur diese Maßnahme (zur Ganze aus Elgenmllteln) aufge­

wendet 

In der Erhebung wurde eine Zuordnung der Ma ßnahme zu Themenschwerpun kten und Art 
der Maßnahmen getroffen 
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Tabelle 12: Maßnahmen des BM BWK nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen, die es Män-

nern und Frauen ermöglichen, ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteili-

gungen von Frauen in Hinblick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen, 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur Existenzsiche-

rung, vor allem für die Fäl le des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Nennungen 

, 

--

--

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung im --

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 7 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 5 

Kunst (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) --

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 3 

Den thematischen Schwerpunkt der Maßnahmen des BMBWK bilden Frauenförderungsmaß­
nahmen im Bereich der schulischen und beruflichen Bildung sowie Frauenförderungsmaßnah­

men im Bereich der Wissenschaft, Die Angaben zu "Sonstiges" betrafen Erwachsenenbildung 
und "Wissenssicherung zur Situation von Frauen in Wissenschaft und Forschung", 

Tabelle 1 3: Maßnahmen des BM BWK nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs- und Ouahfizlerungsmaßnahme 

Subvention. Preis. Stipendium 

Wissenschaft. Forschung, Entwlcklung 

Offentllchkettsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

--

, , 

3 

4 

6 

4 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich, dass fast alle Maßnahmen dem Bereich der 
Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen zugeordnet Sind, sowie zusätzlich den Bereichen 
Öffentlichkeitsarbeit sowie Wissenschaft, Forschung, Entwicklung zugerechnet wurden. Die An­

gaben zu "Sonstiges" umfassten Senslbilisierung und administrative Maßnahmen, 
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Tabelle 1 4: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmtnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nennungen 

3 

9 

4 

Bei der Umsetzung der Maßnahmen zeigt sich, dass vier Maßnahmen vom Bundesministerium 

und externen Auftragnehmerinnen gemeinsam durchgeführt wurden, drei vom Bundesministeri­
um allein und neun von externen Auftragnehmerinnen des BMBMWK. 

4.3 Maßnahmen des Bundesministeriums für Finanzen 

(BMF) 

Vom Bundesministerium für Finanzen (im Folgenden: BMF) wurden Insgesamt vier Maßnahmen 

gemeldet, wovon zwei den Berichtslegungskriterien entsprechen. Eine Maßnahme umfasst eine 
Studie zum Steuersystem, eine andere die Einführung eines Gender Mainstreaming Prüfverfah­

rens. Eine Meldung des BMF betraf eine Veranstaltung, bel der die beiden vorher genannten 
Maßnahmen vorgestellt wurden und wird daher im Bericht nicht explizit ausgeführt. Ebenfalls 
gemeldet wurde eine Diskussionsveranstaltung im Rahmen der Entwicklungszusammenarbert, 

die aufgrund der Zielgruppendefinition nicht in den Bericht aufgenommen wurde. Im Folgenden 

werden die zwei Maßnahmen des BMF beschrieben. 

Studie:  "Ist das österreichische Steuersystem tatsächlich geschlechtsneutral?" 

Inhalte 

Die Studie konzentriert sich auf die Lohn- und Einkommensbesteuerung Die EInkommensunterschiede 

zwischen Frauen und Männern sind In Österreich hoch Diese Tatsache hat natürlich Auswirkungen auf 

die Besteuerung 

Nach einer Darstellung der Unterschiede In  den Bruttoeinkommen von Mannern und Frauen untersucht 
die Studie drei Fragen naher' 

Werden die Unterschiede durch die E,nkommensbesteuerung großer oder kleiner? 

Wie profitieren Manner bzw Frauen von bestimmten Steuerrechlstatbestanden und 

Wie verteilt sich der Nutzen einer mogltchen Tanfsenkung Im Rahmen einer Steuerreform auf Manner 

und Frauen? 

Die Studie zeigt, dass - abgesehen vom 2 1  %-Elngangssteuersatz - lede Satzsenkung Manner bevorzugt. 

Zielgruppe 

Frauen Im Arbeitsprozess 

Ergebnisse 
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Die Studie wurde bel einer Veranstaltung des BMF am 2. Juli  2002 mit Staatssekretar Finz der Offentllch­

kelt prasentiert. Die Ergebnisse der Studie werden tn die Steuerreform etnflleßen Die Ergebnisse sind 

unter www bmf oV.at (MintstenumlFtnanzmlntstenuml Gendermatnstreamlng) abrufbar 

Budget 
Die Studie wurde aus Eigenmitteln des Bundesmin tsteriums finanziert. 

Einführung eines Gender Mainstreaming Prüfverlahrens 

Ziele 
Ziel ist, dass bereits bei der Planung von politischen Strategien die Interessen und Wertvorstellungen 

belder Geschlechter berücksichtigt werden. 

Grundsätzlich ist bei jedem politischen Ansatz zu hinterfragen, welche Auswirkungen die geplante bzw. 

realisierte Politik auf die Erreichung des Ziels der Gleichsteltung von Frauen und Mannern hat. 

Mithilfe einer Checkliste sollen von der Sachbearbeitenn oder dem Sachbearbeiter gemeinsam mit der 

Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming die Auswirkungen einer leglshschen Maßnahme (Pilotprojekt Steu­

erreform) eingeschätzt werden. 

Zielgruppen 
F rauen im Arbeitsprozess 

Ergebnisse 
Das Prüfverfahren wird bei der Steuerreform etngesetzt. In  den Entwurf zum Budgetbegleitgesetz 2003 -

steuerlicher Teil - wurde auf Grund der Prüfung "Gender Mainstreaming - Auswirkungen auf Frauen und 

Männer" in die "Erläuterungen Allgemeiner Teil" aufgenommen. Die Studie wurde ebenfalls bei einer Ver­

anstaltung des B M F  am 2 Juli 2002 mit Staatssekretär Finz der Öffentlichkeit prasentlert und die Ergeb­

nisse unter www.bmf gv at (Ministerium IFmanzmlnlsteriuml Gendermalnstreamlng) abrufbar. 

Budget 
Die Maßnahme wurde aus Eigenmitteln des Bundesministeriums finanziert 

In der Erhebung wurde nach auch nach Themenschwerpunkt und Art der Maßnahmen diffe­

renziert. 
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Tabelle 1 5: Maßnahmen des BMF nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von EIn"ötungen und Maßnahmen. die es Man-

nern und Frauen ermoglichen. ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen. welche die Benachteill-

gungen von Frauen In Hinblick auf den Umstand. dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur EXlstenzsiche-

rung. vor allem fur die Fälle des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der G/e;chbehandlung Im 

Arbeitsleben 

Schulische u n d  berufliche Bildung (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 

--

--

--

2 

--

--

--

--

--

--

--

--

--

--

Alle zwei Maßnahmen des BMF werden thematisch der Gleichbehandlung im Arbeitsleben zu­
geordnet. 

Tabelle 1 6 :  Maßnahmen des BMF nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs- und Ouahtizlerungsmaßnahme 

Subvention. PreiS, Stipendium 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 

Offenthchkeltsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

--

2 
--

1 

1 

--

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt Sich. dass die belden Maßnahmen einerseits dem 

Bereich Beratungs- und Quahflzlerungsmaßnahme, andererseits dem Bereich Wissenschaft, 
Forschung, EntWicklung bzw Offenthchkeltsarbelt zugeordnet werden 
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Tabelle 1 7 : U msetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Die beiden Maßnahmen wurden vom Bundesministerium umgesetzt. 

Nennungen 

2 

--
-

4.4 Maßnahmen des Bundesministeriums für Inneres 

(BMI) 

Vom Bundesministerium für Inneres (im Folgenden' BMI) wurden zwei Maßnahmen beschrie­
ben. die einerseits Immigrantinnen betreffen und andererseits auf die Prävention der Gewalt 

gegen Frauen ausgerichtet sind. 

Folgende gemeldete Maßnahmen wurden nicht aufgenommen, da sie zwar auch Frauen betref­

fen, aber nicht explizit zum Abbau der Benachteiligungen von Frauen beitragen: 

• Schaffung der Integrationsvereinbarung durch die Fremdengesetznovelle 

• Schaffung des Niederlassungsnachweises durch die Fremdengesetznovelle 

Eine Maßnahme entsprach ebenfalls nicht den vorgegebenen Kriterien, da sie die interne Frau­
enförderung betrifft: 

• Erscheinungsbild des BMI: Nachbesetzung des Portierdienstes Im Amtsgebäude Herren­

gasse mit einer weiblichen Bediensteten . 

Im Folgenden werden Titel und eine Beschreibung der in den Bericht aufgenommenen Maß­

nahmen des BMI aufgelistet: 

Lösung von Problemfällen, die von LEFÖ (Lateinamerikanische Emigrierte Frauen 

in Österreich) herangetragen werden durch die Erte ilung 

humanitärer Aufenthaltstitel 

Inhalte 

Vom LEFO werden an die Abteilung 1 1 114 Falle herangetragen. In denen die Frauen Opfer von Menschen­

handel werden oder von Angehongen Internationaler Organisationen ausgebeutet und loder erpresst wer­

den Es werden humanltare Falle von Frauen vorgelegt, die In den Unterkunften der LEFÖ Schutz gefun­

den haben Zur Verfolgung der rechtlichen Anspruche der Frauen bzw zum Zweck der Durchfüh rung der 

strafrechtlichen Verfahren im Interesse der osterreichischen Republik werden den betroffenen Frauen 

Aufenthaltshtel aus humanitären Grunden erteilt 

Ziele 
Es soll auslandischen Frauen ermoghcht werden. solange wie moghch Im Inland zu bleiben. um Ihre An­

spruche durchzusetzen 

Zielgruppen 

3 1  
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/:...usiand!sche Frauen 

Budget 

Die F i nanzierung erfolgte durch Land bzw Gemeinde 

I n tervention sste l l e n  in a l len B u n d eslä ndern 

• InterventionssteIle Burgenland gegen Gewalt In der Famil ie 

• Karntner I nterventlonsstelJe gegen familiare Gewalt 

• InterventionssteIle N Iederosterreich gegen Gewalt an Frauen und Kindern 

• InterventionssteIle gegen Gewalt In d e r  Famil ie In Oberosterrelch 

• I nterventionssteI le Salzburg 

• InterventionssteIle Steiermark gegen familiare Gewalt 

• I nterventionssteIle Tlrol gegen Gewalt In Famil ien 

• I nterventionssteIle Vorarlberg 

• Wien er I n terventionsstelle gegen Gewalt In der Famil ie 

• Regionale Außensteile Zwettl der InterventionssteIle N,ederosterre,ch gegen Gewalt In d e r  Famil ie 

• Projekt Ambulante Betreuunq u n d  Vernetzung In der Region M u h lvlertel des Landes Oberosterrelch 

und AußensteIle Freistadt der I n terventionssteIle Oberosterreich 

• Modellprojekt Pmzgau d e r  I n terventionssteIle Salzburg 

• I nterventionssteIle fur BetroHene des Frauenhandels 

• An t i -Gewalt Programm Wien d e r  Wlener I n terventionssteIle gegen Gewalt 1r1 d e r  Famil ie In Zusam­

menarbeit von M a n nerberatung Wien u n d  I nterventionssteIle Wien 

I n halte 

OpfersC:hutz u n d  Opferh i lfe - Gewalt Im haus! lchen Bereich 

In Jedem Bundesland I n  Osterreich besteht fur Personen, die Opfer hauslicher Gewalt gewCJrden Sind,  die 

Mogllchkelt von geeigneten Opferschutzeinrichtungen - den so genannten I nterventionssteilen - unter· 

stutzt und betreut zu werden Mit  den I nterventionsstellen, den Außenstei len Im M u h lv lertel (00) ,  I n  ZweItI 

( N O )  u n d  Plnzgau ( S I  sowie der InterventionssteIle fur Betroffene des Frauenhandels (W), wurden rnsge· 

samt 1 3  Ansprechstellen eingerichtet , die I n  d i rekter Zusammenarbeit mit  der Exekutive zur Sicherheit und 

z u m  Schutz von fami l i are.., Gewaltopfern beitragen 

Zielgruppen 

D:e VOll Gewalt betroffenen bzw gefa hrdel e n Persollen S ind lau� St;]� lst l;', der I ntcrver1t'0r1':,:;t el len Oster­

r'-; Ic:hs zu -::') 8 �/) welbk:he Personen 

Erge b n isse 

rJ ._� S I ,� h c rhe lt sbe) Q rden und die Organe des offer:t: lct1en Slchert1eltsdlP!lSles f<,o n m'rl dl(-' C;cwa h r le lstu ng 

I,:on Scr.utz u.',d S:che:-relt  Im Ra'lmen de� Bekamptung der ha'.Jsllcne:-) C;ev/al! n u r  I r 1  Aku tia l le n leisten 

l u :n p'3ven l lven SctiutZ ZLlr Ve,melc .Jn'J der \/v,ederho lungslat be::urlen 5 1(· der /'uS3 1llIllCnarbelt mit  

E·I:i,.;ren S:e l len ale e n l SpreC"lend dem Pr!rz::J der Arbeitsteilunq C,e O p l !:-: [  w� ll t" r h l rl  1)�trt-:'LJel1 Ule u n m l l -

1�!lb3re Z u sarrmenarbelt der Exekutive 1'1'1 1 1  den l:'lterventlonsstellen f:'llt dem qfllllPIn SClIllP n 1 1 8 1  JEg l icher 

r o r m  f a m I I 12rl?' Gewalt en:schrpden entgegen zu treten �at Sich als vor:CI: 'lJit  und effiZient fu r die Opfer 

f?' IIN I 8Se n 
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Neben der umfassenden Beratung und psychosoZialen Betreuung von Opfern fam,l,arer Gewalt leisten die 

InterventionssteIlen - nach Maßgabe Ihrer Ressourcen - auch Informationsarbeit Im Bereich der Gewalt­

praventlon 

Budget 

Im Projektzeitraum von 2001 bis 2002 wurden EUR 3.380.391 ,-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

eine Kofinanzierung durch sonstige offentliche Mittel besteht 

In der Erhebung wurde auch nach Themenschwerpunkt, Art der Maßnahmen sowie U mset­
zung der Maßnahme differenziert. 

Tabelle 1 8: Maßnahmen des SMI nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen, die es Män-

nern und Frauen ermöglichen, ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteili-

gungen von Frauen in Hinblick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur Existenzsiche-

rung, vor allem für die Fälle des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung im 

Arbeitsleben 

Schulische und berufl iche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive F rauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 

--

-

--

--

-

--

--

--

--

1 

-

--

--

1 

Eine Maßnahmen des BMI wurde thematisch dem Bereich Sexismus/Gewalt zugeordnet und 
eine dem Bereich Sonstiges ("Hilfe bel der Durchsetzung von Rechtsanspruchen"'). 
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Tabelle 1 9 :  Maßnahmen des BMI nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs· und Quahfizlerungsmaßnahme 

Subvention. Preis, Stipendium 

Wlssenscha�, Forschung, Entwlcklung 

Offentllchkeitsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

--

1 

-

1 

1 

1 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich, dass die beiden Maßnahmen den Bereichen 

Beratung, Wissenschaft/Forschung/Entwicklung und Öffentlichkeitsarbeit zugeordnet wurden. 
Die Nennungen zu Sonstiges waren .humanitäre Hilfe im Einzelfall durch Erteilung eines Auf­

enthaltstitels" und .Rechtliche und psychosoziale Beratung, Betreuung und Begleitung von Ge­

walt in der Familie betroffenen Personen. 

Tabelle 20: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenurn 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nen nungen 

Beide Maßnahmen wurden vom Bundesministerium für I nneres umgesetzt. 

2 
--
--

4.5 Maßnahmen des Bundesministeriums tür Justiz (BMJ) 

I nsgesamt wurden vom Bundesministerium für Justiz (im Folgenden : BMJ) zwei externe Maß­

nahmen angeführt. Es handelt es sich dabei um eine Maßnahme im Rahmen des Wohnungsei­

gentumsrechts und eine Maßnahme zur Ausschreibung von Rlchterlnnen-, Rlchterlnnenamt­
sanwarterlnnen- und Staatsanwaltschaftsplanstellen 

Im folgenden werden die Titel sowie eine Beschreibung der vom BMJ gemeldeten Maßnahmen 
aufgelistet: 

Einführung der Eigentümerpartnerschaft im Wohnu ngseigentumsrecht durch das 

Wohnungseigentumsgesetz 2002 

Inhalte 

Nach dem WOhnungselgentumsgesetz 1 975 konnten nur EInzeipersonen oder Ehegattinnen Wohnungs­

eigentum erwerben Lebensgefahrtlnnen hatten keine Moghchkelt des gemeinsamen Wohnungselgen-
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t u m s  I n  der PraxIs fuhrte d ies hauf lg dazu dass Leoensgefahrt lnncfl aen Ernerb einer Eigentumswor.­

r �J n ;:J  zwar gernelrlsam f , n a 'l2ierten atJer n u r  e iner  von Ihnen - rT1t"!stens oer M a n n  - g r U 'ldbuchench 

�I r;ge:ragene� Elgentumer wurde D�r/dle andere Partnerin , a lso meistens d i e  r r ,l'J erv'.'3rb k e in Mltelge n ­

t u �  u n d  stand daher Irfl F a l l e  einer spateren Auflosung d e r  Lebensaemelnschaft z u nachst m i t  leeren 

Handen d a  

M I I  dem seil 1 J u l i  2002 I n  Kraft sieh enden Wohnungselgenlumsgeselz 2002 wurde demgegenuber ganz 

al lgemein die Mogllchkelt des Erwerbs von (gemeinsamem) Wohnungseigentum durch eine Eigentumer­

partnerschaft zweier naturl lcher Personen eroffnet Dadurch erlangen belde Partnerinnen die Rechlsposl­

t lon eines Im Grundbuch eingetragenen Wohnu ngselgentumers/ln, sodass s ie einander auch Im Fall  e i n e r  

s p a t e  r e n  Auflosung d e r  Partnerschaft rechtlich gleichberechtigt gegenuber stehen 

Zi elgruppen 

F r a u e n ,  d i e  - ohne verheiratet zu sein - gemeinsam mit einem Partner oder e iner  Partnerin WohnungseI­

gentum erv.rerben wollen 

Erge b n isse 

Seit  dem I n -Kraft-Treten aes WEG 2002 konnen zwei Partnerinnen als Elt;:lentumerlnnenpartnerschaft 

gememsam Wohn ungselgen!um ervJerben Wenngleich das Bundesrnlnlsterlurn fur J ustiZ uber kein stat is­

t isches Zahlenmaterial  h le z u  verfugt kann schon aus der laufenden Beobachtung des Rechtsgebiets 

, V\/o h n rechf gesagt werden dass von dieser Mogllchkelt bereits Vielfach Gebrauch gemacht Wird 

B u ndeseinheit l iche Vorg a n g sweise bei der Ausschre i b u n g  von R i c h ter-, R i c hter­
a m ts a n wärter- u n d  Staatsanwaltsc hafts p l a n ste l len unter Berücksichti g u n g  des B­

G B G  

I n halle ---

Das B u ndesrn l n lsterlurn fllr Jl Jst lZ  emoflehlt  den n(jchgeordneten Dlcnstbehorden,  bel der Ausschreibung 

von P:anste! len In den durch den Frauenforderungsplan vorgegebenen F Zl IIen den folgenden Textbaustein 

zu vervJenden "Oie J u stiZ Ist  bestrebt , den Antei l  der Frauen entsprechend aen Vorg3ben des Frauenfor­

derungspianes z u  erhohen Be.,."erbungen von Frauen um die ausgeschriebene P l a nstel le S i n d  daher 

besonders erwunsch! Unter gleich Geeigneten ISt  BewerbefIn nen um diese Planstel le nach Maßgabe der 

§§ 42 und 4 3  B-GBG der Vorrang e l n z u ra u m en .
, 

Ziele 

ErZielung einer  bunaeswelt e i n h e i t l ichen sprachlich nicht nach d e m  Geschlecht diskr iminierenden 

Form u l ierung bel der Ausschreibung von Rlchterlnnen- Rlchterlnnp.namtsC1nwarterlnnen- und 

S t a a t sa nw a 1\ sc �l af t sp 13 n s tel  ie r1 

Zielgruppen 

f3e'vv;:>r tJ e f l f' �l�'n Inne�ha:h t J ' l n  ;l l J ! I) . ; r �l,llh (jer J' , Jst l:" ',J m  cicra1:lqe Planstf?l l prl 

In der Erhebung wurde � L1ch Il,lCh Themenschwerp u n kt. Art cl e r  M a ß n a h m e n  sowie U mset­

z u n g  der M a ß n a h m e  d lfferenz,ert 
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Tabelle 21 : Maßnahmen des BMJ nach Themen bereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Eonrlehtungen und Maßnahmen. die es Man-

nern und Frauen ermöglichen. ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstatlgkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen. welche die Benaehtelli-

gungen von Frauen In Hinblick auf den Umstand. dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit : Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur EXIstenzsiehe-

rung. vor allem für die Fälle des Alters. der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Nennungen 

--

--

-

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durehsetzung der Gleichbehandlung Im 1 

Arbeitsleben 

Schul ische u n d  berufliche Bildung (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) --

Arbeitsmarkt (aktove Frauenförderungsmaßnahmen) --

Wohnen (aktive Frauenfbrderungsmaßnahmen) 1 

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) -

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) -

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenfbrderungsmaßnahmen) -

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) -

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) -

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) -

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Eine Maßnahmen des BMJ wurde thematisch dem Bereich Gleichbehandlung im Arbeitsleben 
und eine dem Bereich Wohnen zugeordnet. 

Tabelle 22:  Maßnahmen des BMJ nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs· und Ouahfizlerungsmaßnahme 

Subvention, Preis, Stipendium 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 

Otfentllchkeltsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

1 
--

--

--

--

1 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich. dass eine Maßnahme im legislativen Bereich 
angesiedelt Ist. bel einer Maßnahme handelt es sich um eonen Erlass 

36 

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 37 von 94

www.parlament.gv.at



Tabelle 23: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Seide Maßnahmen wurden vom SMJ umgesetzt. 

Nennungen 

2 
-

--

4.6 Maßnahmen des Bundesministeriums für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(BMLFUW) 

Vom Sundesministerium für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und Wasserwirtschaft wurden 

drei Maßnahmen gemeldet. 

Entwicklung und Erprobung innovativer Fortbild ungsprogramme für Frauen in 

landwirtschaftl ichen und gärtnerischen Betrieben in Führungspositionen als Bei­

trag zur Europäisierung der Bildung 

Inhalte 

Die Bundesansialt für Bergbauernfragen hat an einem internationalen Forschungsprojekt teilgenommen. 

das Im Rahmen des LEONARDO DA VINCI - Programmes der EU als Pi lotprojekt teilfinanziert worden 

Ist Dieses EU-Programm verfolgt das Ziel. die berufliche wie auch die allgemeine Bildung innerhalb der 

EU zu harmonisieren und zu fördern. Dabei wird ein besonderes Augenmerk darauf gelegt. 

lilOderübergreifende innovative Aktionen zur Aneignung von Wissen und Kompetenzen zu mobilisieren. 

um die Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern. 

Ausgangspunkt war der extrem niedrige Anteil von Frauen in FührungsposItionen im Agrarbereich. wie es 

In den belden Transformationsländern Ungarn und Ostdeutschland wie auch hierzulande der Fall ist. Im 

Rahmen des Projektes sollten daher die Berufs- und Karrieremogllchkelten von Agrarmanagerinnen durch 

Weiterbildung vor al lem In den Transformationslandern verbessert werden. Aufgrund der 

klelnstruktunerten Landwirtschaft wurden In Osterreich Managennnen aus dem vor- und nachgelagerten 

Bereich der Landwirtschaft interviewt 

Eine zentrale ThemensteIlung war die Gender Orientierung, wie sie derzeit von selten der EU fur alle 

PolItIkbereiche gefordert wird. 

Ziel des PrOjektes war die Konzlplerung und Erprobung eines Welterblldungscurnculums speziell für 

Agrarmanagennnen. das sie bel der Ausubung Ihrer Leitungsaufgaben starkt Thematische Schwerpunkte 

dabei waren u a. Fuhrungsverhalten. Fuhrungsstll. die Frau als Fuhrungskraft. weiblicher Führungsstil; 

Zelt- und Stressmanagement: Betnebslehre. Rechnungswesen. Steuerrecht: Marketing sowie EU-Recht 

und Agrarpolitik 

Zielgruppen 

Frauen In Fuhrungsposltionen In landwirtschaftlichen und gartnenschen Betneben 
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Ergebnisse 

Es 1NU;OC C : :'"'  � �Hr l c u l u m  mit aC'lt MOd:.J len a:..r sgeameltet zwe, OZhrcr, \',' v :::: ,:, 1l I n  U e u : s :: rl : a n d  u n d  ,n  

U n:;a r n  erprob: Dabei wurde:l z'b' :scher. Frauen- :heoretls::;nl;;;n , dzHJe,  ge�,t e s  ",,' J '  a �  cm u n� :Ji<: o nomlsch·:; 

U :l j  E DV-Kenn:fllsse l u n d  Z u k unftsmodulen unterschieden Die Frauenm':Jc u l e  WWClE'r' u nd werden In 

reinen Frauengruppen die belden anderen I n  gemischten Gruppen abgehalte1 

Die rrauenmod u l e  waren " F rauen In F u h rungsposltlonen In landwirtschaft l ichen u n d  gartnerlschen 

Betrieben" und "Umgang mit Zelt,  Stress und Konfl ikten" Auf dem ersten Seminar wurde durch 

SelbstreflexIon. Erlernen von Teamfahlgkelt .  exemplarisches Trainieren von neuen Vertlaltenswelsen und 

Tech n ik e n  an Praxisbeisptelen das Ziel veriolgt die eigene Starke als F r<lU u n d  ruhrungskraft z u  

e r k e n n e n  und ci<Jdurch d a s  Selbstbewusstsein zu starken 

Beim M o d u l  Zel:- u n d  Konfliktmanagement g i n g  es u m  eine bewusste Zeltplanun';:l (cigenslandiges 

Erarbeiten der eigenen leltbilanz an einem Arbeitstag fur  das nachste M o d u l )  \"' Ie (luch u m  die RefleXion 

un,:] ßewa lt lg u n g  von Konfl ikten 

Diese t)e l d e n  Module wurden I n  Ostdeutschland und I n  Ung<lrn erprobt 

E r r  ze�1!ra:es : .... . r J c b n l s  dabei w a r  a ,e Bedeutung d e r  Vorbl lj ''''', l r� ,ung Du rcrl e '-', tsprt::' : h e n cJe Vorbi lder wl,d 

s':)','-,lo!l ; vor. r.1 Cl n f1 C r n  als auch von Frauen emgepra;j:es stereotypes Vertl:J!1'2 n  3 'T1 le lcr.teste�1 verandert 

F u r  die am rroJekt mitarbeitenden Manner h3t Sich gezeigt wie sinnvoll die Auseinandersetzung mit 

Gender Mamstrea m l n g  ISt 

Der Enberrcht zu diesem Projekt Ist Im April 2 0 0 1  unter dem Titel .Welbllct,e ( R l Evolut lon I n  den 

F u h r u ngsetagen - Anregungen und Ideen fur frauengerechte Fortbildung von Aqr<lrmanagerlnnen In 

üsterrelch U n g 3 rn und Deutschland ' erschienen 

Budget 

Im ProJektzeltraum 2 0 0 1  wurden E U R  2 87 1 , -.... fur dies'::, M3ßnahme aufgewendet I z u r  Ganze aus Eigen­

fT1 i:teln des B M I , IJ W I  

B i l d u ngsarbeit  und Frauen im l ä n d l i c h e n  R a u m  

I n halte ---
M i t  dieser Studie werden d i e  BI ldungsangebote ( I nitiativen u n d  PrOjekte Im Bereich der 

Erwachsenenbi l d u n g )  fur Bauerrnnen u n d  Bauern/Manner und Frauen erhoben 3ngefangen bel der 

flachendeckenden Btldungselnrlchtung dem L F I .  b iS hin zu kleinen Init iativen Damit sol i  ern Uberbllck und 

r� l n  evalUierender Vergleich geboten werden Untersucht Wird, wie ri,e hestehenden R I Ic1u ngs;mgehote von 

d,.� n 13ctroHcn,--' n \ ..... : l h r g e[)ommcn hf:'Viprtet und In /\nc;rrtJI�h g",nommen W" ,rlPf1  ()tJ  sie als a usreichend 

anqcsehprl welCl e t 1  oder InWieweit derzeit DefiZite bestehen Die e r hObenpf1 I\nregu nqen sollen ,n ri,e 

!ll ,YTl e n t a r'e U � ! cl:Jr'il S k: u l t w  elnf l 'e!�en u n d  ,1('Ue I m p� l ! s (, q'·h·::n FIH .j'e ��" ' 'l IC' Intr:rCSSClnte rroJekte 

Wo::fOer1 de:al , ln·f !.:'r d n Cl I 'y'slert UTlcl !)t::'scl"1(lebcrl D c n u tlt--" h ' nZlus Wlra Ir' 7 1 , ';;H:lnWnarbei� mit  den 

8 e l r offenen elrl'_' L',,",';] !uatlon vmgenommprl ':,üWle Szena rlf'n fur rj�e Vvelt�re[l: ','.' I�. K l l J n C)  cer B l l d u nqsar8cl t 

Il,'� MC1nrH'rT'i [j 'Hl r· t Zl U e n  Im landl,cnen f�Clurn , die In nachster ZUKunft denkuar u n d  umsetzbar Sind li nd 

V'.Hl ß':l u e Wlr1(-n ' Hi O  H:I :wrn gewU;tSc!1t wt:'rden erZlrhpltf'l F r hollene best,;l1r'rHj,'  R l ldungsangebote fur 

la  r'clll:� I ! t · : 1  werdt':!l 1 1 ,  enger Lu�.amrncndl t)el l  I � l int: Ilq sein r ,cht  ungen 

� r '  ... ;l-::: hs;.:orl,�'n �  :'1(' I n n'�r, \ ;nd a u r t; ddl S>::'troH�;r�;n , ]  '.--' dl t , e,f! B l l d u n ClS,Jr''J t ' � !  . � ; :  I r l  f\nspru :::h (lehr'lon 

':,,':-- ' 1(" n f :  (lPf [- '� , l ; l J ; l t l o n  u n te:-zo:;::en E s  Wi rd  uberprl l f t  wo Ub-?relnstlrr�r,u"--' ---;C' n ;:;7"',' Divergenzen 

':'Nlsctlen Anhlo:-� ! e r n  v o r. Btldu ng sa:rgeboten und NIJtzern diC:rselLJen In  der ReLJrtt: l :u r', ,� der Bt ldungsarbelt 

Im landl ,ch�n ��aLJm bestehen In Expert ln nenqesprachen auf verschiedenen Er)cnen I ßM L FUW 

K3mrYlorn l FI ,mderen Erv.;achsenenbtldungsPlnrlchtungen Betroffenen I Wird ,')u!  erne uber die 
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��\','a, iJ lerung r": l n a usgehende \..\lt�llerf'ntw: c k l u �l q  d e r  3 : d u :l ;l s a rb-2lt S':::: ,';" '-" dt:" Art)Plt .'1� l t  f -r(1c lt"l Ir;' 

I ,"'! n d::c'len Raum hnClearbcitet 

:J n:erSUC'lt ','. : r e:  d 3 �ube' hlrJ::ws d ie UDerClrlst l m rr ü n g  .' Q r, Fc'de rw>;Js�;r ;;;',T1HTlf'n nll: dem c r h :J tJCi e:1 

GCda.--f a:: B: .d:..: ng 1'11 13rdl lchcn R l'h::-; vor 3 � ' e m  Inl h 'l t:, C!', 3:.J: das P'O-Y,J:'l l l l  Idrldl lche Entwlc k l u n ;J  

Zielgruppen 

Frauen Im landl ichen Raum 

Ergebnisse 

Oas Forschungsprojekt wurde 2002 beauftragt u n d  lauft  Der Abschlussherlcht wird erst E ncle 2003 

gelegt 

Budget 

Im ProJektze l t r a u m  von 2002 bis 2003 wurden [ U R  4 3 4 8 1  fur diese fl,1.J( '� n Cl h m c  wobei eJrle Kof lnan-

z i e r u n g  a u s  sonstl-gen offentllchen Mitteln sowie a�ls E I ;jenrnltteln des AuftfaO�letlnlerS besteht 

Harm o n i s ie ru n g s m ö g l i c h keiten der Waldarbeit bei Frauen,  Tei l  2 

I n ha lte 

Die erste bcre_!s abgeschlossew' StU:jIC ( H u manlslerungsmogl :chkert  der '<N.:lld.:::Huelt bel Frauen I 1 �)99 -

::? J O J :I � a t  gezelg: dass die Jk!uel le Bpl(ls!ungs- und Bea�scruc:h:.Jngssltuat ,':)n bel Forstarbcltcrlnnen auf 

Da:.Je� zc �asslver gcsundhelt l l::he'l [ 1 r. b u ße n  {eve�ltuel l  verbunder, nl l :  t- r ,lrl  ' IV(I: idltat) fU�lren kcmn Um 

dem entgegenzuwirken sind Vcroesserungen der Ar:Jeltsverfahren und der Ausfuhrung a n z u streben 

Deren Umsetz u n g  verlangt ,  d i e  Getroffenen uber bestehende Mangel  zu I l l fmm lcrcn und mit geeigneten 

Material ien zu schulen Mittels ßlofeedback-Methode Wird eine ruckenschonende Arbeitshaltung erarbeitet 

werden Die Stressbelastung he sonders Jener Forstarbelterrnnen, die 7 1 J satzllch zur Forstarbeit eine 

LandWirtschaft betreuen - Wird genau ertlOben 

Zielgruppen 

f- rauen In der INJ l d a rbelt 

E rge b n isse 

1 4 C,'G der VValdaroclter Ir  Osterreich Sind F r a u e n  D!e Korpernaltung de� F- orst<1rbelterlrlnen Ist , wie aus 

fruheren Untersuchungen ( Tei l  1 1 999 - 2000 ! bek a n n t  uber 50 1);�, nach vorne geneigt Bel genauer Un­

t e r s u c h u ng dieser H a l t u ng Wird z u  9D'i� der Arbeitszeit e i n  a u ßerst u n g u ns! lger Winkel  zWischen Oberkor­

per und Beinen eingenommen, aer um die 'JO' betragt Diese Tatsache und die Ergebnisse des Muskel­

funkt ionstests wo bedingt durch die Jahrelangen einseitigen Zwangshaitu nCH-:,n erhebliche m u s k u lare 

DefiZite dlagr�:)s: !.� I,vt Winden 7C'll(·n non a:". ,J\cn H a '1 8 , J ngsce:J3if ClII( [ 1 [1  C,;-) " ..':;,::, l Ies Interventlorlspro­

,_;r<Jm'll 'wurae ';:lemeln S3nl mit P I I I 'C'1ll ;-;:)();h,VISsellsr�h(lf: It.�' erarbeite: 

I � ,ofeedbacv -M ;::o tt: (,-;" 

r','1 It H I !fe d!eser U'_'Hl0d('  Ist P 5  rnn�lv-:1l f- f'�l l !lC1ltun�y'n Ill l : !e ls E M G - R�'Cl I ', t r r , ' r t l IF; zu messen u n d  solort 

. l fTl B i ldschirm darzLJ stellpfl KOr r ( + t I J f f_ ' 1 l  , H I  der H;l ltUflij konnten sofolt c l t l l d lq, ' f l lhr l  lmd (ü�rf-�Il AuswIr­

kunq direkt 3m B i l d s c h i r m  beobachtet werden 

f j ( ' Jr11t rain Ingsp rogr (Jfllnl 

I J ,-JS  entWickelte H C l nl t ra l fl l n q sproqramlr1 !)estcht a u s  1�IOltefi  Det1rHHHJ�' : 1 1 1 1 1  K i ,lft lqunqsubungp'fl D i e  

U n u n g e n  w u rd e n  wafH e n d  n p. r  ges:lmtf'rl StlJ(j IPncl:1\1f�,  (1;Jsgefuhri und l1!"-:' Lh;ri: r l l l l f l l l Hl(J kontrol l iert 

,'d1,-1 .... rlHlg de� ;: rbelts�la l 'liilg Ule Arl'lC' , tsa:�, laufe d � 1  F - c ; ;starbe:te�  'l'k'l'  ':." wj ,_,n 'y' n a u  �1 nalyslert  und ;l fl 

, F�rcn VemeSS e r u 'l9 ge<1't)E;ltl:t D�l�; 1 'lk r .' .... fl! l()n"1r. '2':;ra �TIn: s e lm�·t� \j,-"' t.,,._:�'),:,';, r U �l'J'-�11  K'_Hzfr lst lg konnte 

I ' , J I  e ! rI  Tre:1Cl festgestel l t wr:-r,jt-?', e rs t  1 .=1 ;' :i ' r , s ! , q  r l Ll'_'" E:: :�1 '::: : Sa -S:::l'; '1 1 1 t  : '  1 ! " " ::' I ""�'r Hetreuunq u n d  Viel  

J i" . J r, g e r; k::''lrte'" s i e  V,_' r b e � s,::, r �J ! 1:":;�-:'1 1  d .l rJ '  �, : ; l l  S : I S'":�" � : C:  ,:;gt ',','e�'-:Il  f I , '  :�" · I  ,J ' :-) t d ' l "jl::' F ra u e n  stellt  d ie 
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Doppel- bzw. Dreifachbelastung eine zusätzliche StresssItuation dar. Da die Erfassung der Stressbelas­

tung Im Feld besonders schwierig ist, wurde die StresssItuation unter Laborbedingungen simuliert Die 

Ergebnisse sind In einer Broschlire zusammengefasst und werden für Schulungszwecke verwendet 

Die Ergebnisse sind in einer Broschure zusammengefasst und werden für Schulungszwecke verwendet. 

(BMLFUW, Abteilung IV/2) 

Budget 
Im Projektzeitraum 200 1 und 2002wurden EUR 1 6. 35 1 . 39,-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

eine Kofinanzierung durch sonst ige öffentliche Mittel besteht. 

In der Erhebung wurde auch nach Themenschwerpunkt, Art der Maßnahmen sowie Umset­

zung der Maßnahme differenziert. 

Tabelle 24: Maßnahmen des BMLFUW nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen, die es Män-

nern und Frauen ermöglichen, ihre familiären Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteili-

gungen von Frauen in Hinblick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen. 

Soziale S icherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur Existenzsiche-

rung, vor allem für die Fälle des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung Im 

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive F rauenförderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 
-

-

--

3 

--

--

--

--

--

--

--

--

--

--

Alle drei Maßnahmen des BMLFUW werden thematisch dem Bereich "Gleich behandlung im 
A rbeitsleben" zugeordnet . 
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Tabelle 25: Maßnahmen des BMLFUW nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahme 

Subvention, Preis. Stipendium 

Wissenschaft. Forscl1ung. Entwicklung 

Offentlichkertsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

--

3 
--

3 
-

--

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich. dass alle drei Maßnahmen den Bereichen 

.Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahme" sowie .Wissenschaft. Forschung. Entwicklung" zu­

geordnet werden. 

Tabelle 26: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nennungen 

1 

2 
-

Bei der Umsetzung der Maßnahmen zeigt sich. dass 2 Maßnahmen von externen Auftragneh­
merinnen umgesetzt wurden. eine vom Bundesministerium selbst. 

4.7 Maßnahmen des Bundesministeriums für öffentliche 

Leistung und Spor t (BMöLS) 

Seitens des Bundesministeriums fur öffentliche Leistung und Sport (im Folgenden: BMöLS) wur­

den vier Maßnahmen gemeldet. die allesamt Frauenfcirderung im Sport betreffen 

G IPAS (girls  participation in  sport) : Semi nar vom 1 .9. bis 8 .9_2001 

In ha lte 

Die Vernetzung von Madchen und Frauen Ist ein wichtiges M ittel zur Gleichbehandlung. Aus diesem 

Grund waren Teiinehmennnen aus Deutschland. dem Vere inigten Konlgrelch . Slowenien. Schweden.  

Span ien zu dem Treffen eingeladen. Damit sollten uber die Erfahrungen In anderen Landern neue Impul­
se für die Förderung von Frauen In Österreich gesetzt werden Der Austausch erfolgte besonders in den 

Bereichen Gesundheit (Anorexia und Bullmle). polilische Mitarbeit. sexueller Missbrauch. F reizeitaktivitä­

ten und aktive Lebensgestaltung Durch dieses Seminar sollten die Telinehmennnen In Ihrem Einsatz zur 

Mitarbeit motiviert werden und som it In Ihrem Umfeld. durch uberreglonale bzw Internationale Netzwerke 

unterstützt. Vorbildfunktion erhalten. 

4 1  
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Zielgruppen 

Multiplikatonnnen im Sport 

Ergebnisse 

Das primäre Ziel war die Zusammenführung von Interessierten jungen Frauen aus mehreren europäi­

schen Nationen und der Austausch über die im Projekt beschriebenen Themen. Die Teilnehmerinnen 

erlebten beispielsweise in der Projektwochen. wie mit sensiblen Themen - Im Besonderen die Bereiche 

der sexuellen Ubergriffe und der Essstörungen - umgegangen werden kann Inwieweit das langfristige 

Ziel. die Erhöhung des Anteils an weiblichen Mitarbeiterinnen im frelzeltpadagoglschen Bereich und Im 

Sport damit erreicht wurde, konnte aufgrund der Komplexität der Umsetzung nicht evaluiert werden. 

Budget 
Im Projektzeitraum von 1 .Februar 2001 bis 1 .November 2001 wurden ATS 1 00.000,-- für diese Maßnah­

me aufgewendet, wobei eine Kofinanzierung durch EU-Mittel besteht. 

Gender Mainstreaming - Mehr Chancen fü r Frauen im Sport 

Inhalte 
Ziel der Veranstaltung war die Aufbereitung des Themas Zur Einfuhrung von Gender Mainstreaming im 

organisierten Verbandssport. Das Seminar erfolgte im Rahmen des bilateralen Austausches mit Deutsch­

land zu "Frauen und Sport: Umsetzung der European Women and Sport (EWS) Konferenz in Berlin." Von 

den deutschen Vertreterinnen aus den Bereichen des Verbandssports und des staatlichen Sports auf 

Bundes- und Länderebene wurden Projekte und I nitiativen zur Gleichbehandlung und Frauenförderung im 

Sport vorgestellt. Eine Expertin aus der Unternehmungsberatung führte In die Strategie des Gender 

Mainstreaming (GM) ein. 70 Teiinehmennnen konnten die Ziele von GM näher gebracht werden. 

Zielgruppen 

Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeltertnnen und Funktionarlnnen des Verbandssports 

Ergebnisse 

Die Bundes-Sportorganisation (BSO) hat sich mit einem Beschluss der Bundessportversammlung (das 

höchste Entscheidungsgremium des österreichischen Verbandssports) Im November 2002 zur Einführung 

von Gender Mainstreaming verpflichtet. Der Arbeitsausschuss Frauen und Sport, In dem die großen Ver­

bände des Sports vertreten sind, arbeitet Umsetzungsmaßnahmen aus Von diesem Ausschuss wurde 

auch ein Mentorinnenprogramm initiiert. das von den Breitensportverbanden umgesetzt wird. 

Budget 
Im ProJektzeltraum von 1 .August bis 1 7. September 2002 wurden EUR 2 000,-- fur diese Maßnahme auf­

gewendet ( 1 00% Finanzierung aus Eigenmilteln) 

Implementierung von Gender Mainstreaming bei der Vergabe von Fördermittel 

Inhalte 

Die Realisierung von GM läuft derzeit In zwei Richtungen' zum einen Im Bereich der al lgemeinen Sport­

forderung gemaß dem Bundes-Sportförderungsgesetz, zum anderen Im Bereich der Berichtlegung an den 

Nationalrat, dem Jährlichen Sportbericht 

Um die Auswirkung von Fördermaßnahmen der allgemeinen Bundessportfbrderung Im Hinblick auf Gen­

der Mainstreammg abschätzen zu können, wird seit Herbst 2002 von Selten der Forderwerberlnnen in den 

Antragen auch zu den speZifischen AUSWirkungen des Projektes auf Manner und Frauen in einem eige-
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nen Punkt des Antrages Stellung bezogen. Erste Aussagen dazu sind Im Sportbencht uber das Jahr 2002 

zu finden Auch wurden alle am Sportbencht mitwirkenden Institutionen aufgefordert, den Bencht entspre­

chend den PrinzIpien von GM aufzubereiten 

Zielgruppen 
Sportlerinnen, Trainerinnen und Funktionärinnen 

Ergebnisse 
Ergebnisse sind noch offen. 

Frauenförderung i m  Spitzensport 

Inhalte 

Seit 1 998 ISt fur Frauenförderung Im Spitzensport ein eigener Budgetansatz von EUR 2 1 8.000 vorgese­

hen Damit werden Sportlennnen gefordert, deren Leistungen knapp die Fördernchtlinle von Top Sport 

Austna (SpllZensportförderung) verfehlen. Durchschnittlich werden jahrlich 5 bis 8 SportlerInnen gefördert. 

Ziele 

Da Frauen im österreichischen SpItzensport unterreprasentiert sind, sollen Frauen schon Im Vorfeld des 

SpllZensportes gefördert werden, um eine Angleichung zu ermöglichen 

Zielgruppen 
Spitzensportlerinnen 

Ergebnisse 

Die Leistungen der geförderten Sportlennnen konnten gesteigert werden Eine Evalulerung wurde noch 

nicht durchgefuhrt. Maßnahmendokumentation: Österrelchischer SportberIcht an den Nationalrat 

Budget 
2001 und 2002 wurden EUR 436 000,-- für diese Maßnahme aus EIgenmitteln des MInisteriums aufge­

wendet 

In der Erhebung wurde auch nach Themenschwerpunkt, Art der Maßnahmen sowie Umset­

zung der Maßnahme differenziert. 
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Tabelle 27: Maßnahmen des BMÖLS nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen , die es Man· 

nern und Frauen ermöglichen. ihre famil iaren Verpfl ichtungen mit ihrer Be· 

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteiti· 

gungen von Frauen in Hinbl ick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 

sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen rur Frauen zur Existenzsiche· 

rung, vor allem für die Fälle des Alters, der Invaliditat und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung im 

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenfbrderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus I G ewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 

.. 

.. 

.. 

.. 

.. 

.. 

.. 

.. 

. .  

. .  

. .  

. .  

.. 

4 

Alle vier Maßnahmen des BMÖLS werden thematisch dem Bereich "Sonstiges· zugeordnet und 
zwar Sport, 

Tabelle 28: Maßnahmen des BMÖLS nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs- und QualifIzIerungsmaßnahme 

Subven[lon, Preis, Stipendium 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 

Öffentlichkeitsarbeit 

Sonsllges 

Nennungen 

.. 

.. 

4 

.. 

.. 

1 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich, dass alle vier Maßnahmen dem Bereich Sub· 
ventlon, Preis. Stipendium zugeordnet werden,  eine davon auch der KategOrie Sonstiges ("ge· 
melnsame Veranstaltung mit dem Verbandssport"), 
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Tabe l l e  29: U m setzu ng d e r  Maßnahmen 

I nstitution Nennungen 

n LJndeS,'TIlrlste�lum , 

C'.:terne Auftragne,rr,erlr,nen 1 

t.H:lde 1 

Bel der Umsetzung der M aßnahmen zeigt sich, dass 2 Maßnahmen vom M i nisterium umgesetzt 

wurden, e ine von externen Auftrag nehmerinnen und eine Bundesmi n I sterIum und externen Auf­

tragnehmerinnen gemeinsam 

4.8 Maßnahmen des Bundesministeriums für soziale 

Sicherheit und Gene rationen ( BMSG) 

Vom Bundesmlnlstenum für soziale Sicherheit und Generationen ( im Folgenden BMSG ) wurden 

I n sgesamt 33 Maßnahmen beschrieben Folgende Maßnahmen wurden nicht In den Bericht auf­

genommen da sie die Besch�: .;"ten des BMSG betrafen und somit Interne Maßnahmen waren. 

• RessortspeZIfische Schulungen z u m  Thema Gender Malnstreamlng 

• Vollziehung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes durch die Bundes­

GleichbehandlungskommissIon 

• E i n richtung einer Internen Arbeitsgruppe zur Umset7lJng der Gender M� lnstreamlng Strate-

gie In den Fachbereichen des BMSG 

• Mentonng fur Frauen (fur weibliche N achwuchsfllhrungskrafte Im BMSG) 

• Frauenforderungsplan des BMSG 

Die M a ß nahme ,'voi lzIehung des Gleichbehandl ungsgesetzes 1 979" wurde nicht aufgenommen, 

da es Sich hierbei nicht u m  eine Maßnahme handelt. sondern um die la ufende Arbeit der Gleich­

behandlungskommissIon seit 1 979 

n ie 27 Maßnahmen die den Benchtsknterlen entsprechen betreffen ganz unterschiedliche Ge­

,),,,1" Sie relcllen von der E i nrichtung von Reglonalbu ros der Anwalt ln fur Glelchbehandlu ngs­

fc,l g e n  uber ProJeHforderungen bIS legislativen M a ß n a n m e n  Im folgendeIl werden Titel sowie 

" 1 1 '-' Beschrelbun� dIeser Maßnahr"en d u�gel lstet 

E i n ri c h t u n g  e i nes Reg io n a l b ü ro s d er Anwä l t i n  für Gleichbehandlun g sfragen 

I n halte 

Lur Unterstutzung von Personen, die Sich auf Grund des Gesch lechtes Im Zusammenhang mit eInem auf 

r)rlvatrechtl,chen Vertrag beruhenden Arbeltsverhaltms diSkrimin iert fuhlen . wurde em weiteres Regional­

buro der Anwaltln fur Gleichbehandlungsfragen f u r  den ortlichen Wirkungsbereich des Landes Oberbster+ 

rPlch ( mit Sitz In  L lnz)  e i ngerichtet Mit dieser Erweiterung wurde eine lc:Jngjahrlge frauenspezIfische For­

der u n g  umgesetzt und e,ne bessere, da regional leichter zugangl iche Beratung fur Frauen aus Oberosler­

reich f'rmogllcht 
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Zielgruppen 

Alle Arbeitnehmerinnen, die in der Privatwirtschaft tatlg sind, Betnebsralinnen, Multiplikatonnnen in Frau­

enberatungsstellen und a rbeitsmarktpolitischen Elnnchtungen 

E rgebnisse 

Wie sich gezeigt hat, sind nach Einrichtung der Regionalbüros In Innsbruck, Graz und Klagenfurt die Bera­

tungszahlen sprunghaft gestiegen, Genauere Zahlen für Oberösterreich liegen noch nicht vor, es ist aber 

bereits jetzt davon auszugehen, dass durch die intensive lokale Öffentlichkeitsarbeit und das Unterstüt­

zungsangebot vor Ort der Beratungsbedarf signifikant steigen Wird Damit Wird ein wesentlicher Beitrag 

zum staatlichen Ziel der Gleichstellung der Geschlechter geleistet 

Budget 

Ab Dezember 2002 (bis laufende) wurden EUR 27,000,-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei der 

Betrag für besondere Feierlichkeiten um EUR 5,977,- ergänzt wurde 

Ergänzung der Lose-Blatt-Sammlung - Anträge an die Gleichbehandlungskom­

m ission - Verfahren, Entscheidungen, Gutachten 

Inhalte 
Die Im vergangenen Benchtszeitraum herausgegebene Lose-Blatt-Sammlung wurde Anfang 2001 um 1 9  

Individualentscheidungen und ein Gutachten der GleichbehandlungskommissIon aus dem Jahr 2000 er­

ganzt 

Die Sammlung ISt von vornherein so gestaltet worden, dass Erganzungen (zu einem oder mehreren The­

menberelchen) leicht möglich und wenig aufwendig sind. Die Sammlung enthält zehn verschiedene The­
menberelche, zu denen die GleichbehandlungskommissIon Einzelfallverfahren durchgefuhrt bzw. Gutach­

ten veroffentlicht hat. 

Zielgruppen 
Alle Arbeitnehmerinnen, die In der Privatwirtschaft tätig sind, BetriebsratInnen, Multiplikatorinnen in Frau­

enberatungsstellen und arbeitsmarktpolitischen Einrichtungen 

Ergebnisse 
Die Entscheidungssammlung wurde an alle Betnebsrätinnen Österreichs sowie an Interessierte Frauen 

und Manner (u,a , Frauenbeauftragte, Gleichbehandlungsbeauftragte, Frauenorganlsallonen etc.) verteilt 

und hat verstärkt Reaktionen hervorgerufen Viele BetriebsrätInnen melden sich seitdem bei der Gleich­

behandlungsanwaltschaft unter HinweiS auf eine Entscheidung der KommiSSion mit dem Wunsch, in ei­

nem vergtelchbaren Fall  In Ihrem Belneb unterstutzt zu werden Aus diesen Ruckmeldungen bel der 

Gleichbehandlungsanwaltschaft lasst sich daher schließen, dass durch diese Lose-Blatt-Sammlung den 

Frauen bzw den In ihrem Interesse tätigen Belegschaftsvertreterinnen ein nutzlicher Behelf geschaffen 

wurde, In konkreten Situationen die aktuelle Auslegung der Expertinnen der Gleichbehandlungskommissi­

on zu Gleichbehandlungsfällen zu Verftigung zu haben. 

Budget 
Von Anfang 2001 biS laufend wurden EUR 1 1  744,-- für diese Maßnahme aufgewendet (zur Gänze aus 

EIgenmittel) 

Diverse Projekt-Förderungen (Kofi nanzierungen zu internationalen Projekten) 

Inhalte 

• Koflnanzlerung des Webportals Gender Malnstreamlng (www gendermalnstreamlng at) 
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• Kofinanzlerung des Projektes "Europalsche Lernpartnerschaft Gender Malnstreamlng
" 

• Kofinanzlerung fur das Projekt "Mobile Rechtsberatung/Deutschkurse" zur Verbesserung der SItuatIon 

von afrikanIschen Frauen In Osterreich 

• Kofinanzlerung im Rahmen des EU-Aktionsprogramms für dIe Gteichstellung von Frauen und Man-

nern: Observatoria Gender Malnstreamlng als Strategie zur Beseitigung von LOhnungleIchheiten. 

Zielgruppen 
Migrantinnen. natIonale und internationale Akteurinnen im Bereich der Lohngestaltung. Bildungs- und 

Sozia Ibereichs-M ultiplikatorl n nen 

Ergebnisse 
Die geförderten Projekte decken die Bereiche Informationsarbeit zur Umsetzung der Strategie des Gender 

Mainstreaming. Bildungsarbeit sowie Vernetzung von wichtigen Akteurinnen ab. Das Thema G leicher 

Lohn als Schwerpunkt tragt zur ExistenzsIcherung von Frauen bei. 

Budget 
Im Projektzeitraum von 2001 bis 2002 wurden EUR 43.600.-- fur diese Maßnahme aufgewendet. WObeI 

Koflnanzierungen aus EU- und sonstigen offentllchen Mitteln bestehen. 

Nationaler Aktionsplan �ur Bekämpfung von Armut und soziale Ausgrenzung 

2001 ,,2003 

Inhalte 
Aufgrund eines EU-Ratsbeschlusses müssen seit 2001 alle 2 Jahre von den Mitgliedsstaaten nationale 

NAPs gegen Armut erstellt werden. DIese beinhalten laufende und geplante Maßnahmen auf dem Gebiet 

der Armutsbekämpfung aus einem Großlel1 der Ministerien und der Länder. Der SozIalminister hat dIe 

Federführung. I m  Berlchl Wird festgestellI. dass Frauen überproporllonal von Armutsgefährdung betroffen 

Sind. In einem eigenen Abschnitt des Berlchls werden frauen SpeZifIsche Maßnahmen aufgezählt und In 

den anderen an SIch geschlechtsneutralen Abschnitten werden frauenspezifische Maßnahmen erwähnt. 

sofern sich die Probleme für Frauen anders als für Männer darstellen. 

Der Bericht ist auf der Homepage des BMSG abrufbar. 

Zielgruppen 
Einkommensschwache ältere Frauen. Frauen mit Arbeitsmarktproblemen bzw. mit schlechter Ausbildung. 

Nledriglohnbezieherlnnen. Alleinerziehennnen. M ütter hinsichtlich Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

weibliche Gewaltopfer etc 

E rgebnisse 

Im Herbst 2003 Wird es zum Teil EvalUierungen geben 

t nhalte 

Ausdehnung der begünstigenden Weiterversicherung in der 

Pensionsversicherung auf Pflegestufe 3 

Die Inanspruchnahme der WeiterversIcherung In der PensIonsversIcherung wurde fur Personen, die aus 

der PflichtversIcherung ausgeschieden Sind. um einen nahen Angehörigen oder etne nahe Angehörige mit 

Anspruch auf Pflegegeld zumindest in der Höhe der Stufe 3 des BPGG oder nach den Landespflegegeld­

gesetzen unter gänzlicher Beanspruchung Ihrer Arbeitskraft zu Hause zu pflegen. tnsofern erleichtert. als 
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den fiktiven Dienstgeberanteil am Beilrag zu dieser VersIcherung der Bund übernimmt. Damit soll dIesen 

Personen ermöglicht werden, in Hinkunft leIchter fur eIne elgenstandlge AlterssIcherung vorzusorgen. 

Zielgruppen 
Alle 

Berücksichtigung von Ersatzzeiten des Wochengeldbezuges im Rahmen der 
Übergangsbestimmung nach § 588 Abs, 7 ASVG (" Hacklerregelung") 

I n halte 

Nach der Übergangsbestimmung des § 588 Abs. 7 ASVG sind zur Erfüllung der Voraussetzungen für die 

Weitergeltung des 55. Lebensjahres als Anfallsalter für die vorzeitigen Alterspensionen, nämlich zur Errei­

chung von 480 Beitragsmonaten, bestimmte Ersatzzeiten (in einem bestimmten Ausmaß) den Beitragszei­

ten gleichzuhalten. So ist die Berücksichtigung von bis zu 60 Ersatzmonaten der Kindererziehung nach 

den §§ 227a oder 228a ASVG (bzw. nach den entsprechenden Paral lelbestimmungen der anderen Sozi­

alverslcherungsgesetze) vorgesehen. Zeiten des Wochengeldbezuges nach § 162 ASVG gelten als Er­

satzzeiten In der PensionsversIcherung (§ 227 Abs. 1 Z 3 ASVG). Es handelt SIch dabei um Zeiten, in 

denen VersIcherte aus Gründen des Mutterschutzes nIcht beschäftigt werden durfen. Diese Zeiten wurden 

den Zeiten der Kindererziehung gleichgestellt. 

Zielgruppen 
Mütter 

Ausnahme vom Behandlungsbeitrag-Ambulanz für Frauen, die Leistungen infolge 

einer Schwangerschaft im Rahmen des Mutter-Kind-Passes oder Leistungen aus 

dem Versicherungsfal l  der Mutterschaft in  Anspruch nehmen 

Inhalte 

§ 1 35a legt fest, dass für die ambulante Behandlung der Versicherten (Angehörigen) in Krankenanstalten 

ab 1 . 1 .2001 ein Behandlungsbeitrag zu leisten ist. Wellers regelt die Bestimmung die Höhe des Behand­

lungsbeitrages sowie unter welchen Voraussetzungen von der Einhebung desselben abzusehen ist. Der 

Behandlungsbeitrag beträgt pro Ambulanzbesuch mit ärztlicher Überweisung 1 0,90 Euro, ohne ärztliche 
Überweisung 1 8, 1 7  Euro. Pro Versicherte (Angehörige) und Kalenderjahr dürfen die ambulanten Spitals­

behandlungen maximal 72,67 Euro eingehoben werden. Nicht eingehoben werden darf der Behandlungs­

beItrag-Ambulanz für Frauen, dIe LeIstungen infolge einer Schwangerschaft Im Rahmen des Mutter-Kind­

Passes oder Leistungen aus dem VersIcherungsfall der Mutterschaft in Anspruch nehmen. 

Zielgruppen 

Mutter 

Berücksichtigung der ersten 1 8  Monate ab der Geburt des Kindes als Beitragszei­

ten bei der Erfül lung der Anspruchsvoraussetzungen für (vorzeitige) 

Alterspensionen 

Inhalte 

Im Zusammenhang mit der Schaffung des Kinderbetreuungsgeldes als Familienbellrag mil 1 1 .2002 wur­

de normIert. dass 1 8  Monate des Klnderbetreuungsgeldbezuges Je Kind penslons-anspruchbegründend 

Wirken, d.h dass dIese Zeiten als Beltragsz8llen In der PensIonsversIcherung bel der Erfüllung der allge-

48 

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 49 von 94

www.parlament.gv.at



meinen und der besonderen Anspruchsvoraussetzungen fur die AlterspensIon und fur alle vorzeitigen 

AlterspensIonen berücksichtigt werden Zur Finanzierung dieser Beitragszeiten sind Mittel aus dem Aus­

gleichsfonds fur Familienbeihilfen heranzuziehen 

Zielgruppen 

Mütter 

Absenkung des fiktiven Ausgedinges bei der Berechnung der Ausgleichszulage 

Inhalte 

Erreichen die Bruttopension und das sonstige Nettoeinkommen der Pensionistin (und Ihres Im gemeinsa­

men Haushalt lebenden Ehegatten) bestimmte Richtsatze nicht, so besteht ein Rechtsanspruch auf Aus­

gleichszulage in der Höhe von der Differenz zwischen diesem Gesamteinkommen und dem Richtsatz. Der 

Ausgleichszulagenrichtsatz ist also gleichsam das konventionelle pensionsrechtliche Existenzminimum. 

Im bäuerlichen Bereich wird zum sonstigen Nettoeinkommen automatisch auch ein fiktives Ausgedinge 

zugeschlagen Dieses wurde von 28 % auf 27 % des leweilIgen Richtsatzes gesenkt. 

Zielgruppen 

Pensionistinnen im Muerlichen Bereich 

Budget 

Insgesamt wurden für diese Maßnahme rund EUR 3.000 000,-- aufgewendet, WObei eine Kofinanzierung 

durch sonstige Mittel besteht. 

Frauen und neue Technologien 

Inhalte 

HauptzIel des Projektes ist die Ausarbeitung und Umsetzung von Maßnahmen zur Steigerung des Frau­

enantells Im Bereich der neuen Technologlen (IT-Berelch) In Form einiger Pilotprojekte In Kooperation mit 

ausgewählten Unternehmen. Ziel dieser Maßnahmen Ist es. Frauen die Chancen, welche der IT-Bereich 

In Bezug auf Einkommen, Aufstiegschancen und GestaltungsmöglIchkeiten bietet, zu eröffnen. Insbes.: 

Erhebung der Ist-Situation, Vernetzung dieses Projektes mit bereits bestehenden Projekten mit vergleich­

barer Zielsetzung, Aufbau einer Datenbank, Entwicklung von Qualifizierungsmaßnahmen in der Berufso­

nentierungs- und Weiterbildungsphase, Entwicklung von Maßnahmenprogrammen für Technologieunter­

nehmen, die Anreize für Technologie-Unternehmen schaffen, mehr Frauen in anspruchsvollen Technolo­

gieberufen einzustellen, Mentoring-Programme. 

Zielgruppen 

Frauen, die sich beruflich für neue Technologlen IntereSSieren bzw bereits In diesem Bereich arbeiten 

Ergebnisse 

Bisher (das PrOjekt ist zur Zeit noch ,m Laufen) wurde die dlesbezugllche IST-Situation (auch Innerhalb 

der 4 Partnerinnenunternehmen) analysiert. die projekteigene Webslte ISt fertiggesteIlt und wird bel Er­

scheinen dieses Benchtes onllne verfugbar sein, Folder und E-Mail Postkarte als Maßnahmen der Offent­

IIchkeltsarbelt sind versandbereit, und Vernetzungstreffen werden In Kurze stattfinden 

Budget 

Im Projektzeitraum von 2001 biS 2003 wurden EUR 1 33 7 1 5.-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

eine Kofinanzlerung durch sonstige öffentliche Mittel besteht 
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S t u d i e :  Alternative Model le ei nes zeitgemäßen Kinde rkoste n a u s g leichs 

I n halto 
C;e';:lenstand der Studie Ist die Darstel l u n g  

de� Voraussetzungen u n d  Beg r u n d u n g  eines Klnderkostr:r.Cl L Jsglel  :ns : sta:: r-;H!1 " j 'er:lastenausglelch )  

2 ) der Beziehungen verschiedener famdrenpol lt lscher Instrumente zueinander 

3 ) von Maßnahmenbundein an Hand von ModellfamIlIen sowie 

4 ) d e r  Verte i l u ngswIrkung von Maßnahmen Im Lebenszyklus 

E:s werden die Auswirkungen Jeglicher Maßnahmen und Maßnahmen bunde I gcpruft ,  somit Idealtypen 

samt deren Folgen Insb - fur Frauen dargestellt Besonders bcruckslchtlgt werden dabei die verschiede­

nen Formen von Belreuungspfllchten (zB Alleinerziehennnen Mehrklndfaml: le n )  I n  Verbindung mit der 

::rmogl lchung einer gesteigerten Beteiligung von Frauen, Insb Wlederelnstelgerlnnen am Erwerbsleben 

11el des Projektes Ist das Aufzeigen zukunftiger Polltlkalternatlvpn Im besagten Bereich 

Zielgruppen 

' I :)d l�ekt) Frauen mit Kindern bzw mit Klndervvunsch 

Erge bnisse 

:::·k�' besagter Studie h,lf lCeit  es sich um Grundlage nforsch'Jng die bisher nocti n l :::.r, � u�ilgesetzt wurde, 

aber I n  zukunftlge Adaptlerungen des Kindergeldes einfl ießen k a n n  

Bu dget 

Im Projektzeitraum \lUri 2 0 0 1  b i s  2002 wurden E U R  1 2 3 G 1 G , "  fur diese Maßnahmc aufgewendet (zur 

GcHlze aus Eigennllt!(;l) 

A k t u a l i s ierung der P u b l i kation " F rauen haben Recht(e)"  

I n halte ---
/\ufgabenstellu ngen ber der Erstellung der aktualisierten Ausgabe waren 

Darsteliung al ler  aktuel len einschlaglgen rechtlichen Anderungen wie Z B 

- Erlasse des BM fur Inneres uber Belehrungspflichten von Geschadlgten uber Opferhllfeernrlchtungen, 

- Anderungen Im strafrechtlichen Bereich, Insbesondere durch die PraxIs der DiverSion, 

- Internatlonale Verpflichtungen z B durch den EU-Rahmenb�schluss uber Opfer Im Strafveriahren: 

- elnschlaglge II1termlnrstefielie Projekte wie das vom SM fur soziale Sicherheit  und Generationen, B M  fur 

I n neres u n d  B M  fur JustiZ geforderte ProJekl Yrozessbeglcltunq 

Z i e l e  

7 1 ,:. 1 d e r  P u bl ikat ion Ist c-·s dlc Bedeutung d e s  Rectltschutzes f U I  VC1!1 (�evJalt bctroff(·w., F rfl l l P n  darzustel-

Zielgruppen 

rr::]ucn d lc von Gewalt betroffen Sind 

Ergebnisse 

Die Publikation wurde I n  e:ne:- Aufiaqe von Co 000 Stuck gedruckt.  auf der·  V'Vebselle der Fraucnsektion des 

r:3M S G  bewor!Jcn unc1 an clnschlaglge ßeratungselnrlchtunlcn versendet l)1r; Publ ikat ion Wird standlg 

naChgefragt und nach Auskunft der Mltarbelterrnnen elnsctllaglger Beratungselnrrchtungen dient sie a l s  

unterstu:.zende I nformation b e l  Bcr<Jtungsgesprachen m i t  von CJewa:t betroffenen F rauen bzw Wird I h nen 

a l s  Information nlltgpgeben 
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Budget 
Im Projektzeitraum 2001 wurden EUR 581 ,-- für diese Maßnahme aufgewendel (zur Ganze aus EIgenmIt­

Iei). 

Aktualisierung der Publ ikation "Mädchen können mehr" und Neuerstel lung von 

zwei Foldern zur Berufsorientierung von Mädchen und jungen Frauen 

Inhalte 

Diese Informalionsbroschüre bietet für Eltern, Lehrerinnen und Berufsberaterinnen einen Uberbllck über 

die derzeitigen Ausbildungswege. Außerdem informiert sie über entsprechende Einstiegs- und KarrIere­

möglichkeiten vor allem hinsichllich einer nlchltraditlonellen Berufswahl. 

Zur Broschüre wurden 2 Folder gestaltet, die Mädchen und jungen Frauen fur neue Bildungs- und Berufs­

chancen begeistern sollen. 

Ziele 

Ziel der Publikation und der 2 Folder Ist es, Mädchen und junge Frauen fur die Wahl eines nichl Iradillo­

nellen Berufes zu ermutigen, um neue und zukunflsonentlerte Chancen Im Berufsleben zu eröffnen. Dabei 

soll besonders das I nteresse für die neuen Berufe Im Bereich der I nformations- und Kommunikationslech­

nologien geweckt werden. 

Zielgruppen 

Mädchen und junge Frauen 

Ergebnisse 
Damit die Mädchen und jungen Frauen Ihre Enlscheldung für eine Ausbildung gut Informiert und auf Basis 

ihrer Interessen und Fähigkeilen treffen können, gibt die Publikation einen Überblick Ober die Ausbil­

dungsmöglichkelten und Tipps fur die Berufsorienlierungs- und Entscheidungsphase, wobei das Augen­

merk auf nicht tradilionelle Berufe gelenkl wird 

Die Publikation wurde in einer Auflage von 30.000 Stuck, die zwei Folder ,n einer Auflage von )e 70.000 

Stück gedruckt. 

Das BMBWK hat die Publikation an alle Berufsberaterinnen österreichweit und das AMS an alle ihre Re­

gionalstellen versendet. Im weiteren wurde die Publikation bei der BEST 2002 aufgelegt. Damit wurde 

eine optimale Verteilung an die bzw Information der Zielgruppen gewährleistet 

Budget 

Im Projektzeitraum 2001 bis 2002 wurden EUR 52.064,-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei eine 

Kofinanzierung durch sonstige bffentllche Mllteln besteht 

Inhalte 

Erstel lung einer Webseite der Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender 

Mai nstreaming ( IMAG GM):  http://www, imag-gendermainstreaming_at 

Seit 1 .  Mai 2002 Ist die Webslte der I MAG GM mit einem umfassenden Informationsangebot zu Gender 

Mainstreaming (GM) onllne. Sie bietet neben einen allgemeinen Teil wie G M-Definition, GM­

Rechtsgrundlagen, GM-Expertlnnen, GM-Publikationen einen Uberblick über die Aktivitäten der IMAG GM 

und der GM-Projekte auf  Bundes- und l<inderebene 

Zielgruppen 
Mitglieder der InterminIsteneIlen Arbeitsgruppe Gender Malnstreaming, Personen, die mit der Umsetzung 

von Gender Malnstreaming In der offentllchen Verwaltung beauflragt sind: NGOs und Personen aus dem 
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',.,II,Jl ssenschaftsberelch , d ie SICfl fur d e n  U mse tz ung ss ta 'ld vor: GcnrJer Ma lns lream l ng auf B u ndes- u n d  

Landerebene intereSSieren bzw f ur Ihre Arbel! beno t lgen 

Ergebnisse 

Die IMAG G M  Webslte wurde mit einer APA-Meldung und Versend u n g  von Werbekarten beworbe n ,  dar­

uber hinaus Im Rahmen der Landesfrauenkonferenz den Landesfrauenreferentmnen Im FruhJahr 2002 
vorgestellt Es gab sehr Vie le posit ive Ruckme ldungen , die auch die Zahlen der Zugriffsstatistik. deren 

Erste! lung fur die Mon<Jte November 20J2 bis Februar 2003 beau:t,a gt wurde bestatlgten 

B u dget 

Im ProJektze l:ra um 2002 wurden E U R  G 722 , - - fur diese Ma r.:.n.:Jl-mlC a ufg ewende t (zur  Ganze aus Eigen 

mittel") 

A u swahl u n d  wissen s c h aftl iche Begleitung von U nternehmen Im Mode l l p rojekt 

z u r  Förderu ng von C h a n c e n g l e i c hheit 

I n ha l te _ . �� 

Osterreichische Betriebe, die stch fur  Chancengleichheit IntereSSieren erha lten d urch dieses Projekt u nd 

�:; ( ) I r1P- wissenschaftliche Begleitung Anh a ltspu nk te für Maßnahmen u n d  Mögl ich ke iten zur Förderung der 

Ch:-mceng le ich h elt In Ihrem Unternehmen bzw ihrer O rg3n lsal lon In den ausgewahlten Unternehmen 

,'.'erden erste Schritte und Maßnahmen zur  Forderu ng der C ha ncengle ich he it entwickelt und umgesetzt 

:-)Il' daraus gewonnene n Informationen u n d  l:rfa h run gen kannen LJr pol it ische Maßnahmen u n d  Offent­

I � ' " ; � keltsarbelt verwendet v','erden 

M a ßnahmen zur Forderung der C hancengle ichh eit In den Unlr:rneh men bzw Organisationen setzen In 

�--.H'n('n Aktionsbereichen 3 n  (wie Besch8f!lrllmgssituatlon von I- r ;-wen und Mannern Im Unternehmen.  

;-J,· r ....,onalbeschaHung, i __ lns tcl iu ng . NaC�lWUC!)2.torderung Persnn :l l , · n lv,/lck lung und Wt�ll�rol ldung:  Vereln­

. , _ ,  r , ::; , :  von Familie LHlU bdd etc ) 

Zielgruppen 

Frauen,  die S ich beruflich fLjr C han cen g le ich he it als Unternehmensphilosophie interessieren 

Ergebnisse 

Das PrOjekt ist abgeschlossen. Die Ergebnisse Sind beim BMSG abrufbar 

B u dget 

Im ProJektzeltraum 1 998 bis 2003 wurden E U R  9 1  204 -- fu r diese Maßnahme a ufgewendet (zur  Ganze 

;1 t J S  E Igenm itteI "l 

Frauen proj ektförd eru 1 19 

I n ha lte 

I :nanzic: :e Zuwe nd u ng f u �  den Abbau von bestehende n  gesel lsC""l:; l lchen falll l l '.Jren u n d  Wirtscha ftl ichen 

13 ':>� (1c:h!el l �gungen von FraI Jp.n ,  sow ie Subv<:> n l lorlJeru:1g VO'l I ':" ': " _ H1')°'1 der ;.-: onkreten H! l festell u ngen 

: J rljicd,:;r von Pravent lvm3ßnahmcn flH Fraut-:n und r,iladchen 

Zielgruppen 

F r a u e n - u n d  madctlenSpczlflsche E ln rlch tun ge n , PrOjekte u n d  I n l�la tlvcn 

Erge bnisse 

U!E: erbrachten Leistungen S ind In den Tatlt;.lke lt sber lch ten der qr=:forderten E l rl r lc tlt u ngen bzw PrOjekten 

:iokurnentlert und vera n sch au l ichen den bestehenden Bedarf N,,:,I:her  die vo c r a ndenen finanziellen Res­

':,o'Jrcen welt uberstelg; 
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Budget 

Im ProJektzeitraum 1 . 1  2001 bis 3 1  1 2 2002 wurden EUR 6.600 000.-- für diese Maßnahme aufgewendel. 

wobei eine Koflnanzlerung durch sonstige Millei besteht 

Begutachtung von Gesetzes- und Verordn ungsentwürfen in  Bezug auf 

geschlechtergerechtem Sprachgebrauch 

I n hatte 

Inhalt dieser Maßnahme ist, Frauen und Manner In der Sprache gleichermaßen sichtbar zu machen, In­

dem gerade bei "neuen" Gesetzen die parallele Verwendung von manntichen und weiblichen Bezeich­

nungen gefordert wird bzw. bei bereits bestehenden Gesetzen zumindest um die Aufnahme einer Rege­

lung bezüglich personenbezogener Bezeichnungen ersucht WIrd. 

Ziele 

Ziet dieser Maßnahme ist eine geschlechtersensIble SIchtweise vor allem Im Bereich der Legislative ein­

zubringen um die Chancengleichheit von Frauen und Männern zu fordern und ein positives Bemühen um 

eine Sprache, die Frauen und Männern gerecht wird, zu unterstulZen. 

Zielgruppen 

Alle Frauen (und auch Männer). 

Ergebnisse 
Der Ministerrat hat in seiner Sitzung am 2 Mai 2001 einen MInisterratsvortrag zum Thema "Geschlechter­

gerechter Sprachgebrauch" beschlossen mit dem InhalI. dass dem geschlechtergerechten Sprach­

gebrauch in den Ressorts besonderes Augenmerk geschenkt werde. In einzelnen Ministerien wurden 

bereits Rundschreiben. Dienstzellei und Leitlinien (z.B. BMBWK) erlassen, in denen zum geschlechterge­

rechten Sprachgebrauch aufgefordert worden ISI. 

Erstellung einer statistischen Analyse zu geschlechtsspezifischen Disparitäten 

sowie Erstel lung einer Kurzfassung als Grundlage für den Sozialbericht 

2001 - 2002 

I n halte 

AufgabensteIlung und Zielsetzung der statistischen Analyse war die Präsentation eines umfassenden 

statistischen Bildes der Disparitäten zwischen Frauen und Männern in folgenden Bereichen: Demogra­

phie, Bildung, Gesundheit, Erwerbstätlgken. Einkommen/Lebensstandard. Freizeit. Familiare Arbeitstei­

lunglinstltuhonelle UnterstulZung. Um langerfnstlge Entwicklungen sichtbar zu machen, wurden ge­

schlechtsspezIfische DIspantaten zum Tell auch In Form von langerfnstlgen Vergleichen (Zeitreihen) nä­

her beleuchtet. Die Publikation wurde kostenlos an InteressenlInnen vertelll Durch die umfassende statis­

tische Darstellung solllen gesellschaftsrelevante Aussagen uber die unterschiedliche LebenssItuation von 

F rauen und Männern ermbglicht werden 

Zielgruppen 
Vor allem politische Entscheidungstragerinnen und Expertinnen. aber auch sonstige Interessierte. 

Ergebnisse 

Durch die umfassende statistische Analysen konnten die tatsachlichen Unterschiede der Situation von 

Frauen und Mannern In wesentlichen Lebensbereichen deutlich gemacht werden Die Studie bietet damit 

eine wertvolle Handlungsgrundlage fur polihsche Entscheidungen zur Beseitigung v a von faktischen 

Benachteiligungen von Frauen. 
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Budget 
Im Projektzeitraum 2001 bis 2002 wurden EUR 46.580,-- für diese Maßnahme durch das BMSG aufge­

wendet sowie EUR 2 1 ,645, -- durch andere öffentliche und private Stellen, 

Abschluss von fünf jährigen Auftragsverträgen mit den Interventionsstellen gegen 

Gewalt in der Familie 

Inhatte 
InterventionssteIlen gegen Gewalt in der Familie sind Opferschutzelnnchtungen, die - bei Verhängung 

eines Betretungsverbotes nach dem Gewaltschutzgesetz - betroffene Frauen aktiv kontaktieren. 

Oberstes Ziel des Unterstützungsangebotes ist der Schutz der betroffenen Frau vor weiteren Gewaltsitua­

tionen. Das Angebot der tnterventionsstellen umfasst aber auch rechtliche und psychosoziale Unterstüt­

zung. Die tnterventionsstellen sind darüber hinaus Drehscheibe zwischen allen - bei familiärer Gewalt -

involvierten Institutionen (Sicherheitsbehörden. Gerichte, Jugendwohlfahrtsbehörde, Frauenhäuser . . .  ) .  

Ursprünglich erfolgte die FinanZierung vom BundesmInisterium für Inneres u n d  dem für die Koordination 

der Frauenangelegenheiten zuständigem Ministerium (im Berichtszeitraum Bundesministerium tür soziale 

Sicherheit und Generationen) aus Fördermitteln. die jeweils für ein Jahr gewahrt wurden. Beginnend mit 

1 . 1 .2001 wurde mit den tnterventionsstellen jeweils ein funfjähriger Auftragsvertrag abgeschlossen. für die 

federführend das Bundesministerium für Inneres. jedoch nur gemeinsam mit dem für Frauenangelegen­

heiten zuständigen Regierungsmitglied. zuständig ist. 

Zielgruppen 
Von familiärer Gewalt betroffene Frauen. 

Ergebnisse 
Österreichweit stiegen die Betretungsverbote im BerIchtszeitraum um ca 20%. mit 3.943 Fallen ,m Jahre 

2002 gegenüber 3.283 Fällen Im Jahre 200 1 .  

Die InterventionssteIlen werden von ,edem verhängten Betretungsverbot (per Fax) durch die Polizei ver­

ständigt und kontaktieren in der Folge aktiv die belroffene Frau, Erstes Ziel der Kontaktaufnahme ist. ei­

nen Sicherheitsplan mit der betroffenen Frau zu erstellen. um sie (und ihre Kinder) vor weiteren Gewalt­

handlungen zu schützen. Darüber hinaus wird auch rechtliche und pSYChosoziale U nterstützung geboten. 

Der stetige Anstieg der verMngten Betretungsverbote und damit Betreuungsfälle in den InterventionssteI­

len ist kein Zeichen für einen Anstieg von Gewalt. sondern darauf zurückzuführen. dass sich Frauen in 

Falle familiarer Gewalt immer öfter an die Sicherheitsbehörden wenden und diese von der Möglichkeit der 

Erlassung einer Wegweisung/eines Betretungsverbotes vermehrt Gebrauch machen 

Budget 
Im Projektzeltraum 2001 bis 2002 wurden EUR 2 .61 3.884.-- für diese Maßnahme aufgewendet (und zu­

sätzlich EUR 2 6 1 3.885,-- durch das BMI )  

Ausbi ldu ngsseminare sowie themenspezifische Fortbi ldungsseminare für M itar­

beiterin nen von Frauenprojekten zum Themenbereich "Gewalt gegen Frauen" und 

interdiszipl inäre Seminare für weitere betroffene Berufsgruppen 

Inhalte 
Seit 1 998 werden für Mitarbeiterinnen von FraueneInrichtungen. die keine Berufsvertretung haben im 

Auftrag der Frauensektion Schulungen angeboten. Darüber hinaus werden auch InterdisZIplinare Semina-
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re für weitere betroffenen Berufsgruppen (z B. POlIZei, Richlerlnnen, Slaatsanwältinnen, MItarbeiterinnen 

von Jugendämtern, etc.) angeboten, um die fur eine effiziente und schonende Opferbetreuung notwendi­

ge Zusammenarbeit zu fördern 

Weiters werden 200212003 Trainer'nnen ausgebildet, die Ihrerseits Angehönge psychosozialer und medi­

zinischer Berufsgruppen schulen sollen. 

In den Berichtszeitraum fallen zwei getrennte Aufträge. Der erste Auftrag begann Im Seplember 2000 und 

endete im Dezember 200 1 .  Folgende Seminare wurden angebolen: 2 Seminare zur Ausbildung von Mil­

arbeiterinnen von Frauenprojekten, 3 vertiefende Fortbildungsseminare zu spezifischen Themenbereichen 

sowie 5 interdisziplinäre Seminare. 

Der zweite Auftrag wurde im Juli 2002 vergeben. Folgende Seminare werden in dem bis November 2003 

dauernden Projekt angeboten: 2 Ausbildungsseminare für neue Mitarbeiterinnen von Fraueneinrichtun­

gen. 4 Fortbildungsseminare zu spezifischen Fachthemen, 2 interdisziplinäre Seminare und 1 Trainerin­

nenseminar. 

Die Seminare wurden auf Basis jener Seminarkonzepte gehalten, die im Rahmen bereits zuvor vergebe­

ner Aufträge entwickelt wurden. Teilweise waren Änderungen bzw Neuerungen einzuarbeiten, 

Zielgruppen 
Mitarbeiterinnen von Fraueneinrichtungen, darüber hinaus auch andere mit Gewalt gegen Frauen befass­

te Berufsgruppen. 

Ergebnisse 

• Vermittlung des nötigen G rundwIssens uber den Problembereich "Gewalt gegen Frauen in Paarbe­

ziehungen" für Einsteigerinnen. 

• Vorbereitung von neuen Mitarbeitennnen von Frauenprolekten auf die notwendige Kooperation mit 

anderen Inslitutlonen (Polizei. Gerichte. Spitäler, Schulen, ) 

• Förderung der Auseinandersetzung mit aktuellen und besonders schwierigen Themen im Problem be­

reich "Gewalt gegen Frauen" sowie der Erweiterung des theoretischen und praktischen Wissens für 

Mitarbeiterinnen von Frauenprojekten. 

• Weiterentwicklung eines effektiven Netzwerkes unter den FraueneInrichtungen. 

• Förderung der interdisziplinären Zusammenarbeit in den einzelnen Regionen. 

• Verbesserung des Angebots an Hilfestellungen für misshandelte Frauen und deren Kinder in den 

einzelnen Regionen. 

• Ausbildung von Trainerinnen für Angehörige von psychosozialen und medizinischen Berufsgruppen 

B u dget 

Im Prolektzeitraum September 2000 bis November 2003 wurden/werden EUR 8 1 .591 ,-- für diese Maß­

nahme aufgewendet (zur Gänze aus Eigenmittel). 

Armutsbetroffene Frauen in Österreich. "Frauen und Gesundheitseinrichtungen" 

und "Gesundheit und Erkrankungsrisiko" - 2 ÖSIG-Studien 

Inhalte 

Die vom BMSG/Frauengesundheilsabteilung In Aultrag gegebenen OBIG-Studien beziehen sich auf die 

SOZialen/Wirtschaftlichen Zusammenhange als EInflussfaktoren auf die Frauengesundheit. Neben der 

biologischen Disposition stellt das Einkommen und der SOZiale Status eine wesentliche Voraussetzung fur 

die gesundheitsbewusste Lebensweise sowie das Gesundheitsverhalten dar. Die gesundheitlichen Prob­

leme von armutsbetroffenen Frauen. SpeZiell Alleinerziehennnen sowie ihr Nutzungsverhalten In bezug 
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')lJj d e Gesu�dheltseln rlchtunrJpn 31s auch d i e  ZusarT':nenhange zw!sc h e n  Armutsbel roHenhelt  u n d  Ge­

S,; I� lj � c : :  50',\, t '  Krankh eit slehen Im M I :telp u n k t  Oiese: f..J'O;'2kt·: MnhaTl �;tJ:lst lscher Delten konnen Aus­

' ,dY:rl u:Jel  ;;.::scnlechtsspe:lflscne Besonderhelte:1 L;r1 d  T r�:n,.l s Cl,e r 1 , 1 :  C ) , · ,  :,:::esunjhelt l tchen E.:.nlV'llcklr...: ng 

von sozlalsch'.,v,Jchen Frauen lu:;ammenhangen getroffen werden 

Zielgruppe n 

F xnert l n 'len aus dem Bereich rr<1uengesundhel! 

Erge b n i sse 

I" Oste rre lOl werden statistisch gesehen Insgesamt uber 450 000 FrZl uen als armutsgefahrdet und 40 [:e 

davor. ais a r m  bezeichnet Al le InerzIeherinnen leiden S I :;I 'llf lkant ha'.Jfl;Jer unter Schlaflosigke i t ,  Krcisiauf­

problemen Ma�en- und Darmerkrankungen und u n ter psychologls::-_hen Ver�laltensauffaliigkeiten Daruber 

h inaus war die Gesundhel lszufrredenhelt von Al lernerzlehrlnnen durctlwegs geringer , als Jene von sozial 

abgesicherten Frauen Sozial schwache Frauen betreiben um 30 % weniger AktlvItaten zur Gesundheits­

vorsorge <3 l s  F ra u e n ,  welche sozI31 und wirtschaftlich besser gestellt Slfl(i Die Ergebnisse der regionalen 

Vergleiche Welsen darauf h i n ,  d(lsS In Regionen mit  elnf-:m hohen Anteil an arbeitslosen Frauen auch u­

heipropo n , :" ' " J :  tlauflg Krebser k l ; ,mkungen der Harn - U , I(l Geschlectlts(l f (nne sowie Erkrankungen des 

.�e rehrO\..-';�.:., ", � , -3 f e :l Systems n � , :  I o�esfolge vorkor.l l�J·:::� BelfTl Rlslkof.l� ; ,, '  i--':aJctlen ISt e i n e  ckutl lche 

'::: U ' l J nr',t: '.1 ,_ ' r ' : '] \0'3 ienz mit  <3br,,:;hlT'ender sozialer Sch:"::'ll z u  serien 

E r> q u e te zu Frauengesunrlheit  u n d  Gewalt 2001 u n d  E n q u ete F ra u e n ge s u n d h e i t  

für Österre i c h .  M o d e l l e ,  Strategien,  neue W e g e  2002 

Inhalte ---

E i n e  J a h r l l c h  stattfindende elntaqlqe Enquete zum Ttlema r:-rauenges u n d h (�lt  soll aktuelle gesundheitl iche 

F rageste! l l l Ty-' n  Im Kontext d·-· [  son31en und ges(" I I c-,r.tlClftspoll l lschen /'<,rckte aus frauenspPl'lflscher 

Sicht belc' j " h:pn I m  Rahmen o"r mternatlonalen K :: 'T1pC1gne ,, 1 6  Ta'1"-' (;ngen Gewalt an Frauen" , die 

'I/eltwelt F'I �H I 'r:�l vom 2 5  NOVf'ill hl-?r biS 1 0  Dezember st,lttfrndet. h.:lt  dl(' r n quete 2001 vor al lem <ile psy­

': Il lsche G('· ... ,.l lt I m  famil iaren nf'rPlch und den seelischen Stress am Arbf;��spl(]tz I n  d e n  Vordergrund ge­

stel l :  D i e  T Ilf2rllatrslerung von C;ewalt u n d  Ihre korpe r l l : h c  u n d  psychische Auswirkung auf d i e  Gesundheit 

standen d(]bcl I m  Mittelpunkt Oie Enquete 2002 hat sich mit neUf'n Model len u n d  Strategien In der Frau­

engesundhelt auseinandergesetzt Expert i nnen a u s  den ßundcslandern Osterreichs u n d  a u s  Deutschland 

stellten neue Frauengesundheitsmodelle sowie zukunftswp.lsende Aspekte der F rauengesundheltsversor­

qung -forderung und -forschung dar 

Zielgruppt::!! 

L ):pert l n :!(-r1 ,'! J'; Cl.;:;m Bereich ri,-· [  rr,l l Jengesundhelt  

E rgebnisse 

[ J I P  F r a u e n cleSLIndtleltsveranstJ:tunqen dienten z u m  I rj r; r m,l�lonS<lLJsl<1\JSCl der InterdiSZIpl inaren Expertl­

",>:::, 11 In de� f - r :j l lengesundrlelt SOWlo: ? u r  SenslbI I IS le 'LJ'l ::1 r;" r �)fft:" ·lt l lc t l f<-.el \  ;,u SO,"?i: ISClien F rauengesund­

rH�ltsthemen 

( ; tl a n cengIPlrJ l �1C>lt I m  Gesundheitswesen zu thematlSIt?ren wie LI a 1'1 t -.n  qlelchen luqanq Im Bereich d e r  

(',esundne,tsversorgung f u r  f -ralJcn u n d  M a n n e r  zu gew; l h r l':-; Istcr' war V i n  vordr lnql lches Thema d e r  E n ­

; ,--Ieto 200:) 

B u dget 

I rr: ProJektzc l t r a u m  2 0 0 1  biS 2002 wurden E U R  3 7 845 - t :.,J r  diese M a ß n a h me aufgewendet (zur Ganze 

,JUS E:gcnr;. rlt': I !  
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B rosc h ü re "We n n  Essen z u r  Qual wird" 

I n h a l t e  

Diese BroschlHP wurde a l s  I nformation f u r  Junge Madchen u n d  hauen z u m  Thema Essslorungen von der 

Abteilung fur Frauengesundheit In Kooperation rTl!t e lnsch laglgen Institut ionen und Fachexpertinnen er­

stellt. mit dem ZieL betroHenen Frauen und deren Angehangen uber Anlaufsteilen fur Beratungen In ganz 

Osterre ich .  Informationen uber Internet-Links sowie KurzInformationen uber das Thema Essstorungen 

bereitzuste l len Die Anzahl a n  Madchen und J u n gen Frauen,  die unter Essstorungen leiden nimmt In 05-

terrelch Immer mehr zu, Der Druck zur Perfektion Ist bereits bel Jungen Madchen sehr groß, wobei das 

gesamte Umfeld und die Medien einen großen Einfluss ausuben Die Broschure beschreibt die einzelnen 

Essstorungen wie Bul lmle.  Anorexle und Binge Eatlng DIsorder 

Zielgruppen 

Madchen und Junge Frauen.  Fachexpert i nnen 

Ergeb nisse 

Oie Broschur.;:: zum Thema Es�;storLJngen Wird Jungen Madchen und Frauen sowie Fachexpert i nnen z u r  

Verfugung gcsk>l lt  und stellt e i n e  Wichtige Maßnahmp. Im R c relch d e r  I nforr:l <1tlon uber H I lfsangebote von 

adaquaten Beratungsstellen dar Die Broschure Ist uberdles auch uber Internet als PDF-Datel abrufbar 

l :�d berU CKS ! Cr, t lg t neue mediale lugangsmoglJchkelten zu diesem Thema 

I nformatio' - � usta u s c h  "Netzwerk F rauenges u n d heit" 

I n ha l te 

Gesundheit Wird durch die unterschiedlichen gesellschaftl ichen Bereiche wie Politik. Wirtschaft. Arbeits­

marktsltuatlOrl sowie soziale Bedlnqungen beeinflusst Im April 2002 wurde Im Rahmen eines Treffens mit 

[xpertlnnen LJ U S  dem Frauen-/Gcsundheltsberelch das Thema Gender M a lnstrcammg I m  Gesundheitsbe­

feich In  d e r  ii�itt,' lpunkt gestellt [) '-'i untersch ied l iche Zug;:mg und eine dlficl-enzlerte Nutzung der Mog­

I lchkeiten V ;)' I  F � c1uen Irr, GesuncHH::tsberelch wurde I n den Bereichen Forschung. Gesundheitsvorsorge. 

Cesundheltsbenchterstattung sOWie In der Fehl- oder Uberversorgung In der MediZin. in der Chancen­

gleichheit von Frauen In Leitungsfunktionen bel MediZInerinnen und bei der fehlenden Berucksichtlgung 

der Frauenperspektive bei Frauen In besonderen gesundheitl ichen Lebenslagen fokUSSiert Ziel dieser 

I n itIative der Frauengesundheitsabteilung war die erstmalige Vernetzung der Expert i n nen In Osterreich 

zum Thema Gender Malnstreamlng Im Gesundheitsbereich 

Zielgruppen 

Expert i n ner aus rlem Bereich Fr<luengesundhell 

�rgebn i s se 

D,>:: lr1lple�e� I : I .,�r u r1D von Gender rv'1 ( J lnstreamlng Im U!�:-�Id:  (; t'slln dhe lt \\'urjt; ! : I  l: if'1cr ersten Erhebungs­

rl,Jnoe mit de� i xpertlnnen aus Lkrn Bereich FrauenQ c s 'J ndn e lt thematlsler: r: 1 1 1P S ichtb() rma dwng der 

U rlglelchbeha�dlunq von F rauen bzw Mannern Im Zus<:lm�nerlhzmg mit  ,jer rncdlzlnlschen ßehandlung 

bzw Betreuung In KrankenanstLllten an hand von bestimmten D iagnosen 50\'/18 d ie Entwicklung von Stan­

:Llfds um die C h a rKenglelchelt zu toreern,  unter t:. lnbeLI'::: :llH1g der psychosoma tlsctlen Komponente u n d  

:-j .. ::- r  Beruck S l c h t l Q l l n g  d e :  reg l oflJ. l e n Analyse,  \'Jurdcn L I  a als  \'\'Ictltlge Komponenten evalUiert E i n e  Be­

r lJr:ks lcht lg ung der qcschlechtsspezlhscnen Kompom�n ten Ist In dAn Bereichen der Dokumentatlons- so­

wie statistischen Informationssystemen notwendig Weiterer SC�lwerpunkt stellt der Zusammenhang Be­

rufs leben und Gesundheit  von rrauen dar,  Benachtei l ig u nge n Im Berufs leben Wirken Sich auf die Frauen­

qesundhelt a u s  Rpfllfe,  d ie uoerwlegend von der weiblichen Bevolkerung ausgRubt wp.rden Sind mit ge­

�;( :hlechterspe::: l f l sct)en Gesund ne ltsbelastu ngen vcrhu nrlen Die r o r tfu h ru ng de: Vernetzung der Exper-
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linnen sowie ein Bundesländervergleich wurden als weitere Ziele fiJr die Förderung der Umsetzung von 

Gender Mainstreaming Im Gesundheitswesen in Österreich definiert 

Verbesserung der Situation pflegender Angehöriger 

I nhalte 

Zur Verbesserung der Situation der pflegenden Angehörigen, die In der Mehrheit weibl ich sind, wurden 

Insbesondere folgende Maßnahmen gesetzt: 

• Mit Wirkung vom 1 . Jänner 1 998 wurde eine begünstigte Weiterversicherung in der Pensionsversiche­

rung für jene Personen, die einen nahen Angehörigen der Pflegegeldstufe 5, 6 oder 7 betreuen und 

aus diesem Grunde ihre Erwerbstätigkeit aufgeben mussten, geschaffen. Diese begünstigte Weiter­

versicherungsmöglichkeit wurde mit Wirkung vom 1 .  Jänner 2001 auf Bezieher der Stufe 4 und mit 

Wirkung vom 1 .  September 2002 auch auf Pflegegeldbezieher der Stufe 3 ausgedehnt. 

• Mit der Novelle BGBI. I Nr. 1 38/2002 zum Bundespflegegeldgesetz (BPGG) wurde als weitere Ver­

besserungsmaßnahme fiJr pflegende Angehörige und zur Sicherung der häuslichen Pflege die Mög­

lichkeit einer geänderten Auszahlung und von pauschal ierten Vorschussen des Pflegegeldes im Fal le 

der Inanspruchnahme von Familienhospizkarenz geschaffen. 

• Um die hohe Qualität der Pflegevorsorge In Österreich nachhaltig zu sichern, kommen Maßnahmen 

der Qualitätssicherung eine entscheidende Rolle zu. Mit der Novelle zum Bundespflegegeldgesetz, 

BGBI.  I Nr. 69/2001 ,  wurde eine gesetzliche Grundlage für deren Realisierung geschaffen 

Ein Pilotprojekt "Qualitätssicherung in der Pflege", das im 1 . Halbiahr 2002 durchgefuhrt wurde und das 

nunmehr ausgebaut werden soll, hat den hervorragenden Pflegestandard von Menschen, die im häusli­

chen Bereich gepflegt werden, bestätigt und erforderliche Maßnahmen für die Zukunft, vor allem den Ab­

bau von InformationsdefizIten pflegender Angehorlger, aufgezeigt. 

Eine weitere Maßnahme bildet das Pflegetelefon - Beratung für Pflegende des BMSG. Die Beratung ist zu 

den Bürozeiten gebührenfrei erreichbar und Informiert über verschiedene Aspekte. wie Pflegegeld, 

Betreuungsmöglichkeiten zuhause, Selbsth ilfegruppen etc 

Zielgruppen 
Pflegende Angehörige 

Ergebnisse 

Stärkung der Position der pflegenden Angehörigen durch Abbau des Informationsdefizites pflegender 

Angehöriger, Im Bereich ihrer Pflegetätigkeit durch Qualitätssicherung in der Pflegevorsorge und verstärk­

te Inanspruchnahme der Beratungstätigkeit des Pflegetelefons - Beratung für Pflegende des BMSG. 

Moglichkelt der Inanspruchnahme der begunstlgten WeiterversIcherung In der PensIonsversIcherung so­

wie der F amllenhosplzkarenz 

Bericht "Geschlechtsspezifische Unterschiede i m  Minimum Basic Data Set der 

stationären österreichischen Patientlnnen" 

Inhalte 

Aufzeigen von geschlechtsspezifischen Unterschieden Im Zusammenhang mit therapeutischen Maßnah­

men Im Rahmen der stationären Behandlung In Krankenanstalten. Das Minimum Basic Data Set (MBDS) 

beinhaltet wesentliche Daten, wie Geschlecht, Alter, Wohnsitz (Postleitzahl) Bezeichnung der Krankenan­

stalt, Haupt- und Zusatzdiagnosen und ausgewählte, vor allem teure und häufige medizinische Einzeileis­

tungen Durch die detaillierte statistische Analyse von ausgewahlten Hauptdiagnosen und den charakte-
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nstischen Werten zu diesen Diagnosen kann untersucht werden, ob es geschtechtsspezifische Behand­

lungsunterschlede bel stat,onar aufgenommenen Pallentlnnen gibt Für diese Studie wurden HauptdIag­

nosen mit einer grossen Hauflgkell ausgewahlt, um auch statistisch gesicherte Ergebnisse zu erhalten 

Ausgehend von den Hauptdiagnosen wurden pnmar Belagsdauer, medizInische Emzelieistungen und als 

moglicher zusatzllcher Emflussfaktor das Alter Im Hinblick auf geschlechtsspezIfische Unterschiede unter­

sucht. 

Zielgruppen 
Österreichische Patlentmnen In statlonarer Behandlung 

Ergebnisse 
Durch die Studie, die als erstmaliger Versuch, etwaige geschlechtsspezifische Unterschiede zu dokumen­

tieren und zu definieren, zu werten ist, wurde festgestellt, dass bei den untersuchten Patientinnengruppen 

(Patientinnen, die bestimmten "Hauptdiagnosen" zugeordnet wurden) geschlechtsspezifische U nterschie­

de in den therapeutischen Maßnahmen bestehen. Aufbauend auf den Ergebnissen der Studie müsste 

versucht werden, eine umfassende Sicht der Problematik zu bekommen und in der Folge die Ursachen 

aus medizinischer und gesundheitspolItischer Sicht zu analysieren. 

Budget 

Im Projektzeltraum 2002 wurden EUR 6 930,-- fur diese Maßnahme aufgewendet (zur Gänze aus EIgen­

mittel ). 

In der Erhebung wurden ebenfalls Themenschwerpunkt. Art der Maßnahmen und U mset­

zung der Maßnahme erhoben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei Maßnahmebündeln (wie 

z.B.  diverse Projektförderungen) Mehrfachnennungen möglich waren, also eine Maßnahme 

beispielsweise sowohl der "Verembarkeit" als auch dem Themenschwerpunkt "soziale Sicher­
heit" zugeordnet werden konnte. 
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Tabelle 30 : Maßnahmen des BMSG nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen, die es Man-

nern und Frauen ermöglichen, ihre familiaren Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteitigungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteill-

gungen von Frauen in Hinblick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 

sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur Existenzslche-

rung, vor allem für die Fälle des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gfeichbehandfung Im 

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus f Gewatt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 

1 

2 

6 

6 

3 

2 

--

7 

--

4 

2 

--

--

1 

Nach Themenschwerpunkt zugeteilt, zeigt sich. dass in sehr vielen Bereichen seitens des 

BMSG Maßnahmen gesetzt wurden. Die Themen "Soziale Sicherheit". "Gleichbehandlung" und 
"Gesundheit" wurden aber am weitaus häufigsten genannt. 

Tabelle 3 1 :  Maßnahmen des BMSG nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs- und Quahfizierungsmaßnahme 

Subvention, Preis Stipendium 

Wissenschaft. Forschung, Entwlcklung 

Otfentllchkeltsarbelt 

Sonsuges 

Nennungen 

6 

1 1  

5 

4 

1 1  

2 

Aufgeghedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich. dass für alle Bereiche Maßnahmen zugeord­
net wurden, wobei Initiativen ,m Bereich der Beratungs- und Quahflzlerungsmaßnahmen sowie 
Öffentlichkeitsarbeit den eindeutigen Schwerpunkt darstellen 
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Tabelle 32: U m setzung der Maßnahmen 

I nstitution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nennungen 

1 2  
1 2  
2 

Bei der Umsetzung der Maßnahmen zeigt sich, dass 1 2  Maßnahmen vom BMSG umgesetzt 
wurden, ebenfalls 1 2  von externen Auftragnehmerinnen und 2 von Bundesministerium und ex­

ternen Auftragnehmerinnen. Bei einer Maßnahme erfolgte keine Angabe zur Umsetzung. 

4.9 Maßnahmen des Bundesministeriums für Wir tschaft 

und Arbeit (BMWA) 

Vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (im Folgenden: BMWA) wurden insgesamt 16 

Maßnahmen beschrieben. Die aufgezählten Maßnahmen können thematisch vor allem dem Be­
reich Arbeitsmarkt und Beschäftigung im weitesten Sinn zugeordnet werden. Zum Teil werden 

hier auch Maßnahmen des Arbeitsmarktservice (im Folgenden: AMS) berücksichtigt. Von der Art 
der Maßnahme reichen die beschriebenen Initiativen von der Erstellung von Grundlagenstudien 

über die Unterstützung frauenspezifischer Projekte bis zur Verfolgung des Gleichstellungszieles 
im Rahmen des Europäischen Sozialfonds. Im folgenden werden die Titel sowie eine Beschrei­

bung aller gemeldeten Maßnahmen aufgelistet. 

AMS für Wiedereinsteigerinnen 

Inhalte 

• Konzeption von zielgruppenorientierten Informations- und Beratungsangeboten fur Frauen und Män­

ner (auch schon während der Karenzzeit), die nach einer kinderbedingten Berufsunterbrechung wie­

der Ins Erwerbsleben zuruckkehren mächten 

• regelmaßlge Durchfuhrung von zIelgruppenspezIfischen Informations- und Beratungsveranstaltungen 

,n allen regionalen Geschaflsstellen des AMS 

Ziele 

• arbeitsmarktspezifische Information und Beratung zur rechtzeitigen Planung des WIedereinstiegs ins 
Berufsleben 

• arbeitsmarktpolItische Hilfestellung auf dem Weg zu ruck In den Beruf 

Zie lgruppen 

• Frauen. die nach einer vorübergehenden Unterbrechung ihrer Erwerbstatlgkelt (zumindest ein halbes 

Jahr) aufgrund von KInderbetreuungspflichten wieder Ins Erwerbsleben einsteigen möchten 

• Frauen mit KinderbetreuungspflIchten. die erstmalig Ins Erwerbsleben einsteigen möchten 

Ergebnisse 

6 1  

• 
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• Inanspruchnahme vor allem auch von Frauen, die Ihre Berufst<itlgkell langer unterbrochen haben (4-

7Jahre) führt zur Ausweitung des Kundinnenkreises über die vorgemerkten Arbeitsuchenden hinaus 

• Hohe Kundlnnenzufnedenhelt bel den Teilnehmerinnen 

• Qualifizierung und eine längere Planungsphase zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie sind wichtige 

Voraussetzungen für den erfolgreichen Wiedereinstieg ins Berufsleben 

Berufsorientierung und -einstieg von Mädchen in einen geteilten Arbeitsmarkt 

Inhalte und Ziele 
Konzeption und Durchführung der Studie zum Thema Berufsorientierung und ·einstieg von Madchen. 

Fragen waren unter anderem: Wie und unter welchen Voraussetzungen findet die Berufswahl bei Mäd· 

chen statt? Welche Strukturen und Bedingungen bestehen für junge Frauen im Ausbildungssystem, wäh· 

rend der Berufsorientierung und beim Einstieg in den Arbeilsmarkt? 

Zielgruppen 
Schülerinnen, arbeitsuchende Mädchen und junge Frauen 

Ergebnisse 
Die Ergebnisse belegen fortbestehende Ungleichgewichte und ungleiche Chancen bei der Berufsorientle· 

rung und dem Berufseinslieg. Beispielsweise zeigt sich bezüglich der Berufswahlprozesse von Mädchen, 

dass geschlechtstypische Rollenzuschreibungen und Informationsdefizile im persönlichen und gesell­

schaftlichen (medialen) Umfeld das einseitige Berufswahlverhalten (alternative Kompetenzen werden 

nicht forciert) pragen. Es gibt wenig Moghchkeiten in nicht-traditionellen Bereichen Fuß zu fassen auf· 

grund der Arbeitsmarktlage (geringes Lehrstellenangebot) und der mangelnden Bereitschaft der Betriebe, 

Mädchen in untYPlschen Berufen aufzunehmen. Im konkreten Arbeitsumfeld sind Madchen mit Vorurteilen 

konfrontiert, die sie selbst bewältigen mussen (fehlende Beratung, Unterstützung und Tradition im Um· 

gang mit Einsteigennnen in männerdonllnlerten Berufen). 

Zudem wurden Jüngste Daten und Fakten zur (Aus-)Bildung und dem getei lten Arbeitsmarkt zusammen· 

gestel lt .  Hier zeigte sich, dass z. B. vor allem in berufsbildenden Schulen, der Lehrausbildung und in Kol· 

legs, Akademien, Fachhochschulen und Universitäten eine teilweise starke geschlechtsspezifische Seg· 

regation besteht, d ie nur sehr langsam aufbricht. Der Arbeitsmarkt bleibt für Frauen anhaltend segmen· 

tiert. Eine starke Konzentration auf typische Frauenberufe im Dienstleistungssektor lässt sich auch für 

Berufseinsteigerinnen ausmachen, Der Anteil von Mädchen und Jungen Frauen In Handwerk und Technik 

Ist nach wie vor bescheiden. Der I KT·Bereich als mögliche Zukunftsbranche für Frauen ist mittlerweile klar 

männerdominiert Um diese Beschäftigungschancen für Frauen nutzbar zu machen, braucht es vor allem 

der vermehrten Aus· und Weiterbildung fur (hoch) qualifizierte IKT· Tätigkeiten Die Einkommensunter· 

schiede zwischen Frauen und Männern haben sich nicht verringert. Junge Frauen verdienen bereits beim 

Berufseinstieg um 1 7,6% weniger als Burschen, 

Budget 
I m  Projektzeitraum 2002 wurden EUR 70 5 1 0" , für diese Maßnahme aufgewendet (zur Gänze aus E" 

genmittel) . 

Sachkostenförderungen für F rauenprojekte, ·initiativen, -veranstaltungen und -seminare 

Inhalte 
Die Frauengrundsatzabtei lung im BMWA fordert Projekte zur Verbesserung der Unterstützungs·, I nforma· 

tlons-, Qualifizierungs· und Beschäftigungsangebote für Madchen und Frauen und Initiativen zur Verbes· 
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serung des Zuganges z u  B i ldung und Arbeitsmarkt uno z u r  Forderung von Motivation u nd Elgenlnl l iatlve 

von Maachen und Frauen 

Bi ldung u n d  Ausbi ldung sind fur C hancen am Arhcl!smarkt u n d  fur d ie M:twlrkung an gesellschaftl ichen 

Entscheidu ngsprozessen von zunehmender Bedeutung Die neuen Technologlen. verbunden mit dem 

sozialen und wirtschaftlichen Wandel.  stellen eine große Herausforderung dar Niederschwei l ige Angebo­

te kannen beitragen. Z u g a ngschancen zu erwelte�n Im Vorfeld der Vermittlung sind entsprechende H i lfs­

u n d  Unterstutzungsstruk!uren u n d  Rahmenbedln9ungen erforde rl ich.  um die Voraussetzung fur eine er­

folgreiche Beschaftlgung zu schaffen Aber auch unkonventionel le Projekte z u r  Forderung eines selbst­

bewussten Frauenbrldes Sind notwendig. um den erwunschten Wandel - mehr Frauen In  q u a l itativ hoch­

wertiger Beschaftlgung - herbeizufuhren 

Zielgruppen 

Madchen und Frauen,  wobei 2001 und 2002 Schwerpunkte auf Wiedereinsteigennnen u n d  M'granllnnen 

gelegt wurden 

Ergebnisse 

200 1 konnten 56 und 2002 4 �  f.J roj ekte gefördert wr:rrh:n 

Budget 

i m  ProJek�zeltraum von 2 0 0 1  bis 2002 wurden E U R  496 3 1 5 . -- fur diese Maßnahme aufgewendet. wobei 

eine Kofmanzlerung durch EU- und sonstige offentl lche r ... 1lttel sowie von Land und/oder Gemeinden be­

steht 

Qualifizierte Tei lzeitbeschäftigung in Österreich.  Bestandsaufnahme und Potentiale. For­
schung sprojekt im RahnH,n der Evaluierung des NAP. 

PrOjekt Teilzeitarbeit und Beschäftigung 

Inhalte 

I/vesentl lche ForschungszIele des vo�llegendcn Bem:htes s ind eine Begriffsbestimmung quali tat iv hoch­

wertiger Tellzeltbeschaft lgung.  eine Analyse des dl8sbezugllchen Status Qua In Osterreich und a nderen 

Landern sowie d ie Benennung von Vora ussetzungen und Handlungsoptionen. die dazu beitragen konnen, 

das ungenutzte Potential qual itatiV hochwertiger Teilzeltbeschaftlgung In  Osterreich a u szuschopfen bzw 

dieses Potential weiter zu erhohen 

Zielgruppen :  

Frauen u n d  Manner i m  Erwerbsalter. Frauenoffentllchkelt 

Ergebnisse 

Begriffsbestimmung von . . q u 8 1 I fI7Icrtcr Terlz8Itarh>:lt St,ltL JS qua Qual i tat iV  hochwertiger TeiI7,?lt(1rbeit In 

Osterreich u n d  internationaler VeflJ le lCh 

Nicht  n u r  die gru ndsatzl lche t3crcltschaft auf t ... rheltndHl1��fl lrlr1enselte h , n ku nft lg LJ U e lnpr Tellzeltbe­

schaftlgung nachzugehen , deutet tur üsterrelch In  f"< rch:unq bisher nicht a u sgeschopfter Potentiale qual i ­

tativ hochwertiger Tellzeltbesch,Jftl�wng Ahnllches I�t auc!l  aus de�n Internationalen Verglelcll ablesbar 

: In sbesondere mit Blick auf Schweden aber auch rLe Nied e r la nd e )  

/I.:S ...... esentl lche Steuerungsm3ßn,Jhmen zur Nu:zun ·;l dieses Potent ia ls w,Jrden Maßnahmen I n  folgenden 

Rerelchen identifiZiert 

t .... usbau qual i tatiV hochwertiger Teilzeitarbeit ITT' offp n � : I r;h,,�n Se-k.tor  

Ausbau von Krnderbetreuung selnrrdltungen u n d  die Slcllerslel lung de� Nachm:ttagsbetreuung von 

Scf)uler/ lnnen 
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Einführung eines Rechtes auf Teitzeit und die Ruckkehr In eine Votizeitbeschaftigung (gekoppelt an 

gewisse Voraussetzungen) 

I nitiativen zur Erhöhung des Anteils der Männer in Tellzeitbeschaftlgung, 

Förderung individuell existenzsichernder Erwerbs- und TransfereInkommen. 

U nterstützung der Betriebe betreffend sich aus Teilzeitbeschäftigung ergebender arbeitsorganisatori­

scher Probleme, 

Förderung "selbstgewähtler" Arbeitszeiten, 

Sicherung betneblicher Qualifizierung und Aufstiegschancen. 

Budget 
Im Projektzeitraum von 2002 bis 2003 wurden EUR 72.341,-- für diese Maßnahme aufgewendet. wobei 

eine Kofinanzierung durch EU-Mittel besteht. 

Diskriminierungsfreie Arbeitsbewertung und Arbeitsorgani sation 

t n ha tte 

Das Aktionsforschungsprojekt "Disknmlnierungsfreie Arbeitsbewertung und Arbeitsorganisation" 

(D.A.B.O.) wurde nach der Erstellung einer Vorstudie im Herbst 1 999 in Auftrag gegeben und wurde 2002 

abgeschlossen. 

Ziele 

Ziel des Projektes war es, in zwei Unlernehmen eine Analyse der Entgelte und möglicher Diskriminie­

rungsquellen bel der Bewertung der Arbeitsplätze durchzuführen. Darauf aufbauend sollte jeweils ein für 

das Unternehmen geeignetes diskriminIerungsfreies Arbeitsbewertungssystem ausgewählt, erprobt und 

gegebenenfalls Implementiert werden.  

Z ielgruppen 
Beschäftigte Frauen, Frauenöffentlichkeit 

Ergebnisse 
Die Ergebnisse der Betriebsprojekte und die Thematik der diskriminierungsfreien Arbeitsbewertung wur­

den durch eine Fachtagung, über eine eigens dafür eingerichtete Homepage und In Workshops mit Akteu­

rinnen und Akteuren auf betrieblicher und überbetrieblicher Ebene in fünf Bundeständern verbreitet. Der 

Tagungsband zur Fachtagung "Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit. Praktische Beispiele d iskriminie­

rungsfreier analyt ischer Arbeitsbewertung", hrsg. Edeltraud Ranftl, Birgit Buchlnger, Ulnke Gschwandtner, 

Oskar Meggeneder, Ralner Hampp Verlag, Mundchen und Menng 2002. liegt vor, ebenso die Manuskripte 

von Endbericht und Leifaden. 

B udget 
Im Projektzeltraum von 1 999 bis 2002 wurden EUR 308.34 1 , -- fur diese Maßnahme aufgewendet (zur 

Ganze aus EIgenmittel) 

Broschüre "Mädchen können mehr" 

Inhalte 
Die Chancen In Bildung und Beruf erhohen sich für Mädchen und Junge Frauen deutlich, wenn sie schon 

früh auf gute I nformations- und Beratungsangebote zunickgreifen können Daher wurde die Broschüre 

"Mädchen können mehr" grundlegend aktualiSiert und um zwei Folder erganzt 
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Ziele 

Z iel  Ist Madchen u n d  Frauen fur die Wahl eines nicht tradit ionellen Berufes zu ermutigen,  u m  neue und 

.'ukunftsorrentlerte Chancen Im Berufsleben zu eraHnen Nach wie vor entfallen beinahe 50% der welbll­

enen Lehrberufe auf die drei Berufsfelder ElrlzelhandelskauHrau. Uurokauffrau oder Friseurin Daher sol l  

spczlcl l  das Interesse fur die neuen Berufe Im Bereich der I nformatlons- und Kommunlkationstechnolo­

gien geweckt werden 

f\.'1 It der Broschure " Madchen konnen mehr" sollen Madchen und Junge Frauen f u r  neue Blldungs- u n d  

Berufschancen begeistert werden. Die Publikation stellt deshalb e ine umf3ssende Informatlonsque!\e fur  

E l tern , Leruerrnnen u n d  Lehrer  sowie fur Berufsberaterinnen und -berater dar  

Zielgruppen 

r��adchen und Junge Frauen,  Eltern, Lehrerinnen und Lehrer. Berufsberaterinnen und Berufsberater, Frau­

enoffentlrchkelt 

Ergebnisse 

Die Publikation "M3dct'en konnen mehr" wurde gemeinsam vom Bu ndesm in is terrum fur W irtschaft und 

!\ftJelt. B u ndesministerrum fur Bildu ng , Wissenschaft und Kultur 8undesmlnlstemJr.� tur  soziale S icherheit 

uno Generationen und AMS Osterreich pUbliZiert und verbreitet 

B u dget 

I m  ProJektzeltraum 2002 wurden E U R  7 1 2 1 , - - fur diese Maßnahme aufgewendet wobei e ine Kofinanzle­

lung durch sonstige offentllche Mittel besteht 

Forschungsprojekt "Beschäftigung und E i n kommen von Frauen und M ä nnern" und Pub­
l i kation 

I njlalte 

Das Projekt . .Reschdft loung und Elnkornrn.->n von Frauen und r-,.,h n nern I n dlkatorf'f1 I, Jnd Veränderungen 

U:lter Beruckslchtlgung von Strukturfaktoren' wurde Im R3hmen der EvalUlerun9 des NAP durchgeführt 

Fs g i n g  dabei um den Schwerpunkt Chancengleichheit von F rauen und Mannern (Saule IV) , und zwar den 

Abbau der geschlechts spezifischen Unterschiede (LL 1 7) I m Zentrum stand die EntwIcklung der Einkom­

mensunterschiede Das P rojekt umfasst 4 Berrchtsbande 

Die Stel lung der F ra u en Im osterreichischen Erwerbsleben 

2 Geschaftlgungs- und EInkommenschancen von Frauen und Mannern.  

: �  7,Jnchmende EInkommensungleichhel! ,wischen Frauen u n d  Mannern 

Zielgruppen 

r-r(]l J�n Im E rvverbsalter r�a uenoffentl ich><:elt  

Ergebn isse 

Die Situation der Frauen am osterrelchl$chen Arheltsrni3rkt Ist dadlJ:r :h gt�kenrllPIr:hf1 e t ,  dass ernerselts 

die Erwerbsbeterl lgung der Frauen steigt ( steigende StandardbesC�laft lgung) u nd paral lel  die Einkom­

I'Tlcnsschere zu den Mann ern weiter <:3Ufgeht So stieg die StandardhpschaftlglJngsquote der Frauen Im 

Ze i tra u m  1 995/2000 von 4 9 ,4% auf 52.5%. die EinkofT1mensdifferenz bel  Vollzeltbeschaftlgung stieg von 

::: 9 , 4 %  auf 3 0 , 9 (10 ( I n  % der Mannerelnkornmen) Der Ernkommensunterschied steigt mit zunehmendem 

Alter So be tru g el 1 999 bel den 1 5-24Ja h rrg en 1 �.6% bel den 55-59l atlrlqcn hlnqcqen 3 7 . 0 %  Die Qualifi­

ka t ion spielt e ine maßgebliche Rol le was die E Inkommensungleichheit betr ifft Akademlkerrnnen und Aka­

demi ker  welsen In  allen A l tersgruppen deut l ich gerin gere Elnkommcnsrllffcrcnzen C1uf als Frauen und 
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Manner mit Pflichtschulabschluss Die Bildung von homogenen Beschaftlgungsfeldern (mit den D,mens,o· 

nen Branche. Beruf. Qualifikation. SozIalrechtlIche Stellung und Alter) gibt eine Antwort auf die Frage. 

warum die Einkommensdifferenz 1 995/99 gesllegen ist: In lenen Beschafllgungsfeldern. die Im Zeitraum 

1 995/99 gewachsen sind ist der Frauenamell überdurchschnltlilch hoch Gleichzeitig Ist hier auch die Ein' 

kommensdifferenz überdurchschnltlilch groß. Das hat zu einem Anstieg der Gesamteinkommensdifferenz 

geführt 

Budget 
Im Projektzeitraum 2000 bis 2002 wurden EUR 1 08. 1 24.-- für diese Maßnahme aufgewendet (zur Gänze 

aus Eigenmltlel) 

Europäischer Sozialfonds - www.esf.at 

Inhalte 
Die Verfolgung des GleichstellungszIels Im Rahmen des Europillschen Sozialfonds wird durch zwei sich 

ergänzende Strategien realisiert. D.h.  erstens durch die Strategie des Gender Mainstreamlng. die für alle 

Zielsetzungen und Maßnahmen zur Anwendung kommen soll und zweitens durch einen eigenen Schwer­

punkt. in dem gezielte Maßnahmen zur Reduzierung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen gesetzt 

werden 

• Ziel 3 - Schwerpunkt 5: 

• HorizontalzIel: Gender Malnstreamlng' 

Entsprechend den Vorgaben der Europäischen Union wurde in Österreich In den Strukturfondsprogram­

men die Strategie des Gender Mainstreaming festgeschrieben. Die Verankerung von Grundsätzen auf 

Papier beinhaltet häufig die Gefahr. dass Zielvorgaben oder strategische Ansätze in der theoretischen 

Phase stecken bleiben. Die osterreichischen Verantwortlichen für den Europaischen SozIalfonds wollten 

das verhindern. indem die Strategie des Gender Malnstreaming bzw die geschlechtsspezIfische Dimensi­

on an alle Akteurinnen des Arbeitsmarktes transportiert werden soll. mit dem Ziel. dass die Gleichstellung 

der Geschlechter als Ziel von allen übernommen Wird. Um daher eine effektive Umsetzung des Gender 

Mainstreaming im Rahmen des Europäischen SozIalfonds sicherzustellen und die erforderlichen struktu­

rellen Veränderungen tatsächlich herbeizuführen. wurde daher eine österreichweite Koordinationsstelle 

eingerichtet. die die ESF-Endbegünstlgten bel der Gender Malnstreaming-Umsetzung unterstützen soll 

(Siehe www.gem oLal). 

• Frauenspezifische Maßnahmen: 

Das Ziel der Arbeitsmarktpolitik besteht nicht nur darin. Frauen in den Arbeitsmarkt einzugliedern. sondern 

auch dann. die geschlechtsspezIfische AufleJlung des Arbeitsmarktes zu mindern Daher wurde Im Ziel 3 

Programm In Erganzung zu den Gender Malnstreamlng Zielsetzungen ein eigener frauenspezifischer 

Schwerpunkt aufgenommen. wo Jene Maßnahmen gefördert werden. die die Reduzierung der strukturel­

len Ungleichheiten sowie die Segregallon am Arbeitsmarkt zum Ziel haben 

• Ziel 3 - Schwerpunkt 6 Territorial Beschäfllgungspakte (www.pakte at)· 

Die Terntonalen Beschäfligungspakte Osterreichs haben Sich zu emer Gender Mamstreamlng Platlform 

zusammengeschlossen und erarbeIten hier gemeinsam die Grundlagen und Instrumente zur Umsetzung 

von Gender Mamstreamlng In den Beschafllgungspakten 

• Gemeinschaflsinitiative EQUAL www.equal-esf at 

Frauenspezifischer Themenschwerpunkt und Gender Mamstreammg als honzontale Zielvorgabe 

Zielgruppen 
Zielgruppen Ziel 3 Schwerpunkt 5 
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i- rauenspezIfische Maßnahmen Schulabgangennnen, Lehrste!lensuchende, arbel!slose Frauen Karenz­

ruckkehrerInnen. Wlederelnstergerlnnen u nd Frauen wahrend ces Krlrenzzeltraumes,  beschaftlgte Frau­

p.� Integrierte Auslander innen und F'roJekttrager und Unternehmen,  GC'rlder Malnstreamlng ESF­

Lildbegunstigte ESF-ProJekttrager 

Zielgruppen Ziel 3 Schwerpunkt 6 

9 Beschaftlgungspakte 

Ergebnisse 

Die Evalulerungsergebnlsse l iegen erst mit  September 2003 und d i e  J a h resberrchte mit  Jul i  2003 vor 

( H a lbz8ltbewertu n g  der ESF-Programmumsetzung) 

B u dget 

I m  Programmzeitraum von 2000 bis 2006 sind E U R O  1 40 . 808.696.-- (46 % E S F - Koflnanzlerung und 54 % 

nationale Mittel) lur den Schwerpunkt 5 d e s  Ziel 3 Programms budgetiert 

I m  Ziel 3 SChwerpunkt 6 stehen aen einzelnen Beschaftlgungspakten Im Jahr  2003 zusatziich E U R O  

Je 000 - �  fur d i e  GM-Umsetzung auf regionaler Ebene zur Verfugung 

In EQUAL Sind fur den Programmze::�3um 2000�2006 I n  dC'� Saule IV "Cha ncengk:lchhert von Frauen und 

Mannern" EURO 24.020 000,-- (50 % ESF und 50 % nationale Mittel)  budgetiert 

In den Zielvorgaben des Bundesministers zur Durchführung der Arbeitsmarktpolitik wur­

den Frauen als Zielg ruppe definiert und als quant i tative Vorgabe der Einsatz von 50% des 

Budgets der aktiven Arbeitsmarktpol i t ik  für Frauen festgelegt 

I n halte 

I n  den arbeltsn�3rK:pollt lschen ZIeler' IJes B u ndesminister:, J :l  das Arbeltsmarkt�,ervlce wurde als einer der 

'Nf>sentl lchen arhe:tsmarktpolitlschen Schwerpunkte. die r'.� l twi lkung des Arbeltsn;;-Jrk:servlce bel der Auf­

'lebung d e r  geschlechtsspezIfischen Tei lung des ArbeltsrT'.;1r><:tes mit hesonderem Blickpunkt auf die Ver­

Clnbarkelt von Famil ie und Beruf. hervorgehoben Frauen und Insbesondere IJVlederelnstelgerinnen nach 

Berufsu nterbrechungen wu rden als erne wesentl iche Zielgruppe des Arbertsmarktscrvlce definiert Mit der 

Strategie d e s  Gender Mainstreamlngs sorgt das Arbertsmarktservlce dafur, dass die ungleichen Zugangs� 

voraussetzungen von Frauen ausgeglichen und dadurch die Positionen von Frauen nachhaltig verbessert 

werden 

Zielgruppen 

Arbeitslose Frauen,  Wlederernstclgcrr n n e n ,  altere und Jugendl iche arbeitslose Frauen (mit oder ohne Be� 

zug von Leistungen a u s  der Arbeitslosenversicherung) 

Ergebnisse 

Unterstutzt durch ern korrespondierendes Fachzlcl Im Bere;ch Arbeitsmarktforderungen konnte 2002 der 

hClucnantel1  Im Durchschnitt  der gesamten Forderaus,� ab·2n elle geschlechtsspezrflsch zuordenbar sind. 

uer 50,4 '/',-, gehalten werden (2001 50.6c:';J ) I m  Jahr 20::12 wurden 305, l G  Mill ionen ( fur Frauen und 

)�j q , 9 8  M lil lone'l ( fur Manner an gesr:hlechtspezlflsch zuordenbaren Mittel  aus der aktiven Arbe!tsmarkt� 

politik 3ufgewendet 1 4 .24 Mlo C waren nicht  zuordenbar I n sgesamt betrugen die Ausgaben 6 1 9.38 M l o  

e D l e  Evalulerungsergebnlsse S i n d  bel� t .. MS <]orufbar 
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Kommissionsarbeitsgruppe der EU "Gewalt am Arbeitsplatz" 

Inhalte 

Bere.ts das GemeInschaftsprogramm fur Sicherhe.t, Arbe.tshygiene und Gesundhe.tsschutz am Arbeits­

platz ( 1 996 - 2000) sah eine Analyse des Handlungsbedarfs auf EU-Ebene zur Verhutung von Gewalt am 

Arbeitsplatz sow.e Folgemaßnahmen vor Der EK-Bericht uber d.e Situat.on .n Europa empfiehlt die Aus­

arbeitung von Orient.erungsunterlagen zum Thema "Gewalt am Arbe.tsplatz" 1 997 wurde dazu vom Bera­

tenden Ausschuss die Arbe.tsgruppe 'Verhutung von Gewalt am Arbeitsplatz" (Vertreter/Innen der Sozial" 

partner und Regierungen) e.ngesetzt. 

Zielgruppen 

Berufe mit hohem Frauenanteil, d.e mit einem erhbhten Risiko der Gewalt am Arbe.tsplatz konfrontiert 

sind, v.a. Sozialarbeiterlinnen, Pfleger/innen in bestimmten Kranken- und Pflegeanstalten, Gesundheits­

berufe. Ebenso Berufsgruppen mit traditionell niedrigen branchenspezifischen oder betrieblichen Frauen­

beschäftigungsquoten. 

Ergebnisse 

AHG-Bencht (3/200 1 ): Folgen physischer und psych.scher Gewalt Sind einzubez.ehen. Gewalt am Ar­

beitsplatz ist .n allen Ausprägungen ein Risikofaktor und von den Arbe.tgeberilnnen als abzuschätzendes 

Risiko fur Sicherheit und Gesundheit in die Evaluierung einzubeziehen und abzuschätzen. Schutzmaß­

nahmen müssen vorgesehen werden. In weiterer Folge hätte eine innerbetriebliche Umsetzung zu erfol­

gen. 

Auf G rundlage der Arbeiten dieser Arbeitsgruppe hat der Beratende Ausschuss fur Sicherheit, Arbeitshy­

g.ene und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, im November 2001 eine umfassende Stellungnahme an die 

EK zum Thema "Gewalt am Arbeitsplatz" abgegeben. der die oben genannten Maßnahmen unterstützt und 

die Ausarbeitung einer Anle.tung durch die EK ausgehend von einem pravent.ven Ansatz anregt. Weiters 

werden die Begriffe Gewalt und Mobbing aus Arbe.tsschutzsicht näher definiert und angeregt, bei der Indi­

katorenfestlegung fur "Qualltat der Arbeit" die mit der Arbeitsumgebung zusammenhängenden psychischen 

und psychosoz.alen Faktoren zu berücksichtigen Weiters Wird die Annahme der Empfehlung auch durch 

den Rat angeregt. 

Beratungsschwerpunkte und Schwerpunkterhebu ngen in verschiedenen 
Arbeits inspektoraten zum Arbeitnehmerschutz in Branchen und 

Tätig keitsbereichen mit hoher bzw. niedriger Frauenbeschäftigungsquote 
(Handelsbetriebe, Call Center, Reinigungsbetriebe, Krankenanstalten, Alten- und 

Pflegeheime, Sozialeinrichtungen) 

Inhalte 

• Beratungsschwerpunkte: 

Einhaltung von Verwendungsschutzbestimmungen (Arbeitszeit va. in Alten- und Pflegehe.men. Sozialein­

rIchtungen. Pflegepersonal. Handel und bel Jugendhchenbeschaftigung/Ruheze.ten, regelmäß.ge Nacht­

kontrollen), Beratung nach Aufhebung Frauennachtarbeitsverbol; Arbe.tsplatzgestaltung .n Handelsbetrie­

ben (Kassenarbe.tsplätze). manuelle Lastenhandhabung (Hebenffragen v a In Handel und Pflegebe­

re.ch), Gestaltung von Call-Center-Arbeitsplatzen, allgeme.ne GefahrenevalUlerung - v a. auch von Ar­

beitsstoffen und psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz (v.a. im Gesundheits- und Pflegebereich), 

Evaluierung von Frauenarbeitsplatzen nach dem Mutterschutzgesetz (u.a. psychische Belastungen bei 

schwangeren Arbeitnehmerinnen ohne Freistellung, Infektionsgefahren In Kindergarten), Arbeitsstättenan­

forderungen - Sanitäranlagen und SozIalräume. 

Schwerounkterhebungen In Ca li-Centern W.en und NÖ, Alten- und Pflegehe.men. Re'nlgungsbetrie-
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ben, Tischlereien 

Offent lichkeitsarbelt durch I nformatlonsfolder und -broschuren, verstarkte Download-Möglichkeit von 

BMWA-Homepage, I nformationsveranstaltungen, " Kids-ProJekt" (Vortrage v. a. In Berufsschulen, Poly­

technische Lehrgänge, ebenso Krankenpflegeschule) ,  Kooperation bel Wettbewerb "Famil len- und frauen­

freundl ichste Betriebe in NÖ" 

Zielgruppen 

Arbeitnehmennnen In Branchen mit besonders hohem oder nledngem Frauenbeschäftigtenanteil, weibli­

che Lehrlinge, schwangere Arbeitnehmerinnen bzw. nach Schwangerschaft, weibliche Ansprechpersonen 

Im Betrieb, Multiplikatorinnen 

Ergebnisse 

• Umsetzung von Maßnahmen, Verbesserung der Qualität von Arbeitsptatzevaluierungen und Si­

cherheits- und Gesundheitsschutzdokumenten. 

• Verbesserung der ArbeitsbedIngungen und des Arbeitsumfeldes von Frauen In Betrieben der genann­

ten Branchen (z.B. verbesserte Lastenhandhabung, ergonomische Gestaltung von Kassenarbeitsplät­

zen, Maßnahmen bei psychosozialen Belastungen), Förderung des Problembewusstseins und Erar­

beitung von Verbesserungsmöglichkeiten zu besonders für Frauen relevanten Arbeitnehmerschulzas" 

pekten - z. B. ArbeitsbedIngungen Handel, Call Center, Reinigungsbetnebe, Gesundheitsberufe, Alten­

und Pflegeheime etc. 

• Stärkung des Schutzgedan�ons vor allem bei Arbeitgeberlinnen in Fragen des technischen und ar­

beitshygienischen Arbeltnehmerschulzes, des Verwendungsschutzes und des Arbeitszeitrechts, Ko­

operation mit BetriebsratInnen und Präventivfachkräften, 

• Beratung und Unterstützung bei der Umsetzung der allgemeinen Gefahrenevaluierung, der Arbeits­

stolfevatuierung und insbesondere bei der Mutterschutzgesetz-Evaluierung von Frauenarbeitsplätzen 

- Sensibilisierung, Ermoglichung der Weiterbeschäftigung am eigenen Arbeitsplatz. 

• Mittelbares Entgegenwirken von Einstellungshindernissen für Frauen und Verbesserung der Arbeits­

bedIngungen durch Sachinformationen zu Arbeitnehmerschulzfragen 

• Informationsarbeit und Bewusstseinsbildung, u.a. Jugendliche In Schulen 

Legistische Massnahmen im Arbeitnehmerlnnenschutzbereich: 

Inhalte 

1 Erarbeitung einer Verordnung über die manuelle Lastenhandhabung auf Grundlage ge-

sChlechtsspezifisch durchgefuhrter Auswertungen in verschiedenen Branchen vorwiegend mit hohem 

Frauenantei l .  Die geplanten Maßnahmen sollen Belastungen besonders auch an tYPischen Frauenar­

beitsplätzen reduzieren (z.B Gesundheitsbereich), 

2. Durch Überprüfung bestehender Beschaftlgungsbeschrankungen und Beschäft igungsverbote 

von Frauen auf ihre Aktual ität und Aufhebung histonsch bedingter, aus ArbeitsschutzsIcht nicht mehr 

begründbarer Beschränkungen sowie entsprechender Neuregelung entfallen Beschaftigungsbe­

schränkungen und Beschäftigungsverbote ( Bergbau) fur Frauen ohne den Sicherhelts- und Gesund­

heitsschutz zu beelntrachtlgen 

3 Mit der ASchG-Novelie Im Rahmen der Arbeltnehmertnnenschutzreform (ANS-RG) wurde der 

Arbeitsschutz weiter verbessert und Insbesondere auch die in der Arbeitswelt auftretenden neuen Be­

lastungen beruckslchtlgt - v.a. bel der Präventivdienstbetreuung durch EInbezIehung der Arbeitspsy­

chologie. 

4 Bei alien legistischen Maßnahmen werden die Arbeltsschutzbedurfnisse von Frauen (ebenso 

wie Jene der Männer) unter Zugrundelegung des GM-Pnnzlps soweit möglich berucksichtigt. 
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Z i elgruppen 

',;'jr': :::iI::::he Beschaft ' g te I r  / .. rbe::sstatter . .  au sw3:1lgen Arbeltss,e l : ':: rl . Jrd R'lLJstt:'l lcn.  1 '0 ac� m  Bundesge­

S""::: lIber Slc:1e:helt W 1 Cl  Gesundhel:sscnutz bel der Arbel�  (Arbf::' lt l lehr�lerl n tW'lSCrllJ:2�est:'t.:: ASchG) 

RGB: N r  450/1 994. u nterliegen 

Ergebnisse 

1 1  Auf Grunc!age des von d e r  Arbellslnspektlon durchgefuhrten PrOjektes zur Bewertung u n d  Beurtei lung 

\ion manuel ler Lasthandhabung wurde em Vorentwuri fur  eine Verord n u n g  uber manuelle Lasthandha­

bung ausgearbeitet Mit  dieser Verordnung soll  der § 64 ASchG "Handhabung von Lasten" Im Sinne 

der EU-Lasthandhabungsnchtl lnle 90/269/EWG konkretisiert und sol len gemaß § 72 Abs 1 Z 2 ASchG 

Grenzwerte fur die manuel le Handhabung von Lasten elngefuhrt werden Die Beurtei lung der manuel­

len Lasthandhabung beruckslchtlgt die allgemeinen Unterschiede betreffend Kraft und KorperkonstItu­

t ion mannllcher und v.'erbilcher Beschaftlgter . ein allgemein qcschlechterspezlflsch qlelches Schutzziel 

3011 gewah rleistet \'.t;:'oen 

;: I [ ! , � rch Aufnebung c e :· ::- · s h er geltenden VPf!)  :1nung uber [3escr.  1 : : q.mgsverbote u r ) , )  Ut.'sctl ra nku ng en 

, I :  \'.'elbl lche Arbel:r.:.>r ·'· ... ·wrrnnen v,:urae:-- 'llstorrsch bedln';l�'" c.; ::�r:h ra nku ngcn ' I : '  r- r ldcn die aus 

G�iJnden des Sich:?rre'!s- und GesundhPftc:;c:;chutzes nicht rn""'�'r '1" rpchtfertlg l S!r" l T Ifgehoben Die 

·.: I !  1 8 2 0 0 1  gelle:1:::: ':· Neu regelung h l n s l --:h: l lch der VerwendJ'"l·.:; L:'::'limmter Arbe!�s , t ·-lf:.=;- ( GIei,  Benzol 

u a ) und phYSischer Belastungen (ua d u rch Heben . Tragen) �,OWIC zur Beschaftlg u ng I m  Bergbau und 

Im Erdöl-Bohrbetrleb (b isher  f u r  Frauen u n t e r  18 Jahren verbotprl ) beruckslchtlg t neue arbeItsmedIzinI­

sche und sIcherheitstechnische Erkenntnisse 

3, [),c ASchG-Novelle d u rc h  das ANS-RG IK; El I  I Nr 1 59/200 1 , I ", T  1 1 2002) reg,,11 U<1 die Praventl­

onszelt fur die sIcherheitstechnische und �rbeltsmedlZlnlsche 13etreuung neu Auch d ie Tätigkeit sons­

I 'Jer Fachleute WIrr; ! lunmehr zeitl ich Wirksam durch Änrechn l t rl fl <luf die Elns<1!zZ(;l ten der Praventiv­

i:·1chkrafte I n sbesonrj�re sind auch ArtJf' lt:;rsychologlrnnen I� )  I l, ' t r· lebllchen AnI3:;:';;-.Jllen h lnzuzuzle­

I ,"-' r' Dadurch kann rj'-.:l - besonders PSY(·� I : )lllentalen ßelast l l r 1 . ] -·n effiZienter cnt�cn, ·"'n�c;wlrkt werden 

( �.§ 82a, 82b) In d e r  r-Jra.xls wird die Neu rl'q·"lung v a in Ge:, � H l ' ! � ! f ' l ts - und Pflegel):>ruf(:n zunehmend 

wirksam ( z . B .  SupervIsIon) 

4 )  !lei sonstigen leglsllschen Maßnahmen (zß GrenzwerteverordnlJng 700 1 . 6GBI I1  Nr 753/200 1 ,  No­

velle d e r  Verordnung uber Gesundheltsuberwachung am Arbellsplatz, ßGBI Nr 2 7 / 1 997.  durch BGBI 

I I  N e .  343/2002) wurden die Arbeltsschutzbedurfnlsse mannllchcr u n d  weiblicher Beschäftigter soweit 

mogllch entsprechend beruckslchtlgt 

Ä n d e r u n g  des M u tters c h u tzg eselzes und des Eltern -Karenzurlaubsgeselzes 

( n u n m e h r  Väter-Ka renzgesetz) sowie des Landarbei ts gesetzes mit  d e r  Novel le 

B G B ! .  I N r. 1 0 3/2001 iZm dem K B G G  

I n h a lte 

1 ·1 Es k2:1r1 nunmehr eine: Geschaftlg u ng uber der Gerlngfuglqke)tsWl'fl ;::\..� wa hrend der K a ' e n z  fur hochs­

t ':::'"":5 1 3  \/-'/oc nen pro K;-]le�1C..lp.rJ3hr vereinbart V.I('�aen Arbcltnehn"' \'rJllflHl wird wahr t�rHl dpr Karenz die 

M o g · !ch�,elt  ·;!e:Joten . den Kontak t zu I h r er Erwerbs<Jrbelt nicht voll lq zu ve r l l(: ren und somit auch die an­

s:::h ' ·eßende R u ckke h r  1("1 r!P'l Beru�  Z J  erlel:::htprn Da I n  Os!e r rt: lr r· r' T· r , ','J lf'; v o r  I r l  prs!':[ I. ! ' l ' e  3uch auf­

gr,md der bestehenden Lohrldlskrlmlnlcrung Frzwen [rzlehunqsartX:lt le isten und die ansch ließende 

Ruckkehr In den Beruf meist erschwert Ist .  Wird durch diese M aßr""!ahrne errelcrl! d3ss F rauen z u m indest 

nlch; ganzl lch den Kontakt z u r  Arbe i tswe l t verlieren 

2 ! Der Beg :lff . . Karenzuriaub· '.'Jurdc d u rch den Begriff . Karenz· e rse tz t Damit SOl l bewusst gemacht wer­

den dass es sich bel der a u c h  fur O ie Gesellschaft wesentl ichen Erzleh uflCjsarbeil um ke ine L J r laubszelten 

t',cmdelt  
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Zielgruppen 

Arbeunehmennnen 

EU-Projekt "Vorbi ldl iche Praktiken - Guide zur Vereinbarkeit von 

Famil ie und Beruf' 

In halte 

Das BMWA hat an einem zweijährigen EU-Projekt zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

teilgenommen, dessen Ziel die Erstellung eines Guide war. Dieser gibt einen Überblick über nalionale und 

EU-Konzepte und behandelt die Themen Arbeitsze� und Öffnungszeiten, Karenzurlaub und Freistellung, 

Ressourcen, Kollektiwerhandlungen, Rechtsanspruche, Bildung und Ausbildung, Medien und positive 

Aklionen. Zu diesen Themenbereichen werden Maßnahmen und Situationen der acht Partnerländer des 

Projekts (Finnland, Schweden, Dänemark, Italien, Griechenland, Spanten, Portugal und Osterreich) vor­

gestellt und best prachces aufgezeigt. 

Der GUide hat das Ziel, das Bewusstsein fur das Thema VereInbarkelt zu erhöhen und seinen Inhalt be­

kannt zu machen. Er richtet sich an Partner In Wirtschaft und Gesellschaft, die diesen Bereich direkt und 

Indirekt beeinflussen. 

Es hat sich namlich gezeigt, dass ein Bedarf an Instrumenten zur Bewusstseinsbildung In der Gesellschaft 

und bei den Behorden , die für die Anwendung von nationalen und von EU-Bestimmungen zur Vereinbar­

kelt zustandlg sind, besteht. Mit Hilfe solcher Instrumente sollen Struktur- und Verhaltensanderungen Im 

Sinne neuer Modelle der Zusammenarbeit und der aktiven Solidarität zwischen Frauen und Männern her­

beigeführt werden. 

Unter "vorbildlichen Praktiken" werden Aktionen, Bestimmungen und Maßnahmen verstanden, die darauf 

aozlelen, den Frauen den Zugang zu dauernder Beschäftigung zu ebnen und den Mannern die Teilhabe 

am Familienleben zu erleichtern. Mit der Veroffentlichung solcher vorbildlicher Praktiken soll daher durch 

Bewusstseinsbildung und Senslbilisierung auf die Beseitigung der ungleichen Voraussetzungen von 

Frauen und Mannern bezüglich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie hingewirkt werden 

Ergebnisse 
Nachdem es Sich bel der Erstellung und Veröffentlichung des GUide um eine Maßnahme zur Bewusst­

seInsbildung handelt, können Ergebnisse erst langfristig sichtbar werden 

B u dget 

Im Prolektzeitraum von 2000 bis 2002 wurden EUR 3 200,-- fur diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

eine Kohnanzlerung durch EU-Mittel besteht 

Betriebl iches M itarbeitervorsorgegesetz (Abfertigung neu) - Beitragsleistung für 

entgeltfortzahlungsfreie Zeiten im aufrechten Arbeitsverhältnis nach 

§ 7 Abs, 4 und 5 BMVG 

I nhalte 

Fur Zelten des Klnderbetreuungsgeldbezuges hat der/die Arbeitnehmer"n Anspruch auf eine BeitragsleIs­

tung In Höhe von 1 , 53 % des Kinderbetreuungsgeldes an die Mitarbeiterlnnenvorsorgekasse zulasten des 

Familienlastenausgleichfonds (FLAF) Die Zahlung dieser Beitrage an die Mltarbelterlnnenvorsorgekasse 

erfolgt durch den Jeweils zustandlgen Trager der Krankenversicherung Die geleisteten Beiträge werden 

dem Krankenverslcherungstrager vom FLAF ersetzt. Mit dieser Regelung sollen ,m Gegensatz zur bishe­

rigen Rechtslage Im Abfertigungsrecht nunmehr auch Zelten der Karenz fur die Abfertigung beruckslchtlgt 
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werden Weiters hat der/die Arbeitnehmerltn fur die Dauer der Famihenhosplzkarenz Anspruch auf eine 

Beltragstelstung vom FLAF 

Zielgruppen 
Arbeitnehmertnnen 

Famil ien hospizkarenz 

Inhalte 
Durch eine Novelle zum Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, zum Urlaubsgesetz und zum Arbeitslo­

senversicherungsgesetz 1 977, BGBI I Nr. 89/2002, ist seit 1 .  Juli 2002 die arbelts- und sozial rechtliche 

Abslcherung der Sterbebegleitung und der Begleitung schwerst erkrankter Kinder gewahrleistet. 

Arbeitnehmer/mnen haben die Möglichkeit, die Arbeitszeit zur Begleitung sterbender Angehörtger bzw. 

ihrer schwerst erkrankten Kinder zu andern oder fur eine gewisse Dauer das Arbeitsverhältnis karenzIeren 

zu lassen Wahrend dieser Zeit besteht em Kündlgungs- und Entlassungsschutz. 

Ebenso smd Arbeitnehmer/innen wahrend der Zelt einer Sterbebegleitung bzw. der Begleitung eines 

schwerst erkrankten Kindes m der Kranken- und PensIonsversicherung aus Mitteln der Arbeitslosenversi­

cherung abgesichert. 

Begleitmaßnahmen im Bundespflegegeldgesetz und Im Famihenlastenausgleichsgesetz haben das Ziel, 

finanZiellen Notlagen und damit der Armutsgefährdung bei Inanspruchnahme einer Karenz zum Zwecke 

der Sterbebegleitung bzw. der Begleitung schwerst erkrankter Kinder entgegen zu wirken. 

Zielgruppen 
Arbeitnehmerinnen 

Ergebnisse 
Durch die Emführung der Famihenhospizkarenz haben Arbeltnehmer/mnen seit 1 . 7 .2002 die Möghchkeit, 

Ihre sterbenden Angehörigen zu betreuen. ohne Ihren Arbeitsplatz aufgeben zu mussen Sie können ent­

weder ihre Arbeitszeit ändern oder für eine gewisse Zeit ihr ArbeitsverhältniS karenZIeren lassen. Dassel­

be gilt für die Betreuung schwerst erkrankter Kmder Während dieser Zeit besteht eme Absicherung in der 

Kranken- und PensionsversIcherung. 

In  der Erhebung wurden ebenfalls Themensch werpunkt . Art der Maßnahmen und U mset­

zung der Maßnahme erhoben Dabei Ist zu berücksIchtigen, dass bei Maßnahmebündeln (wie 

z B. diverse Projektförderungen) Mehrfachnennungen möglich waren. also eine Maßnahme 

beispielsweise sowohl der .. Verelnbarkeit" als auch dem Themenschwerpunkt "soziale Sicher­
heit" zugeordnet werden konnte 
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Tabelle 33: Maßnahmen des BMWA nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit :  Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen. die es Män-

nern und Frauen ermöglichen. ihre familiären Verpflichtungen mit Ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteil igungen: Sozialpolitische Maßnahmen. welche die Benachteilt-

gungen von Frauen in Hinblick auf den Umstand. dass sie Mütter sind oder 
sein können. abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur EXIstenzsiche-

rung. vor allem für die Fälle des Alters. der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Nennungen 

2 

2 

l 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Gleichbehandlung Im 4 

Arbeitsleben 

Schulische und berufl iche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 2 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 7 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) - -

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) .. 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) .. 

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 1 

Gleichberechtigte Lebensformen (akllve Frauenförderungsmaßnahmen) .. 

Wissenschaft (aklive Frauenförderungsmaßnahmen) .. 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) . .  

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 2 

Nach Themenschwerpunkten aufgeteilt. zeigt sich. dass der Großteil der Maßnahmen im Be­
reich .Arbeitsmarkt" erfolgte. Wird die Zuteilung auf die Themenbereiche .Gleichbehandlung im 

Arbeitsleben" sowie auf die .Vereinbarkeit von Familie und Beruf' hinzugezogen. zeigt sich. dass 
nahezu alle Maßnahmen im Themenspektrum Arbeitswelt und Beschäftigung angesiedelt sind. 

Tabelle 34: Maßnahmen des BMWA nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Leglslallve Maßnahme 

ßeratungs- und Ouahflzlerungsmaßnahme 

Subvention, Preis. Stipendium 

Wissenschaft, Forschung. Entwicklung 

Offenthchkeltsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

5 

5 

2 

4 

7 

3 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich. dass insbesondere Öffentlichkeitsarbeit. le­

gislative Maßnahmen und Beratungs- und QualifizIerungsmaßnahmen dominieren. Aber auch 
fur alle anderen Bereiche erfolgte eine entsprechende Maßnahmenzuordnung. 
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Tabelle 35:  Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesmlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nennungen 

7 

7 

--

Bei der Umsetzung der Maßnahmen zeigt sich, dass 7 Maßnahmen vom Bundesministerium 
und die gleiche Anzahl von externen Auftragnehmerinnen umgesetzt wurden. Bei zwei Maß­

nahmen erfolgte keine Angabe 

4.1 0 Maßnahmen Bundesministerium für Verkehr, 

Innovation und Technologie (BMVIT) 

Vom BundesminIsterium fur Verkehr, I nnovation und Technologie (BMVIT) wurden insgesamt 5 

externe Maßnahmen beschneben, die vor allem Initiativen zur Frauenfbrderung im Bereich 

Technik betreffen .  Eine Maßnahme ist im verkehrspolitischen Bereich angesiedelt. 

FEM TECH 

Inhalte 

Femtech zielt auf eine langfristige Erhöhung der Karrierechancen von Frauen in Forschung und Techno­

logie ab Österreich bildet neben Deutschland europaweit das Schlusslicht h insichtlich der F rauenquote, 

vor allem In der Industnellen Forschung. Angesichts dessen adreSSieren die Maßnahmen vor allem die 

Sektoren außeruniversitare, marktorlenherte Forschung, Wirtschaft und I ndustrie. sowie die sensible 

Schnittstelle ZWischen Ausbildungsende und Eintritt ins Berufsleben. Vernetzung, Bewusstseinsbildung 

und die Schaffung einer interdiszIplInaren Plattform sind wesentliche Bestandteile des Programms. 

Zielgruppen 

ForscherInnen Im außeruniversltaren Bereich. Wirtschaft und Industrie 

Ergebnisse 

Im Zusammenhang mit den bisherigen Aufbauarbeiten zu einer Plattform und In weiterer Folge zu einer 

Koordrnlerungsstelle wurde eine Senslbilisierung In elnschlaglgen Forschungsorganisation und In der 
Öffentlichkeit erreicht Einzelne Institutionen haben bereits dadurch aktiV Schrille I. Richtung Verbesse­

rung der Karrrerechancen von Frauen In der Forschung gesetzt (z B. Personalentwicklungspläne. Strate­

gische Konzepte etc ) Mit der definitiven Einrichtung der Koordlnlerungsstelle sollen gezielt Maßnahmen 

umgesetzt werden und der Informationsaustausch national und international durchgefuhrt werden 

Budget 

Im Pro)ektzeltraum 2002 biS 2003 wurden/werden EUR 700 000.-- fur diese Maßnahme aufgewendet, 

wobei eine Koflnanzlerung durch andere öffentliche Mittel besteht. 

+ 
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Frauen-Umweltpreis im Rahmen der ÖGUT 

Inha lte 

Einrichtung einer speziellen Kategorie für Frauen Im Rahmen des jahrllch stattfindenden OGUT-Preises, 

der vor allem technische Maßnahmen Im Umweltbereich pramlert. 

Zielgruppen 

Technikerinnen. Frauen die Im Umweltsektor tätig sind 

Ergebnisse 

Die Auszeichnung unterstützt die Sichtbanmachung erfolgreicher Frauen Im Bereich Umwelttechnik. Durch 

das Aufzeigen hoher technischer Leistungen von Frauen Im Arbeitsleben sollen andere Frauen motiviert 

werden. Die Evaluierungsergebnlsse sind bei ÖGUT abrufbar. 

Budget 

Im Projektzeitraum wurden jilhrllch EUR 7. 500,-- für diese Maßnahme aufgewendet 

Beteiligung des BMVIT 

Beschreibung: siehe BMBMWK 

FIT-Frauen in die Technik  

Österreichisches F rauen-Technologieprojekt 

Beteiligung des BMVIT 

Beschreibung' siehe BMSG 

Inhalte 

Pilotprojekt "Gmoabus" Pötsching 

Das PrOjekt wurde In  den Jahren 2000 bis Herbst 2002 durchgefuhrt und bestand aus mehreren Modulen 

(Machbarkeitsstudle. Umsetzungsstudie. Monitoring und Umsetzungsbetreuung). _Gmoabus Pötsching": 

Bel diesem Projekt ging es um die Analyse des verkehrllchen Phänomens von sogenannten "Begleitver­

kehren" (Schulweg) und SozIalverkehren (ältere Personen zum Arzt, Einkaufen etc. ) sowie die Umsetzung 

konkreter Maßnahmen infolge der Analyseergebnisse. Es ISt ein wissenschaftliches Faktum, dass derarti­

ge "Begleit- und Sozialverkehre" Im überwiegenden Ausmaß von Frauen durchgeführt werden 

Zielgruppen 

Kinder und Erwachsene (Berufslatlge mit Kind. Mütter und altere Menschen) 

Ergebnisse 

Das PrOjekt hat gezeigt, dass die erwarteten Effekte (verkehrllche wie SOZiale) voll eingetreten Sind. näm­

lich. dass sich durch entsprechende Maßnahmen ( Erhöhung der AttraktiVität des ÖPVN In Form der An­

passung des ÖPNV-Angebotes an die Bedürfnisse der hauptbetroffenen Usergruppe) n icht nur der Anteil 

des ÖPNV steigern lasst (somit die RealiSierung eines verkehrspolitIschen Zieles) sondern auch die Mobi­

Iitatsqualltat von Frauen und hierdurch die Möglichkeit Beruf und Familie besser zu vereinen Dieses Pi­

lotprOJekt ist ein wesentliches Beispiel fur die Interdependenzen ZWischen - in dem Fall - Verkehrspolitik 

und FrauenpolItIk ,m Sinne der RealiSierung von Chancengleichheit und somit auch ein Beispiel für kon­

krete Anwendung von Gender Malnstreamlng. Nicht zuletzt deshalb wurde d ieses Pilotprojekt auch mit 

zwei Preisen pramlert (osterrelchlscher Umweltpreis und Mobil ltätspreis 2002) 
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Es hat sich weiters gezeigt. dass dieses Projekt eine hohe Sozialakzeptanz bei allen sozialen Gruppen 

der Gemeinde hatte Darüber hinaus Ist das Projekt auch ein Beispiel fur Nachhaltigkelt. da es vom Pilot­

projekt in einen Normalbetrieb übergeleitet wurde und unbefnstet fortgeführt Wird. 

Die Evaluierungsergebnisse sind beim BMVIT abrufbar. 

Budget 

Im Projektzeitraum vom 2000 bis 2002 wurden EUR 98.000.-- für diese Maßnahme aufgewendet, wobei 

eine Kofinanzierung durch andere öffentliche Mittel und Ulnder undloder Gemeinden besteht . 

In  der Erhebung wurden ebenfalls Themenschwerpunkt, Art der Maßnahmen und Umset­

zung der Maßnahme erhoben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei der Art der Maßnahe 

Mehrfachnennungen möglich waren, also eine Maßnahme beispielsweise sowohl der "Wissen­

schaft" als auch "Öffetnlichkeitsarbeit" zugeordnet werden konnte. 

Tabelle 36: Maßnahmen des BMVIT nach Themenbere ich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen. die es Män-

nern und Frauen ermöglichen, ihre famil iaren Verpflichtungen mit Ihrer Be-

rufstätigkeit zu vereinbaren 

Benachteil igungen : Sozialpol itische Maßnahmen. welche die Benachteili-

gungen von Frauen In Hinbl ick auf den Umstand. dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen. 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur EXlstenzsiche-

rung, vor allem fur die Fälle des Alters. der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der GleIchbehandlung im 

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Mobilität (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Kunst (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Sonstiges (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) 

Nennungen 

--

--

--

1 

2 

--

--

-

1 

--

--

1 

--

.-

Alle Maßnahmen des BMVIT werden dem Themenschwerpunkt "SchulisChe und berufliche Bil­

dung", "Gleichbehandlung im Arbeitsleben" , "Mobilität" und "Wissenschaft" zugeordnet. 
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Tabelle 37: Maßnahmen des BMVIT nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 

Beratungs· und QualltlZlerungsmaßnahme 

Subvention. Preis Stipendium 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 

Offentllchkeltsarbelt 

Sonstiges 

Nennungen 

--

2 
2 
2 
4 

-

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich, dass insbesondere der Bereich der Öffent­

lichkeitsarbeit genannt wurde. 

Tabelle 38: Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundesminister/um 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nen nungen 

1 

8 

4 

Bei der Umsetzung der Maßnahmen zeigt sich ,  dass 4 von 5 Maßnahmen von externen Auf­

tragnehmerinnen umgesetzt wurden und eine vom Bundesministenum 

4.1 1  Maßnahmen des Bundeskanzleramts (BKA) 

Vom Bundeskanzleramt wurden insgesamt 7 externe Maßnahmen gemeldet. Vier Maßnahmen 
wurden von der Sportsektion abgegeben, die seit 2003 im Bundeskanzleramt angesiedelt ist. Im 

Berichtszeitraum 2001 /2002 war die Sportsektion dem Bundesministerium für Öffentliche Leis­

tung und Sport zugeordnet, weshalb sich diese Maßnahmen Im entsprechenden Berichtsteil 
befinden. Im folgenden werden drei Maßnahmen des Bundeskanzleramtes beschrieben, welche 

Förderungen im Bereich Kunst und Kultur sowie eines Frauenverlages umfassen. 

Förderung von Frauenkulturvereinen 2001 u n d  2002 

Inhalte 

• Kulturprolekle, Seminare, Workshops . . . . . . .  die von Frauen organtslerl und durchgeführt werden 

• Programm, das auf das ZIelpublIkum Frau zugeschnitten Isl 

• Programm, das inhaltlich die I nleressen der Frau abdeckt 

• Verslarkte AuftrIttsmöglichkeiten fur Künstlerin nen 

• Slarkung des Selbstbewusstseins der Frau 

• Verbesserung des offenillchen Bildes der Frau in der Gesellschaft 

• Berufliche Qualifikalion durch vermehrte Auftrittsmogllchkelten 
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Zielgruppen 
Künstlerinnen, Kulturmanagennnen. Kunst- und Kultunnteresslerte 

Budget 

Im Jahr 2001 wurden EUR 93.747,96 für diese Maßnahme aufgewendet. 

Im Jahr 2002 wurden EUR 1 02. 764 für diese Maßnahme aufgewendet. 

Ausgewogener Frauenanteil in  der Zusammensetzung von Beiräten 

Inhalte 

Kunstfördermittel werden grundsätzlich nach qual itativen Kriterien vergeben, allerdmgs soll die Tätigkeit 

von Expertinnen in den Auswahlgremien zusätzlich etwas bewirken. 

Ziele 

• Die Stärkung der gesellschaftlichen Anerkennung von Frauen als Expertinnen 

• Die Sensibilisierung des Gremiums für genderspezifische Projekte 

• Die angemessene Berücksichtigung von Künstlerinnen bel der Vergabe von Kulturfördermitteln 

• Erhöhung der Projekteinreichungen von Künstlerinnen 

• Genderspezifische Ansprechpartner In den Auswahlgremien 

Zielgruppen 
Kimstlerinnen, Kulturmanagerinnen 

Budget 

Maßnahme hat im Innenverhältnis keine budgetären Auswirkungen 

Förderung des Mi lena Verlags im Rahmen der Verlagsförderung 

des Bundeskanzleramtes 

Inhalte 
Im Rahmen der Verlagsförderung wird mit dem Milena Verlag em österreichischer Frauenverlag unter­

stützt, der Bücher österreichischer Autorinnen und Bücher zu frauen spezifischen F ragen veröffentlicht. 

Die Förderung erfolgt jährlich. Die Höhe richtet sich nach Umfang und Qualität des Programms. 

Zielgruppen 
An österreichlscher Frauenliteratur interessierte Leserinnen und Leser. 

E rgebnisse 

Durch die Förderung werden zum einen AutorInnen unterstutz!. zum anderen erhalten gesellschaftlich 

relevante Frauenthemen eine größere Öffentl ichkeit. 

Budget 
Jahrllch wurden EUR 40 000 fur diese Maßnahme aufgewendet 
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Tabelle 39: Maßnahmen des BKA nach Themenbereich 

Themenkreis 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen, die es Man-

nern und Frauen ermöglichen, ihre familiaren Verpflichtungen mit ihrer Be-

rufstatigkeit zu vereinbaren 

Benachteil igungen: Sozialpolitische Maßnahmen, welche die Benachteili-

gungen von Frauen In Hinblick auf den Umstand, dass sie Mütter sind oder 
sein können, abbauen, 

Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen für Frauen zur Existenzslche-

rung, vor allem für die Fälle des Alters, der Invalidität und der Arbeitslosigkeit 

Nennungen 

--

--

--

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der G/erchbehandlung Im --

Arbeitsleben 

Schulische und berufliche Bildung (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Arbeitsmarkt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) .-

Wohnen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Gesundheit (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Mobilität (aktive F rauenförderungsmaßnahmen) --

Sexismus I Gewalt (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Gleichberechtigte Lebensformen (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) .. 

Wissenschaft (aktive Frauenförderungsmaßnahmen) --

Kunst (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) 3 

Sonst iges (aktive Frauenforderungsmaßnahmen) --

Alle drei Maßnahmen des BKA werden dem Themenbereich _Kunst" zugeordnet. 

Tabelle 40: Maßnahmen des BKA nach Art der Maßnahme 

Art der Maßnahme 

Legislative Maßnahme 
Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahme 

Subventton, Preis, StipendIum 

Wissenschaft. Forschung Entwicklung 

Offenlhchkeltsarbert 

Sonstiges 

Nennungen 

--
_ .  

3 

_. 

1 

_. 

Aufgegliedert nach Art der Maßnahmen zeigt sich. dass hauptsächlich der Bereich Subventio­
nen genannt wurde. 
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Tabelle 41 : Umsetzung der Maßnahmen 

Institution 

Bundeskanzleramt 

externe Auftragnehmerinnen 

belde 

Nennungen 

2 

1 

--

Zwei der Maßnahmen wurden vom Bundeskanzleramt, eine Maßnahme von externen Auftrag­
nehmerinnen (Antragstellerinnen) umgesetzt. 
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4.1 2  Vergleich zwischen den Bundesministerien 

In diesem Kapitel werden die von den Ministerien beschriebenen Maßnahmen hinsichtlich The­

menschwerpunkt und Art der Maßnahme verglichen. 

4. 1 2 . 1  Themenschwerpun kte 

Tabelle 42: Verteilung der Themenschwerpunkte i m  Bundesmin isterienvergleich' 

Thcmcnschwer� BMBWK BMF BMI BMWA BMVIT BKA gcs. 

punkte 

BMJ 

I 
BMLFUW 

I 
BMÖLS 

I 
BMSG 

absolut 

Vereinbarkeil von 1 -- -- -- -- -- 1 2 -- - 4 

Beruf und Familie 

Abbau von Be- -- -- -- -- -- -- 2 2 -- - 4 

nachtellrgungen 
aufgrund der mög-
hchen/besleh-

enden Mutterrolle 

sozial,? Sicherheit -- -- -- -- -- -- 6 1 -- - 7 

Glerchbehandlung -- 2 -- 1 I -- -- 8 • 1 - 1 6  

1 m  ArbeItsleben I 
schulische und 7 -- -- - 3 -- 3 2 2 - 1 7  

berufhche Bildung 

Arbeitsmarkt -- -- - -- - - 2 7 -- - 9 

Wohnen -- -- - 1 -- -- - - -- - 1 

Gesundheit -- -- - -- -- -- 7 -- -- - 7 

Mob,1,tat -- -- - -- -- -- -- -- 1 - 1 

Sexismus IGewalt -- -- 1 -- -- -- 4 1 - - -- 6 

Gleichberechtigte -- -- -- -- -- -- 2 -- -- -- 2 

Lebensformen 

WIssenschah 5 -- -- -- -- -- -- -- 1 -- 6 

Kunst -- -- -- -- -- -- -- -- -- 3 3 

Sonstiges 3 -- 1 -- -- • 1 2 -- -- 1 1  

GESAMT 1 6  2 2 2 3 4 36 21 5 3 94 

Von den insgesamt 94 Nennungen betreffen 1 7  Nennungen (oder 1 8%) den Themenschwer­
punkt "Schulische und berufliche Bildung". der damit Insgesamt von allen Bereichen am häu­

figsten genannt wurde. Das BMBWK sticht hier mit 7 Nennungen eindeutig hervor. Der Themen-

.J Da seitens des BMaA diese Rubrik nicht ausgewiesen wurde und vom BMLV keine Maßnahmen gemeldet wurden, 
Sind diese zwei Ministerien In der Tabelle nicht enthalten 
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schwerpunkt "G leichbehandlung im Arbeitsleben" folgt mit 1 7% der Nennungen . wobei hier 

das BMSG mit 8 (gefolgt vom BMWA mit 4) den Hauptanteil der Antworten einnimmt. Relativ 

viele Nennungen erhielten "aktive Frauenförderungsmaßnahmen im Bereich Arbeitsmarkt" 
sowie "Maßnahmen zur sozialen Sicherheit". wobei diese Maßnahmen von BMSG und 

BMWA genannt wurden. Der Bereich "Gesundheit" mit 8% der Nennungen wurde ausschließ­

lich vom BMSG angeführt. Abgesehen vom Bereich 5exismus/Gewalt" mit 6% und vom Bereich 

"Sonstiges" mit 1 2% der Nennungen erhielten die restlichen Kategorien jeweils höchstens 4%. 

4.1 2.2 Maßnahmenarten 

Tabelle 43: Verte i lung der Maßnahmenarten im Bundesmin isterienvergleich' 

Art der Maßnahme BMBWK BMF BMI BMJ BMLFUW BMÖLS BMSG BMWA BMVIT 

I 
BKA 90S. 

absolut 

Legislative Maßnah· -- -- -- 1 -- -- 8 5 -- -- 1 4  

me 

Beratungs- und Oua- 1 1  2 1 -- 3 -- 1 1  5 2 -- 36 

hfizierungsmaß-

nahme 

Subvention, Preis. 3 -- -- -- -- 4 5 2 2 3 1 9  

Stipendium 

Wissenschaft. For- 4 1 1 -- 3 -- 4 4 2 -- 1 7  

sChung, Entwicklung 

Offentlichkeitsarbelt 6 1 1 -- -- " 7 4 1 31 

Sonstiges 

GESAMT 

4 -- 1 1 -- 1 2 3 -- -- 1 2  

28 4 4 2 3 5 41 26 1 0  4 1 29 

Insgesamt wurden die Maßnahmen der Bundesministerien 1 29 verschiedenen Maßnahmenar­

ten zugeordnet. Dabei machen die Kategorien "Beratungs- und Qual ifizierungsmaßnahme" 

und "Öffentlichkeitsarbeit" mit 28% bzw 24% die am häufigsten genannten Kategorien aus. 
Jewei ls rund 1 4% entfallen auf die KategOrien "Subvention. Preis, Stipendium" und "Wis­

senschaft. Forschung.  Entwicklung" "Legislative Maßnahmen" stellen mit rund 1 1 % der 

Nennungen eine weniger ha ufig genannte Maßnahmenart dar. die wenigsten Nennungen entfal­
len auf die KategOrie "Sonstiges" 

4 Da seitens des BMaA diese Rubrik nicht ausgewiesen wurde und vom BMLV keine externen Maßnahmen gemeldet 

wurden Sind diese zwei Ministerien In der Tabelle nicht enthalten 
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Zusam menfassung 

Insgesamt wurden für  den .Bencht der Bundesregierung betreffend den Abbau von Benachteili­
gungen von Frauen· 85 Maßnahmen gemeldet, die den Benchtskritenen entsprechen (externe 

Maßnahmen, die explizit Frauen ansprechen). 

Die meisten Nennungen kamen dabei eindeutig vom Bundesministerium für soziale Sicherheit 

und Generationen (27 Maßnahmen) gefolgt vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

( 1 6  Maßnahmen) sowie vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (ebenfalls 

1 6  Maßnahmen). Auch vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie und 

vom Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten wurden mehrere Initiativen angeführt 
Ueweils 5 Maßnahmen) Die restlichen Ministerien haben zwischen einer und drei Maßnahmen 
beschneben, lediglich vom Bundesministerium für Landesverteidigung wurden keine Maßnah­

men gemeldet. 

Die Verteilung der Themenschwerpunkte im Vergleich zwischen den Ministerien ergibt folgendes 

Bild: Rund 1 8% der Nennungen fallen auf den Themenschwerpunkt Aktive Frauenförderungs­

maßnahmen im Bereich Schulische und berufliche Bildung", der Themenschwerpunkt .Gleich­

behandlung im Arbeitsleben" folgt mit 1 7% der Nennungen 1 0% der Nennungen erfolgten im 
Bereich .Aktive Frauenförderungsmaßnahmen im Bereich Arbeitsmarkt", jeweils 8% bei .Maß­

nahmen zur sozialen Sicherheit" sowie .Gesundheit" und 7% bei "Aktive Frauenforderungsmaß­

nahmen im Bereich Sexismus/Gewalt". Dem Themenbereich "Wissenschaft" wurden 6% der 
Maßnahmen zugeordnet .Vereinbarkeit von Beruf und Familie , "Abbau von Benachteiligungen 
aufgrund der möglichen/bestehenden Mutterrolle" Aktive Frauenforderungsmaßnahmen im Be­
reich Wissenschaft" erhielten jeweils 4% der Nennungen. 

Aufgeteilt auf Maßnahmenarten zeigt sich, dass die Kategorien "Beratungs" und Qualifizie" 
rungsmaßnahmen" (28%) und "Öffentlichkeitsarbeit" (24%) die wichtigsten Maßnahmen arten 
seitens der Bundesministerien darstellen . •  Subvention, Preis, Stipendium" und .Wissenschaft, 

Forschung, Entwicklung" erhielten jeweils rund 1 4% der Nennungen . •  Legislative Maßnahmen" 

stellen mit rund 1 1  % der Nennungen eine weniger häufig genannte Maßnahmenart dar, die we­

nigsten Nennungen entfallen auf die Kategorie "Sonstiges" mit 9% der Angaben 
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5 Vergleich zwischen den J ahresberichten 

1 999/2000 und 2001 /2002 

Seit dem Bericht 1 995/1996 wurde ein damals entwickeltes Erhebungsinstrumentarium zur Be­
schreibung der einzelnen Maßnahmen verwendet. Da dieses Erhebungsinstrumentarium in a­

daptierter Form für den vorliegenden Bericht weiterverwendet wurde, ist eine gewisse Ver­

gleichbarkeit zwischen den Maßnahmen möglich, die in  dieser bzw. in der vorangegangenen 
Zweijahresperiode gesetzt wurden. Vor allem hinsichtlich der Anzahl der Maßnahmen lässt sich 

ein Zeitvergleich anstellen. Da bei der Erhebung der Maßnahmenbereiche und -arten die Eintei­
lung der Erhebungskriterien vereinfacht und vor allem an den GesetzesInhalt angepasst wurde, 

lässt sich fur diesen Bereich ein Vergleich nur in eingeschränkter Form anstellen. 

5.1 Vergleich der Anzahl der genannten Maßnahmen 

Tabelle 44: Überblick über Anzahl der Maßnahmen 

Bundesministerien 

Bundesm'nlstenum tur ausw�rtlge Angelegenheiten (BMaA) 

Bundesministenum für Bildung. Wissenschaft und Kultur (BMBWK) 

8undesmlnlstenum rUf Finanzen (BMF) 

Bundesmlnlstenum für Inneres (SMI) 

Bundesminlslerlum fOr Justiz (BMJI 

BundesmInIsterIum rur Landesveneldlgung (BMLVI 

Bundesmlnlstenum für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(BMLFUW) 

BundesministerIum rur offenthche Leistung und Sport (BMOLSI 

Bundesmtnlstenum fur SOZiale Sicherheit und GeneratIonen (BMSG) 

Bundesrnlnlstenum tur Wirtschaft und Arbeit (BMWA) 

Bundesmrnlstenum fur Verkehr, Innovation und Technologie (ßMVIT) 

Bundeskanzleramt (BKAI 

Gesamt 

1 99912000 200112002 

7 5 

1 7  1 6  
-- 2 

3 2 

9 2 

1 --

1 3 

2 4 

2 1  27 

25 1 6  

6 5 

t 5  3 

107 85 

Beim Vergleich zwischen der Erhebungsperiode 1 999/2000 und 2000/2001 ergibt sich hinsicht­
lich der Anzahl der berichteten Maßnahmen eine Reduktion. Wurden für den Zweijahresbericht 
1 999/2000 insgesamt 1 07 externe Maßnahmen angeführt. waren dies 200112002 85. Vom 

BMSG wurden fur den aktuellen Bericht mehr Maßnahmen als für den letzten Bericht gemeldet, 

wobei hier zu berucksichtigen Ist, dass die Agenden der Frauenabteilung 1 999 noch im Bundes­
kanzleramt angesiedelt waren. Einen geringen Zuwachs an gemeldeten Maßnahmen konnten 
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beim BMF, das beim letzten Mal uber keine externen Maßnahmen benchtete, beim BMöLS so­
wie beim BMLFUW verzeichnet werden Keinerlei externe Maßnahmen zum Abbau der Benach­
teiligungen von Frauen wurden diesmal vom BMLV gemeldet 

5.2 Vergleich der Themenschwerpunkte 

Bei einem Vergleich der Themenschwerpunkte nach Erhebungszeitraum können nicht alle The­
menschwerpunkte einbezogen werden, da ein adaptiertes Erhebungsinstrumentarium zur An­

wendung kam. 

Im Berichtszeitraum 1 999/2000 zeigt die Aufteilung der Maßnahmen nach allgemeinen Themen­
schwerpunkten, dass der Themenschwerpunkt "Gleichstellung am Arbeitsmarkt" mit rund 30% 
der Nennungen an erster Stelle genannt wurde. Die Themenbereiche "Gleichberechtigte Le­

bensformen" und "Vereinbarkeit von Beruf und Familie" folgen mit je 1 9% bzw 1 7% der Nen­

nungen. Die restlichen Bereiche .Gleichstellung von Mädchen und Frauen in der schutischen 
und berufl ichen Bildung", .Eigenstandlge soziale Sicherheit und Teilhabe" sowie .Zugang zu 

Entscheidung/Macht" nehmen mit einem Anteil von 1 0% bis 1 4% an den Nennungen einen rela­
tiv gleichbedeutenden Stellenwert ein 

Die Auswertung für 2001/2002 ergibt, dass der Themenschwerpunkt "Schulische und berufliche 
Bildung" mit 1 8 %  an erster Stelle der Nennungen liegt. Der Themenbereich .Gleichbehandlung 

Im Arbeitsleben" hat mit 1 7% so wie beim vorigen Bencht einen hohen Stellenwert. Der The­
menschwerpunkt .Soziale Sicherheit" erhielt beim letzten Bericht 1 3% der Zuordnungen, beim 
aktuellen Bericht 8%. Ebenfalls weniger Nennungen entfielen auf den Themenschwerpunkt Ver­

elnbarkeit von Beruf und Familie mit 4% ( 1 999/2000: 1 5%). 

5.3 Vergleich der Maßnahmenarten 

Ein Vergleich der Maßnahmenzuordnung nach Art der Maßnahme zwischen den bei den Perio­
den bringt folgendes Ergebnis: 1 999/2000 ergab sich eine relativ ausgeglichene Aufteilung nach 
Maßnahmenarten: die Kategonen "Offentlichkeitsarbelt", "Forderungsmaßnahme, Subvention, 

PreiS, Stipendium sowie "Wissenschaft, Forschung und Entwicklung" stellen mit jeweils rund 

einem Viertel der Angaben die Wichtigsten Maßnahmenarten seitens der Bundesministerien dar 
Auf die "Legislativen Maßnahmen" entfielen rund 1 7% der Nennungen und auf "Sonstiges· 8% 

der Angaben. 

Für den Zweijahresbericht 2001 /2002 wurde erstmals die Kategone "Beratungs- und Qualifizie­

rungsmaßnahme" verwendet, welche mit 28% die meisten Zuordnungen erhielt "Öffentlichkeits­
arbeit" nahm mit 24% der Angaben einen ähnlich hohen Stellenwert wie für die Jahre 1 999/2000 
ein. 
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6 Zusam m enfassende D arstellung 

Für den vorliegenden Bericht wurden 85 externe Maßnahmen der Bundesministerien und des 

Bundeskanzleramts beschrieben. Die Maßnahmen sind insgesamt als sehr unterschiedlich ein­
zustufen. Sie reichen von der Finanzierung einer Studie über Veranstaltungen zu frauenspezifi­
schen Themen bis zur Verankerung von Gender-Mainstreaming. 

Die meisten Nennungen kamen dabei eindeutig vom Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen (27 Maßnahmen), vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit ( 1 6  Maß­

nahmen) sowie vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (ebenfalls 1 6  
Maßnahmen). Auch das Bundesministerium fur auswärtige Angelegenheiten und das Bundes­

minIsterIum für Verkehr, Innovation und Technologie Oe 5 Maßnahmen) und das 

BundesminIsterium für öffentliche Leistung und Sport (4 Maßnahmen) haben mehrere Initiativen 

angeführt. Die restlichen Ministerienhaben zWischen einer und drei Maßnahmen beschneben ' 

Eine Auswertung der Maßnahmen nach Themenbereich, dem die jeweilige Initiative zugeordnet 

wurde. ergibt folgendes Bild: rund 1 8% der Nennungen fallen auf den Themenschwerpunkt "Ak­
tive Frauenförderungsmaßnahmen im Bereich schulische und berufliche Bildung" und 1 7% auf 

"Gleich behandlung im Arbeitsleben". 1 0% der Nennungen erfolgten Im Bereich .Aktive Frauen­

förderungsmaßnahmen im Bereich Arbeitsmarkt". 8% bei .Maßnahmen zur sozialen Sicherheit". 

Jeweils 7% erhielten die Themenbereiche .. Aktive Frauenförderungsmaßnahmen Im Bereich 
Sexismus/Gewalt" sowie .Gesundheit" . •  Verembarkeit von Beruf und Familie", "Abbau von Be­

nachteiligungen aufgrund der möglichen/bestehenden Mutterrolle" und "Aktive Frauenförde­

rungsmaßnahmen im Bereich Wissenschaft" kamen auf 4% der Nennungen. 

Aufgeteilt auf Maßnahmenart zeigt sich, dass die Kategorien "Beratungs- und Qualifizierungs­

maßnahmen" (28%) und "Öffentlichkeitsarbeit" (25%) die wichtigsten Maßnahmenarten seitens 
der Bundesministerien darstellen . •  Subvention, Preis, Stipendium" und .Wissenschaft, For­

schung, Entwicklung" erhielten jeweils rund 1 4% der Nennungen. "Legislative Maßnahmen" 
stellen mit rund 1 1  % der Nennungen eine weniger häufig genannte Maßnahmenart dar, die we­

nigsten Nennungen entfallen auf die KategOrie "Sonstiges" mit 1 0% der Angaben. 

Ein Vergleich auf Ebene der Bundesministerien msgesamt zwischen der aktuellen und der letz­
ten Erhebungsperiode 1 997/1 998 zeigt als großte Auffälligkeit. dass Sich die Anzahl der Maß­

nahmen von Insgesamt 1 07 externen Maßnahmen In der Periode 1 999/2000 auf 85 Maßnah­
men im Zeitraum 2001 /2002 verringerte. Eine Gegenuberstellung der belden Penoden nach 

Themenschwerpunkten ergibt, dass in belden Erhebungszeiträumen die Maßnahmen am zu 
einem hohen Anteil dem Themenbereich "Gleich behandlung Im Arbeitsleben/Gleichstellung am 

Arbeitsmarkt'" zugeordnet werden. Die meisten Zuordnungen nach Themenbereichen erfolgten 

beim vorliegenden Bericht zu "Schulische und berufliche Bildung" Beim Vergleich der Maßnah-

S Abgesehen vom Bundesmlnlstenum 'ur Landesverteidigung das keine Maßnahmen meldete 
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menart wurde als neue Kategone _Beratungs- und QualifizIerungsmaßnahme" elngefuhrt. weI­

cher die meisten Maßnahmen zugeordnet wurden Die Öffentlichkeitsarbeit dominierte In ahn"­

chem Ausmaß wie beim letzten ZwelJahresbencht 
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A N H AN G: Erhebung sinstrumentarium 

Nachfolgend findet sich der Erhebungsbogen. der Bundesmmisterien. Staatssekretariaten und 

Bundeskanzleramt zugestellt wurde. um eine einheitliche Erfassung der gesetzten Maßnahmen 

sicherzustellen. Neben einem .Infoblatt zum Erhebungsbogen zu Maßnahmen der Ministerien" 

ist dies der .Erhebungsbogen zu Maßnahmen der Ministerien für den Bericht der Bundesregie­

rung betreffend den Abbau von Benachteiligungen von Frauen (BGB!. 837/1992) für den Be­

nchtszeltraum 2001 und 2002" 
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I nfoblatt zum Erhebungsbogen zu Frauen·/Gender·Maßnahmen M i n i sterien 

Der Berichtszeitraum fur den gegenstandhchen Bericht umfasst die Jahre 2001 und 2002 Gegenstand 
dieses Berichts sind nur jene Maßnahmen, die seitens des Ministeriums nach außen gesetzt werden, 
sogenannte "externe" Maßnahmen" (Maßnahmen zur Frauenforderung Innerhalb des MInisteriums Sind 
hier nicht zu beruckslchtlgen) 

Wir ersuchen Sie, uns je beschriebener Maßnahme einen Erhebungsbogen per e-mail zukommen zu 
lassen 

Der Erhebungsbogen gliedert Sich In folgende zwölf Fragestellungen , 

1 Genauer Titel der Maßnahme 

2 Kurzbeschreibung von Inhalt und Zielen der Maßnahme 

3 Zielgruppe(n) 

4 Ertauterung der WlrXung der Maßnahme 

5 Themallsche Zuordnung der Maßnahme 

6 Zuordnung der Maßnahmen nach Art und Inhalt der Maßnahme 

7 Zeitangaben zur Maßnahme 

8 Dokumentation und Evalulerung der Maßnahme 

9 Umsetzende Stelle der Maßnahme 

t 0 Budgetare Angaben 

1 1  Art der FinanZierung 

1 2  Bisherige Ergebnisse der Maßnahme 

Erläuterungen zu Frage 6 "Art der Maßnahme" : 

In Frage 6 ersuchen Wir Sie, die von Ihnen beschriebene Maßnahme einer der folgenden Maßnahmenar· 

ten durch Ankreuzen zuzuordnen 

• Legistische Maßnahme: 
EU-Rlchthnlen, Bundesgesetze, Verordnungen, Erlasse Beispiel Namensrecht 

• Beratungs- und Qual ifizierungsmaßnahme: 

PrOjekte, Modellprojekte, Forderungen fur bestimmte Zielgruppen, Kurse, uvm Beispiel Berufsbera­

tung fur Mädchen In nicht-traditionellen Berufen 

• Subvention , Preis, Stipendium: 
Subventionen fur frauenpohtlsche Einrichtungen speZifische Preise und Stipendien fur Frauen Bei­

spiel Frauenpreise (z B Gabrlele-Possanner-Prels) 

• Wissenschaft, Forschung, Entwicklung: 
Forschungsschwerpunkte, Forschungsauftrage, Forschungsforderung Beispiel Forschungsprojekt 

.Chancenglelchhelt und Beschafllgung In der EU. 

• Öffentlichkeitsarbeit: 
Kampagnen bzw, Aktionen, Veranstaltungen, Veroffenthchungen, Medienkoffer u a BeIspiele Kam­

pagne .Gewalt gegen Frauen", Veranstaltungen zum Internallonalen Frauentag 

• Sonstiges: 
Hier Sind Maßnahmen der Frauenforderung gemeint die nicht unmittelbar In die ersten funf Katego­

nen einzuordnen Sind 

Wir danken Ihnen sehr herzlich für Ihre M itarbeit! 
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Ministerium Sektion I Abteilung 

Bearbeitende I I 
Stelle 

I I 

Erhebungsbogen zu Maßnahmen der Ministerien für den 

Bericht der Bundesregierung betreffend den Abbau 

von Benachtei l igungen von Frauen (BGBI. 837/1 992) 

für den Berichtszeitraum 2001 und 2002 

7 Genauer Titel der Frauen/Gender-Ma ßnahme 

fortlaufende Nummer 

8 Beschreiben Sie bitte I nhalt und Ziele der Frauen/Gender-Maßnahme 

( i n  mind_  ze h n  Zeilen) 

9 Wei b l i c h e  Zielgruppe(n) 
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1 0  B i tte begründen Sie, warum d iese Frauen/Gender-Maßnahme zum 

Abbau der Benachtei ligungen von Frauen beiträgt 

1 1  Bi tte ordnen Sie d i e  Frauen/Gender-Maßnahme einem der folgenden 

T hemenkre i sen zu 

Bitte ankreuzen (nur eine Antwort möglich) 

Vereinbarkeit: Schaffung von Einrichtungen und Maßnahmen. die es Männern und 

Frauen ermöglichen. ihre familiaren Verpflichtungen mit Ihrer Berufstahgkelt zu ver- 0 
embaren 

Benachteiligungen: Sozialpolitische Maßnahmen. welche die Benachteiligungen von 

Frauen In Hinblick auf den Umstand. dass sie Mütter sind oder sein können. abbau- 0 
en I 

I 
Soziale Sicherheit: Allgemeine Maßnahmen fur Frauen zur EXIstenZSIcherung. vor i 

I allem fur die Fälle des Alters. der I nvaliditat und der Arbeitslosigkeit 
0 

Gleichbehandlung: Maßnahmen zur Durchsetzung der Glelc/Jbehandlung Im Arbelts-

leben 
0 

Aktive Frauenförderungsmaßnahmen in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen und 

zwar: 

Schulische und berufliche Bildung 0 

Arbeitsmarkt 0 
-

I 
Wohnen 0 

I 
Gesundheit I 0 

Mob111tat 0 

Sexismus / Gewalt 0 

i Glelchberechllgte Lebensformen 0 
I 

Wissenschaft 0 

Kunst 0 
- ---

Sonstiges und zwar 0 

9 1  

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)92 von 94

www.parlament.gv.at



1 2  B i tte ordnen S i e  die F rauen/Gender-M a ß nahme den folgenden 

Maßnahmenarten zu 

Bitte ankreuzen (mehrere Antworten möglich) 

Legislative Maßnahme 0 

Beratungs- und Quahfizlerungsmaßnahme 0 

Subvention, Preis, Stipendium 0 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 0 

Öffentlichkeitsarbeit 0 

Sonstiges und zwar: 0 

1 3  B e g i n n  und (voraussichtliches ) Ende der F raucn/Gender-Maßnahme 

I Beginn:  I Ende: 

1 4  Doku mentation und Eval uierung der Frauen/Gender-Maßnahme 

BiNe ankreuzen 

Maßnahmendokumentation wurde durchgeführt la 0 nein 0 

Evalu1eru ng wurde durchgeluhrt , ja 0 nein 0 

Sind die Evalulerungsergebnosse abrufbar? I ja O nein 0 

Wenn ja: Bei welcher Stelle sind die Evalulerungsergebnlsse abrufbar? 

1 5  Wer hat die Fra uen/Gender-M a ßnahme bzw. das Projekt umgesetzt? 

Bitte ankreuzen 

Mlnlstenum 

externe Auftragnehmerinnen 

1 6  Angaben zum Budget 

Im Projektzeitraum von ______ bls _______ wurden 

EUR lur diese Frauen/Gender-Maßnahme aufgewendet 

92 

o 

o 

III-47 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 93 von 94

www.parlament.gv.at



A rt  der F i nanzierung 

B;tte ankreuzen 

1 00% lge Finanzierung aus EIgenmittel 

Kofmanzlerungen-

EU-Mittel 

Land und/oder Gemeinde 

sonstige öffentliche Mittel (andere Ministerien, AMS"",) 

Privatunternehmen 

Sonstiges und zwar 

1 7  B i s h e rige Erg e b n i sse der Frauen/Gender-Maßn a h me 

0 

0 

() 

0 

0 

0 

0 

Beschreiben Sie bitte in ca, zehn Zeilen die wesentlichen Ergebnisse dieser Maßnahme: 

Wir danken I h nen sehr herzl ich für Ihre Mita rbeit! 
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